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§ 7g

Sonde r ab s ch r e i bung en und An sp a r ab s ch r e i bung en zu r
Fi r d e r ung k l e i n e r und m i t t l e r e r B e t r i eb e

idF des EStG v. 19.10.2002 (BGBl. I, 4210; BStBl. I, 1209), zuletzt genndert
durch StkndG 2003 v. 15.12.2003 (BGBl. I, 2645; BStBl. I, 710)

(1) Bei neuen beweglichen Wirtschaftsgetern des Anlagevermigens kin-
nen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 im Jahr der Anschaffung
oder Herstellung und in den vier folgenden Jahren neben den Absetzun-
gen fer Abnutzung nach § 7 Abs. 1 oder 2 Sonderabschreibungen bis zu
insgesamt 20 vom Hundert der Anschaffungs- oder Herstellungskosten
in Anspruch genommen werden.

(2) Die Sonderabschreibungen nach Absatz 1 kinnen nur in Anspruch
genommen werden, wenn
1. a) das Betriebsvermigen des Gewerbebetriebs oder des der selbstfn-

digen Arbeit dienenden Betriebs, zu dessen Anlagevermigen das
Wirtschaftsgut gehirt, zum Schluss des der Anschaffung oder Her-
stellung des Wirtschaftsgutes vorangehenden Wirtschaftsjahres
nicht mehr als 204517 Euro betrfgt; diese Voraussetzung gilt bei
Betrieben, die den Gewinn nach § 4 Abs. 3 ermitteln, als erfellt;

b) der Einheitswert des Betriebs der Land- und Forstwirtschaft, zu
dessen Anlagevermigen das Wirtschaftsgut gehirt, im Zeitpunkt
der Anschaffung oder Herstellung des Wirtschaftsgutes nicht mehr
als 122710 Euro betrfgt;

2. das Wirtschaftsgut
a) mindestens ein Jahr nach seiner Anschaffung oder Herstellung in

einer inlfndischen Betriebsstftte dieses Betriebs verbleibt und
b) im Jahr der Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen im Be-

trieb des Steuerpflichtigen ausschließlich oder fast ausschließlich
betrieblich genutzt wird und

3. fer die Anschaffung oder Herstellung eine Recklage nach den Absft-
zen 3 bis 7 gebildet worden ist. Dies gilt nicht bei Existenzgrendern
im Sinne des Absatzes 7 fer das Wirtschaftsjahr, in dem mit der Be-
triebseriffnung begonnen wird.

(3) 1Steuerpflichtige kinnen fer die kenftige Anschaffung oder Herstel-
lung eines Wirtschaftsgutes im Sinne des Absatzes 1 eine den Gewinn
mindernde Recklage bilden (Ansparabschreibung). 2Die Recklage darf
40 vom Hundert der Anschaffungs- oder Herstellungskosten des begens-
tigten Wirtschaftsgutes nicht eberschreiten, das der Steuerpflichtige vo-
raussichtlich bis zum Ende des zweiten auf die Bildung der Recklage
folgenden Wirtschaftsjahres anschaffen oder herstellen wird. 3Eine Reck-
lage darf nur gebildet werden, wenn
1. der Steuerpflichtige den Gewinn nach § 4 Abs. 1 oder § 5 ermittelt;
2. der Betrieb am Schluss des Wirtschaftsjahres, das dem Wirtschaftsjahr

der Bildung der Recklage vorangeht, das in Absatz 2 genannte Gri-
ßenmerkmal erfellt;
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3. die Bildung und Auflisung der Recklage in der Buchfehrung verfolgt
werden kinnen und

4. der Steuerpflichtige keine Recklagen nach § 3 Abs. 1 und 2a des Zo-
nenrandfirderungsgesetzes vom 5. August 1971 (BGBl. I S. 1237), zu-
letzt gefndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. Juni 1991 (BGBl. I
S. 1322), ausweist.

4Eine Recklage kann auch gebildet werden, wenn dadurch ein Verlust
entsteht oder sich erhiht. 5Die am Bilanzstichtag insgesamt nach Satz 1
gebildeten Recklagen derfen je Betrieb des Steuerpflichtigen den Betrag
von 154000 Euro nicht ebersteigen.

(4) 1Sobald fer das begenstigte Wirtschaftsgut Abschreibungen vorge-
nommen werden derfen, ist die Recklage in Hihe von 40 vom Hundert
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten gewinnerhihend aufzulisen.
2Ist eine Recklage am Ende des zweiten auf ihre Bildung folgenden Wirt-
schaftsjahres noch vorhanden, so ist sie zu diesem Zeitpunkt gewinn-
erhihend aufzulisen.

(5) Soweit die Auflisung einer Recklage nicht auf Absatz 4 Satz 1 beruht,
ist der Gewinn des Wirtschaftsjahres, in dem die Recklage aufgelist wird,
fer jedes volle Wirtschaftsjahr, in dem die Recklage bestanden hat, um
6 vom Hundert des aufgelisten Recklagenbetrages zu erhihen.

(6) Ermittelt der Steuerpflichtige den Gewinn nach § 4 Abs. 3, so sind die
Absftze 3 bis 5 mit Ausnahme von Absatz 3 Nr. 1 mit der Maßgabe ent-
sprechend anzuwenden, dass die Bildung der Recklage als Betriebsaus-
gabe (Abzug) und ihre Auflisung als Betriebseinnahme (Zuschlag) zu
behandeln ist; der Zeitraum zwischen Abzug und Zuschlag gilt als Zeit-
raum, in dem die Recklage bestanden hat.

(7) 1Wird eine Recklage von einem Existenzgrender im Wirtschaftsjahr
der Betriebseriffnung und den fenf folgenden Wirtschaftsjahren (Gren-
dungszeitraum) gebildet, sind die Absftze 3 bis 6 mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass
1. das begenstigte Wirtschaftsgut vom Steuerpflichtigen voraussichtlich

bis zum Ende des fenften auf die Bildung der Recklage folgenden
Wirtschaftsjahres angeschafft oder hergestellt wird;

2. der Hichstbetrag in Absatz 3 Satz 5 fer im Grendungszeitraum gebil-
dete Recklagen 307000 Euro betrfgt und

3. die Recklage spftestens am Ende des fenften auf ihre Bildung folgen-
den Wirtschaftsjahres gewinnerhihend aufzulisen ist;

bei diesen Recklagen findet Absatz 5 keine Anwendung. 2Existenzgren-
der im Sinne des Satzes 1 ist
1. eine naterliche Person, die innerhalb der letzten fenf Jahre vor dem

Wirtschaftsjahr der Betriebseriffnung weder an einer Kapitalgesell-
schaft unmittelbar oder mittelbar zu mehr als einem Zehntel beteiligt
gewesen ist noch Einkenfte im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 erzielt
hat;

2. eine Gesellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, bei der alle Mit-
unternehmer die Voraussetzungen der Nummer 1 erfellen. 2Ist Mitun-
ternehmer eine Gesellschaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, gilt
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Satz 1 fer alle an dieser unmittelbar oder mittelbar beteiligten Gesell-
schafter entsprechend; oder

3. eine Kapitalgesellschaft im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Kirper-
schaftsteuergesetzes, an der nur naterliche Personen beteiligt sind,
die die Voraussetzungen der Nummer 1 erfellen.

3Die gbernahme eines Betriebes im Wege der vorweggenommenen Erb-
folge gilt nicht als Existenzgrendung; Entsprechendes gilt bei einer Be-
triebsebernahme im Wege der Auseinandersetzung einer Erbengemein-
schaft unmittelbar nach dem Erbfall.

(8) 1Absatz 7 ist nur anzuwenden, soweit in sensiblen Sektoren die Fir-
derffhigkeit nicht ausgeschlossen ist. 2Sensible Sektoren sind:
1. Stahlindustrie (Multisektoraler Regionalbeihilferahmen fer große In-

vestitionsvorhaben vom 13. Februar 2002 in Verbindung mit Anhang B
(ABl. EG Nr. C 70 S. 8)),

2. Schiffbau (Richtlinie 90/684/EWG des Rates vom 21. Dezember 1990
eber Beihilfen fer den Schiffbau, ABl. EG Nr. L 380 S. 27, und Verord-
nung (EG) Nr. 1540/98 des Rates vom 29. Juni 1998 zur Neuregelung
der Beihilfen fer den Schiffbau, ABl. EG Nr. L 202 S. 1),

3. Kraftfahrzeugindustrie (Multisektoraler Regionalbeihilferahmen vom
13. Februar 2002 in Verbindung mit Anhang C),

4. Kunstfaserindustrie (Mulitsektoraler Regionalbeihilferahmen vom
13. Februar 2002 in Verbindung mit Anhang D),

5. Landwirtschaftssektor (Gemeinschaftsrahmen fer staatliche Beihilfen
im Agrarsektor, ABl. EG Nr. C 28 S. 2 vom 1. Februar 2000),

6. Fischerei- und Aquakultursektor (Leitlinien fer die Prefung der einzel-
staatlichen Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor vom 20. Ja-
nuar 2001 (ABl. EG Nr. C 19 S. 7)),

7. Verkehrssektor (Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des Rates vom 4. Juni
1970 eber Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsver-
kehr, ABl. EG Nr. L 130 S. 1, in der Fassung der Verordnung (EG)
Nr. 543/97 des Rates vom 17. Mfrz 1997, ABl. EG Nr. L 84 S. 6, Leit-
linien der Gemeinschaft fer staatliche Beihilfen im Seeverkehr, ABl.
EG Nr. C 205 S. 5 vom 5. Juli 1997, und Anwendung der Artikel 92 und
93 des EG-Vertrages sowie des Artikels 61 des EWR-Abkommens auf
staatliche Beihilfen im Luftverkehr, ABl. EG Nr. C 350 S. 5 vom
10. Dezember 1994) und

8. Steinkohlenbergbau (Entscheidung Nr. 3632/93 EGKS der Kommis-
sion vom 28. Dezember 1993 eber die Gemeinschaftsregelung fer
staatliche Beihilfen zugunsten des Steinkohlenbergbaus, ABl. EG
Nr. L 329 S. 12).

3Der Umfang der Firderffhigkeit ergibt sich aus den in Satz 2 genannten
Rechtsakten.

Autor: BerndMeyer, Steuerberater, Bad Homburg v. d. H.
Mitherausgeber: Dr. Uwe Clausen, Rechtsanwalt,

Linklaters & Alliance, Mmnchen

E 3

fmr kleine und mittlere Betriebe § 7g



E 4 B. Meyer

I nh a l t s eb e r s i c h t

Allgemeine Erlfuterungen zu § 7g

Anm. Anm.

I. oberblick zu § 7g . . . . . . . . . 1
II. Rechtsentwicklung des § 7g . 2
III. Bedeutung des § 7g . . . . . . . 3

IV. Geltungsbereich des § 7g . . . 4
V. Verhnltnis zu anderen

Vorschriften . . . . . . . . . . . . . 5
VI. Verfahrensfragen . . . . . . . . . 18

Erlfuterungen zu Abs. 1:
Sonderabschreibungen fer neue bewegliche
Wirtschaftsgeter des Anlagevermigens

Anm. Anm.

I. Voraussetzungen der Sonder-
abschreibungen . . . . . . . . . . 20

II. Inanspruchnahme der
Sonderabschreibungen . . . . . 33

Erlfuterungen zu Abs. 2:
Weitere Voraussetzungen fer die Sonder-

abschreibungen

Anm. Anm.

I. Wertgrenzen als Firder-
voraussetzungen
(Abs. 2 Nr. 1)
1. Grundsntzliches . . . . . . . . 44
2. Betriebliche Grqßen-

merkmale
a) Wert des Betriebsver-

mqgens nicht mehr
als 204517 E
(Buchst. a) . . . . . . . . . 52

b) Festgestellter Ein-
heitswert des Betriebs
nicht mehr als
122710 E (Buchst. b) 55

II. Bindungen des Wirt-
schaftsguts an den
begenstigten Betrieb als
Firdervoraussetzungen
(Abs. 2 Nr. 2)
1. Grundsntzliches . . . . . . . . 56
2. Einjnhriges Verbleiben in

einer inlnndischen Be-
triebsstntte des begmnstig-
ten Betriebs
a) Einjnhriges Ver-

bleiben . . . . . . . . . . . . 59

b) Verbleiben „in einer
inlnndischen Betriebs-
stntte dieses Betriebs“ 61

3. Ausschließlich oder fast
ausschließlich betriebliche
Nutzung im Betrieb des
Steuerpflichtigen
a) Nutzung „im Jahr der

Inanspruchnahme
von Sonderabschrei-
bungen“ . . . . . . . . . . . 65

b) Betriebliche Nutzung
im Betrieb des Steuer-
pflichtigen . . . . . . . . . 66

III. Bildung einer Recklage
nach den Abs. 3–7
(Abs. 2 Nr. 3)
1. Rmcklagenbildung als

Voraussetzung der Son-
derabschreibung (Nr. 3
Satz 1) . . . . . . . . . . . . . . . 75

2. Keine Rmcklagenbildung
im Wirtschaftsjahr der
Betriebserqffnung (Nr. 3
Satz 2) . . . . . . . . . . . . . . . 76

§ 7g Sonderabschreibungen ua.



HHR Lfg. 216 Oktober 2004 B. Meyer

Erlfuterungen zu Abs. 3:
Ansparabschreibung

Anm. Anm.

I. Recklage fer die kenftige
Anschaffung oder Herstel-
lung eines Wirtschaftsguts
(Abs. 3 Satz 1)
1. Allgemeines . . . . . . . . . . . 80
2. Kmnftige Anschaffung

oder Herstellung eines
Wirtschaftsguts
a) Wirtschaftsgut iSd.

Abs. 1 . . . . . . . . . . . . 82
b) Kmnftiger Erwerb des

Wirtschaftsguts . . . . . 85
3. Bildung einer gewinn-

mindernden Rmcklage
(Ansparabschreibung)
a) Ausmbung des Wahl-

rechts . . . . . . . . . . . . . 88
b) Nachholung der

Rmcklage . . . . . . . . . . 89
c) knderung der Rmck-

lage in einem spnteren
Wirtschaftsjahr . . . . . 90

II. Hihe der Anspar-
abschreibung fer kenftige
Erwerbe (Abs. 3 Satz 2)
1. Begrenzung auf 40 vH

der Anschaffungs- oder
Herstellungskosten des
begmnstigten Wirtschafts-
guts . . . . . . . . . . . . . . . . . 93

2. Voraussichtlicher Erwerb
innerhalb von zwei
Jahren nach Rmcklagen-
bildung
a) Ansparzeitraum . . . . . 94

b) Voraussichtlicher
Erwerb im Anspar-
zeitraum . . . . . . . . . . . 95

c) Prognoseentschei-
dung mber kmnftige
Investitionen . . . . . . . 96

d) Prognoseentschei-
dung in der Grmn-
dungsphase oder bei
Erweiterung eines
Betriebs . . . . . . . . . . . 100

III. Weitere Voraussetzungen
der Recklagenbildung
(Abs. 3 Satz 3)
1. Gewinnermittlung nach

§ 4 Abs. 1 oder § 5 (Satz 3
Nr. 1) . . . . . . . . . . . . . . . . 102

2. Bestimmte Betriebsgrqße
am Schluß des vorange-
gangenen Wirtschafts-
jahrs (Satz 3 Nr. 2) . . . . . 103

3. Verfolgbarkeit der Rmck-
lage in der Buchfmhrung
(Satz 3 Nr. 3) . . . . . . . . . . 112

4. Keine kumulative Rmck-
lagenbildung nach dem
Zonenrandfqrderungs-
oder Fqrdergebietsgesetz
(Satz 3 Nr. 4) . . . . . . . . . . 113

IV. Unschfdlichkeit der
Verlustentstehung oder
-erhihung (Abs. 3 Satz 4) . 114

V. Begrenzung der Reck-
lage auf 154000 E
(Abs. 3 Satz 5) . . . . . . . . . . 115

Erlfuterungen zu Abs. 4:
Gewinnerhihende Auflisung der Recklage

Anm. Anm.

I. Auflqsung mit beginnender
Abschreibungsberechtigung
des begmnstigten Wirtschafts-
guts (Abs. 4 Satz 1) . . . . . . . . 116

II. Zwangsauflqsung am Ende
des zweiten auf die Bildung
folgenden Wirtschaftsjahrs
(Abs. 4 Satz 2) . . . . . . . . . . . 119

E 5

fmr kleine und mittlere Betriebe § 7g



E 6 B. Meyer

Erlfuterungen zu Abs. 5:
Gewinnzuschlag

Anm. Anm.

I. Voraussetzungen des
Gewinnzuschlags . . . . . . . . . 122

II. Rechtsfolgen des Gewinn-
zuschlags . . . . . . . . . . . . . . . . 124

Erlfuterungen zu Abs. 6:
Recklagenbildung bei Gewinnermittlung

nach § 4 Abs. 3 . . . . . . . . . . 127

Erlfuterungen zu Abs. 7:
Recklage fer Existenzgrender

Anm. Anm.

I. oberblick . . . . . . . . . . . . . . . . 130
II. Sachliche Voraussetzungen

der Rmcklagenbildung
(Abs. 7 Satz 1) . . . . . . . . . . . 135

III. Wahlrecht fmr eine Rmcklage
bis max. 307000 E
(Satz 1 Nr. 2) . . . . . . . . . . . . 138

IV. Auflqsung der Rmcklage
(Satz 1 Nr. 3) . . . . . . . . . . . . 140

V. Persqnliche Voraussetzungen:
Existenzgrmnder
(Abs. 7 Satz 2) . . . . . . . . . . . 142

VI. Keine Existenzgrmnder-
rmcklage bei Betrieben, die
durch vorweggenomme
Erbfolge oder Erbauseinan-
dersetzung erworben werden
(Satz 3) . . . . . . . . . . . . . . . . . 144

Erlfuterungen zu Abs. 8:
Einschrfnkungen fer Existenzgrenderrecklagen

in sog. sensiblen Sektoren . . . . . 150

§ 7g Sonderabschreibungen ua.



HHR Lfg. 216 Oktober 2004 B. Meyer

Allgemeine Erlfuterungen zu § 7g

Schrifttum zu Abs. 1–2 (Sonderabschreibung): Altfhoefer/Nolte/Roland, Steuer-
entlastungsgesetz 1984, DStZ 1984, 5; Bordewin, Steuerentlastungsgesetz 1984 – knde-
rungen bei der Einkommensteuer –, FR 1984, 53; Zitzmann, Die Abschreibungsverbesse-
rungen aufgrund des Steuerentlastungsgesetzes 1984, DB 1984, 74; Spanke, Das
Steuersenkungs-Erweiterungsgesetz 1988, BB 1987, 2200; Zitzmann, Verbesserung der
Sonderabschreibungen fmr kleine und mittlere Betriebe ab 1988, DB 1988, 620; Felix, Er-
wartungen des Mittelstandes an ein Steuersystem der neunziger Jahre, DStZ 1990, 184.
Schrifttum zu Abs. 3–8 (Ansparabschreibung): Wolff, Grundsntzliche oberlegungen
und Gestaltungsalternativen zur Ansparabschreibung, DStR 1993, 1534; Pinkos, Standort-
sicherungsgesetz: Die Ansparabschreibung als Fqrderung des Mittelstands, DB 1993,
1688; Brandis, Investitionsfqrderung durch Ansparabschreibung, FR 1994, 214; Paus,
Lohnt sich die Ansparabschreibung nach § 7g EStG, DStR 1994, 1104; Wessling, Mqg-
liche Vorteile aus der Ansparabschreibung gemnß § 7g EStG bei spnterem Unterlassen der
Investition, BB 1993, 2347; Ders., Mqglichkeiten zur Vernnderung von Mehrergebnissen
nach einer steuerlichen Außenprmfung in der Bilanz, Inf. 1996, 685; Ulrich, Steuerliche
Fqrderung kleiner und mittlerer Betriebe nach § 7g EStG – Eine Analyse aus investitions-
theoretischer Sicht, DStR 1996, 520 (Teil 1) u. 558 (Teil II); Ballof, Die Ansparabschrei-
bung – ein exzellentes Steuerspar-Instrument; EStB 1999, 62; Ders.; Mittelstands-AfA,
EStB 2000, 443; Mrosek, Die Nachweispflichten bei Ansparrmcklagen nach § 7g EStG,
DStR 2000, 1423; Rosarius, Das Betriebsvermqgen im Sinne des § 7g EStG; Inf. 2001,
484; Meyer/Ball, Zur Anwendung des § 7g EStG bei Personengesellschaften (Teil 1),
Inf. 2001, 71; (Teil 2), Inf. 2001, 105; Dies., Weitere Zweifelsfragen zur Anwendung des
§ 7g EStG bei Personengesellschaften, Inf. 2001, 609; Dies., Inanspruchnahme von § 7g-
Rmcklagen beim Wechsel der Gewinnermittlungsart, FR 2001, 1049; Dies., Ansparrmck-
lage gem. § 7g EStG – Die Investitionsabsicht und ihre Dokumentation, FR 2001, 1206;
Paus, Mittelstands-AfA und Ansparrmcklage (Teil 1), StBp. 2001, 353; (Teil 2), StBp. 2002,
17; Ders., Ansparrmcklage – Besondere Vorteile fmr Existenzgrmnder, EStB 2001, 269;
Eisenbach, Nachweis der Investitionsabsicht bei Inanspruchnahme der Ansparabschrei-
bung, StuB 2001, 796; Meyer/Ball, § 7g EStG – Neue Entwicklungen in der Rechtspre-
chung des BFH, StBp. 2002, 226; Wessling, Praxisprobleme der Ansparrmcklage gemnß
§ 7g Abs. 3 EStG, DStR 2002, 1165; Ders., Neues zur Ansparabschreibung, DStR 2002,
1753; Paus, Ansparrmcklage ohne Investitionsabsicht/Finanzierungshilfe fmr nicht ge-
plante Investitionen, DStZ 2002, 486; Pohl, Aktuelle Fragen zur Ansparrmcklage unter
besonderer Bermcksichtigung der Rechtsprechung des BFH, DB 2003, 960; Dotzel, Zur
Problematik von Sonderabschreibungen nach § 7g EStG im Grmndungsjahr, DStR 2003,
408; Rosarius, Aktuelle Entwicklungen bei den Sonderabschreibungen und der Ansparab-
schreibung nach § 7g EStG, Inf. 2003, 775; Niehues, Ansparrmcklage: Wer investiert, wird
bestraft, DStR 2003, 2143; Meyer/Ball, Das BMF-Schreiben als Ansparrmcklage nach
§ 7g EStG – Demontage einer Vorschrift, FR 2004, 984; Vogelgesang, Die Ansparrmckla-
ge nach § 7g EStG – Anforderungen nach der BFH-Rechtsprechung unter Bermcksichti-
gung des BMF-Schreibens vom 25.2.2004, BB 2004, 640.
Verwaltungsanweisungen: R 82a–83 EStR 2003; H82a–H 83 EStH 2003; BMF v.
12.12.1996, BStBl. I 1996, 1441; v. 8.6.1999, BStBl. I 1999, 547; v. 1.2.2001, BStBl. I 2001,
170; v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337.

I. gberblick zu § 7g

Sonderabschreibung: Abs. 1 ermqglicht Betrieben bestimmter Grqßenord-
nung bei beweglichen WG des Anlagevermqgens wnhrend eines fmnfjnhrigen
Begmnstigungszeitraums Sonderabschreibungen bis zu 20 vH der AHK.
Ansparabschreibung: Abs. 3 gestattet fmr die kmnftige Anschaffung/Herstel-
lung eines WG iSd. Abs. 1 die Bildung einer gewinnmindernden Rmcklage in
Hqhe von 40 vH der voraussichtlichen AHK dieses WG, max. 154000 E. Sie ist
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nach Abs. 4 im Jahr der Investition, spntestens mit Ablauf des zweijnhrigen An-
sparzeitraums aufzulqsen. Bei ausbleibender Investition wird nach Abs. 5 ein
Gewinnzuschlag erhoben. Abs. 6 gestattet auch Stpfl. mit Gewinnermittlung
nach § 4 Abs. 3 die Rmcklagenbildung.
Fer Existenzgrender kommt wnhrend eines nahezu sechsjnhrigen Grmndungs-
zeitraums eine Rmcklage ausschließlich nach Abs. 7 in Betracht, und zwar in Hq-
he von max. 307000 E. Sie ist spntestens am Ende des fmnfjnhrigen Ansparzeit-
raumes aufzulqsen. Ein Gewinnzuschlag wird nicht erhoben. Die Rmcklage
entfnllt nach Abs. 8 bei Investitionen in sog. sensible Sektoren, bei denen die
Fqrderfnhigkeit ausgeschlossen ist.

II. Rechtsentwicklung des § 7g

StEntlG 1984 v. 22.12.1983 (BGBl. I 1983, 1583; BStBl. I 1984, 14): § 7g wurde
in das EStG eingefmgt. Die Vorschrift ermqglichte „kleinen und mittleren“ Be-
trieben (Einheitswert nicht mehr als 120000 DM, Gewerbekapital nicht mehr
als 500000 DM) erstmals bei WG, die nach dem 18.5.1983 angeschafft oder her-
gestellt wurden (§ 52 Abs. 12a), eine auf das Jahr der Anschaffung oder Herstel-
lung von Wirtschaftsgmtern (WG) beschrnnkte Sonderabschreibung von 10 vH
zusntzlich zur AfA nach § 7 Abs. 1 oder 2; vom 2. Jahr an Restwertabschreibung.
Begmnstigt waren neue bewegliche WG des Anlagevermqgens, die ausschließlich
oder fast ausschließlich im Betrieb des Stpfl. betrieblich genutzt wurden und
dort mindestens 1 Jahr verblieben.
StBereinG 1985 v. 14.12.1984 (BGBl. I 1984, 1493; BStBl. I 1984, 659): Der
bisherige Satz 2 in Abs. 1 wurde wegen § 7a Abs. 9 mberflmssig und gestrichen.
StSenkErwG 1988 v. 14.7.1987 (BGBl. I 1987, 1629; BStBl. I 1987, 523): Der
Kreis der kleinen und mittleren Betriebe wurde auf Betriebe mit EW von nicht
mehr als 240000 DM erweitert, die Sonderabschreibungen von bisher 10 vH
auf einen Betrag bis zu 20 vH der AHK erhqht, der Begmnstigungszeitraum von
bisher 1 Jahr auf 5 Jahre ausgedehnt sowie die Verbleibens- und Nutzungsvor-
aussetzungen in Abs. 2 Nr. 2 zusammengefaßt. Die Regelung greift erstmals bei
WG, die nach dem 31.12.1987 angeschafft oder hergestellt worden sind (§ 52
Abs. 11a).
Einigungsvertragsgesetz v. 23.9.1990 (BGBl. II 1990, 885; BStBl. I 1990,
654): Aus Anlaß der Herstellung der Einheit Deutschlands wird die Anwendung
des 7g auf Tatbestnnde ausgedehnt, die nach dem 31.12.1990 verwirklicht wur-
den (§ 57 Abs. 1). Dabei tritt in den neuen Bundeslnndern zur Anwendung des
§ 7g Abs. 2 Nr. 1 an die Stelle des EW des Betriebs der Land- u. Forstwirtschaft
der nach § 125 BewG ermittelte Ersatzwirtschaftswert.
StcndG 1992 v. 25.2.1992 (BGBl. I 1992, 297; BStBl. I 1992, 146): Ergnnzung
des Abs. 2 durch einen Satz 2, wonach mangels EW des Betriebs außerhalb des
§ 7g in entsprechender Anwendung der §§ 95–109a BewG ein Hilfswert zu er-
mitteln ist. Gestrichen durch JStG 1997.
StandOG v. 13.9.1993 (BGBl. I 1993, 1569; BStBl. I 1993, 774): Einfmhrung ei-
ner sog. Ansparabschreibung (Abs. 3–6) fmr die kmnftige Anschaffung oder Her-
stellung eines WG iSd. Abs. 1 fmr Betriebe iSd. Abs. 2, erstmals in Wj., die nach
dem 31.12.1994 beginnen (§ 52 Abs. 12b).
StMBG v. 21.12.1993 (BGBl. I 1993, 2310; BStBl. I 1994, 50): Anhebung des
Fqrderhqchstbetrags von 45 vH auf 50 vH. Damit wird die im StandOG irrtmm-
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lich erfolgte Anpassung der Rmcklage an die geplante, jedoch nicht verwirklichte
Absenkung der degressiven AfA auf 25 vH korrigiert (vgl. BTDrucks. 12/5764,
17: Beseitigung eines redaktionellen Versehens).
JStG 1996 v. 11.10.1995 (BGBl. I 1995, 1250; BStBl. I 1995, 438): Die Anspar-
abschreibung wurde zur Vorbeugung einer mißbrnuchlichen Inanspruchnahme
in Abs. 3 Satz 5 rmckwirkend auf einen Betrag von max. 300000 DM beschrnnkt
(s. Anm. 115).
JStG 1997 v. 20.12.1996 (BGBl. I 1996, 2049; BStBl. I 1996, 1523): Fmr Gewer-
bebetriebe sowie der selbstnndigen Arbeit dienende Betriebe wurden die bisheri-
gen Grqßenmerkmale in Abs. 2 Nr. 1 (EW 240000 DM u. Gewerbekapital
500000 DM) aufgehoben. Der Wert des Betriebsvermqgens darf stattdessen
den Betrag von 400000 DM nicht mbersteigen. Bei Stpfl. mit Gewinnermittlung
gem. § 4 Abs. 3 gilt die Wertgrenze stets als erfmllt. Streichung des Abs. 2 Satz 2,
da ohne EW-Anknmpfung auch die Ermittlung eines Hilfswerts mberflmssig ist.
Die R^cklage f^r Existenzgr^nder (Abs. 7) wurde von 300000 DM auf 600000 DM
erhqht und gleichzeitig der zweijnhrige Ansparzeitraum auf 5 Jahre ausgedehnt.
StEntlG 1999/2000/2002 v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402; BStBl. I 1999, 304):
Durch Einfmgung einer Nr. 3 in Abs. 2 ist die Sonderabschreibung kmnftig da-
von abhnngig, daß fmr die Anschaffung oder Herstellung des begmnstigten WG
eine Rmcklage nach Abs. 3–7 gebildet wurde. Betroffen sind nach dem
31.12.2000 angeschaffte oder hergestellte WG (§ 52 Abs. 23 Satz 1).
StBereinG 1999 v. 22.12.1999 (BGBl. I 1999, 2601; BStBl. I 2000, 13): Anfm-
gung von Abs. 8. Existenzgrmnder iSd. Abs. 7 kqnnen Ansparrmcklagen bei be-
stimmten „sensiblen Sektoren“ (Aufznhlung in Abs. 8 Satz 2) nur dann bilden,
wenn dadurch im Einzelfall die von der EU vorgesehenen Begrenzungen fmr die
Subventionierung dieser Investitionen nicht mberschritten werden. Satz 2 be-
zeichnet die verschiedenen Rechtsakte, die eine Aussage mber den Umfang der
Fqrderfnhigkeit treffen. Die Regelung gilt rmckwirkend fmr Wj., die nach dem
31.12.1996 beginnen (§ 52 Abs. 23 Satz 2).
StSenkG v. 23.10.2000 (BGBl. I 2000, 1433; BStBl. I 2000, 1428): Absenkung
des Fqrderhqchstbetrags fmr Ansparabschreibungen nach Abs. 3 und 7 von
50 vH auf 40 vH fmr nach dem 31.12.2000 beginnende Wj. (§ 52 Abs. 23
Satz 1).
StEuglG v. 19.12.2000 (BGBl. I 2000, 1790; BStBl. I 2001, 3): Die DM-Betrnge
in § 7g werden in Euro umgerechnet und gleichzeitig geglnttet.
InvZulG v. 20.12.2000 (BGBl. I 2000, 1850; BStBl. I 2001, 28): Anpassung des
Abs. 8 Satz 2 Nr. 5, weil fmr den Landwirtschaftssektor ab dem Jahr 2000 ein
neuer Gemeinschaftsrahmen anzuwenden ist, erstmals fmr nach dem 31.12.1999
beginnende Wj. (§ 52 Abs. 23 Satz 3).
Kleinunternehmerfirderungsgesetz v. 31.7.2003 (BGBl. I 2003, 1550;
BStBl. I 2003, 398): Bei Existenzgrmndern wird in Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 auf die
Bildung einer Ansparrmcklage im Wj. des Beginns der Betriebserqffnung als
Voraussetzung fmr die Sonderabschreibung verzichtet. Der Verzicht greift erst-
mals fmr Wj., die nach dem 31.12.2002 beginnen.
StcndG 2003 v. 15.12.2003 (BGBl. I 2003, 2645; BStBl. I 2003, 710): Umset-
zung gennderten EU-Rechts in Abs. 8. Danach tritt zu den Bereichen Stahl-,
Kraftfahrzeug- und Kunstfaserindustrie der multisektorale Regionalbeihilferah-
men fmr große Investitionsvorhaben v. 13.2.2002 (ABl. EG Nr. C 70, 8) an die
Stelle des Beihilferahmens v. 16.12.1997 (ABl. EG 1998 Nr. C 107, 7). Außer-
dem sind im Bereich der Fischerei und Aquakultur nunmehr die Leitlinien fmr

E 9

fmr kleine und mittlere Betriebe Anm. 2 § 7g



E 10 B. Meyer

die Prmfung der einzelstaatlichen Beihilfen im Fischerei- und Aquakultursektor
v. 20.1.2001 (ABl. EG 2001 Nr. C 19, 7) maßgebend.

III. Bedeutung des § 7g

Die Sonderabschreibung nach Abs. 1 soll die Investitions- und Innovations-
kraft mittlerer und kleinerer Unternehmen fqrdern und durch Abschreibungs-
erleichterungen die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen hinsichtlich Ei-
genkapitalausstattung und Liquiditnt verbessern (Begr. des RegE, BTDrucks.
10/336, 13 u. BTDrucks. 11/285, 48). Sie bietet derzeit kleinen und mittleren
Betrieben die nahezu einzige Mqglichkeit (s. Aufznhlung in § 7a Anm. 5), das
vorhandene Abschreibungspotential bestimmter WG steueroptimal auf den
fmnfjnhrigen Begmnstigungszeitraum zu verteilen. Dadurch lassen sich bei star-
ken Ertragsschwankungen Gewinnspitzen glntten und gerade bei neugegrmnde-
ten Betrieben mit niedrigen Anlaufgewinnen Abschreibungsvolumen fmr spntere
Jahre erhalten.
Die Ansparabschreibung nach Abs. 3–6 gestattet, im Vorgriff auf spntere
Abschreibungsmqglichkeiten zur Finanzierung kmnftiger Investitionen eine
Rmcklage in Hqhe von bis zu 154000 E zu bilden. Sie ist zulnssig, wenn der
Stpfl. die geplante Investition hinreichend konkretisiert (s. Anm. 96 u. 100). Da-
mit sollen die betroffenen Unternehmen in der Zeit vor Beendigung der Investi-
tion eine Steuerstundung erlangen, um mit deren Hilfe eigene Mittel zur Finan-
zierung der Investition anzusparen und diese zu erleichtern (BTDrucks. 12/
4487, 33). Zur Vermeidung von Mitnahmeeffekten wird ein Gewinnzuschlag er-
hoben (Abs. 5; s. Anm. 122), wenn die Investition unterbleibt. Neben der Vor-
bereitung betrieblicher Investitionen durch Ansparung von Eigenkapital lassen
sich abgesehen vom reinen Stundungseffekt (bei wiederholter Rmcklagenbildung
bis zu 11 Jahren; s. Anm. 140) erhebliche Steuerersparnisse allein dadurch erzie-
len, daß der Stpfl. schwankende Gewinne glnttet oder einen bestehenden Ver-
lustabzug nach § 10d erhqht bzw. die Abzugsvoraussetzungen erstmals durch
Rmcklagenbildung schafft (s. Anm. 103).
Existenzgrendungen werden darmber hinaus nach Abs. 7 wegen des erhqhten
Investitionsbedarfs in der Grmndungsphase mit einer Rmcklage bis zu 307000 E
gefqrdert, um einen kontinuierlichen Betriebsaufbau zu unterstmtzen. Die Er-
weiterung der Ansparabschreibung ist jedoch mit einer einschrnnkenden Defini-
tion des Begriffs Existenzgrmnder (s. Anm. 142) verbunden, um Mitnahmeeffek-
te zu vermeiden (s. BTDrucks. 13/4839, 77). Ein Gewinnzuschlag wird bei
fehlender Investition nicht erhoben (s. Anm. 140). Kritik an Abs. 7 ist bereits im
Gesetzgebungsverfahren (BTDrucks. 13/5359, 118 f.) vom BRat genußert wor-
den. Das Problem junger Unternehmen sei nicht die Gewinnbesteuerung, son-
dern fehlendes Eigenkapital. Eine Fqrderung außerhalb des StRechts sei daher
zielgenauer. Auch die Definition des Existenzgrmnders (s. Anm. 142) befriedige
nicht. Danach entfalle eine Fqrderung, wenn nicht alle Gesellschafter einer Mit-
unternehmerschaft erstmals Einkmnfte iSd. § 2 Abs. 1–3 erzielten oder ein ArbN
in der Vergangenheit geringe Einkmnfte aus selbstnndiger Nebentntigkeit bezog
(s. dazu Anm. 142). Schließlich kqnne die mißbrnuchliche Inanspruchnahme der
Vorschrift mangels Gewinnzuschlags nicht geahndet werden. Der Kritik ist zu-
zustimmen (vgl. auch Meyer/Ball, FR 1997, 85; Olbertz, BB 1996, 1969;
Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 27).

§ 7g Anm. 2–3 Sonderabschreibungen ua.
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IV. Geltungsbereich des § 7g

Persinlicher Geltungsbereich: § 7g gilt fmr natmrliche Personen und fmr Mitun-
ternehmerschaften iSd. § 15 Abs. 1 Nr. 2 (s. dazu auch Anm. 66) sowie fmr Kqrper-
schaften, Personenvereinigungen und Vermqgensmassen iSd. § 1 KStG (Abs. 7
jedoch nur fmr KapGes. iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG; s. Anm. 142). Begmnstigt
sind unbeschr. und beschr. Stpfl., soweit die sachlichen Voraussetzungen erfmllt
werden (zB inlnndischer Betrieb; s. Anm. 61). Bei Inanspruchnahme der Anspar-
rmcklage gem. Abs. 7 muß der Stpfl. zusntzlich die Merkmale eines Existenz-
grmnders erfmllen (Abs. 7 Satz 2; s. Anm. 142).
Sachlicher Geltungsbereich: Begmnstigt sind Betriebe mit Einkmnften aus
Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und aus selbstnndiger Arbeit
(§ 2 Abs. 1 Nr. 1–3) mit bestimmten betrieblichen Grqßenmerkmalen (s.
Anm. 44–55). Die Art der Einkmnfteermittlung ist ohne Belang (zur Ansparab-
schreibung vgl. Abs. 6; s. Anm. 127). Die Fqrderung gilt jedoch nicht in Fnllen
der Gewinnermittlung gem. § 13a wegen der Abgeltungswirkung des nach § 13a
Abs. 4 anzusetzenden Grundbetrags (glA Spanke, BB 1987, 2207; krit. Lam-
brecht in K/S/M, § 7g Rn. B 18).
Anwendung bei Auslandsbeziehungen: Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a fordert einen
Verbleib des WG in einer inlnndischen Betriebsstntte dieses Betriebs (s.
Anm. 61). Unschndlich ist der stnndige Einsatz zwischen Inland und Ausland
bei Transportmitteln und Baugernten, soweit die rnumliche Bindung an den be-
gmnstigten Betrieb funktionell erhalten bleibt (s. Anm. 59). Fmr die Ansparab-
schreibung nach Abs. 3–7 gelten diese Einschrnnkungen nicht (vgl. Anm. 82).
Sie ist daher auch fmr den kmnftigen Erwerb von WG zulnssig, die spnter ins
Ausland verbracht werden. Zur Frage, ob die Beteiligung an einer auslnndischen
Gesellschaft der Anwendung des Abs. 7 entgegensteht, s. Anm. 142.

V. Verhfltnis zu anderen Vorschriften

Verhfltnis zu § 5 Abs. 1 Satz 2: Die umgekehrte Maßgeblichkeit iSd. § 5
Abs. 1 Satz 2 (s. § 5 Anm. 63 u. 95) gilt auch fmr die Sonderabschreibung sowie
Ansparabschreibung nach § 7g (s. dazu auch Anm. 88). Sie kqnnen daher nur
bei entsprechendem Ansatz in der HBil. in Anspruch genommen werden. Die
Zulnssigkeit, vorgenommene Sonderabschreibungen in HBil. und StBil. wieder
zuzuschreiben (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3; s. § 6 Anm. 772), erqffnet daher in-
nerhalb des Begmnstigungszeitraums durch ihre erneute Vornahme die Mqglich-
keit zum Ausgleich von Gewinnschwankungen. Zur Bilanzberichtigung und
-nnderung s. Anm. 18, zur Bildung einer Ansparrmcklage nach Einreichung der
HBil./StBil. beim FA s. Anm. 89.
Verhfltnis zu § 7: Lineare AfA nach § 7 Abs. 1 oder degressive AfA nach § 7
Abs. 2 mmssen im Begmnstigungszeitraum zusntzlich zu den Sonderabschreibun-
gen vorgenommen werden (s. Anm. 33).
Verhfltnis zu § 7a: Fmr alle Sonderabschreibungen gelten die gemeinsamen
Vorschriften des § 7a, soweit nicht speziellere Regelungen in einzelnen Vor-
schriften vorrangig sind. Danach gelten § 7a Abs. 1, 5–9 uneingeschrnnkt. Die
Ansparabschreibung nach Abs. 3–7 bleibt von § 7a unbermhrt.
Verhfltnis zu anderen Sonderabschreibungen und erhihten Absetzungen:
Sonderabschreibungen nach § 7g dmrfen nicht mit erhqhten Absetzungen oder
Sonderabschreibungen aufgrund anderer Vorschriften kumulieren (§ 7a Abs. 5).

E 11

fmr kleine und mittlere Betriebe Anm. 4–5 § 7g

4

5



E 12 B. Meyer

§ 7g hat deshalb keine Bedeutung, wenn andere Regelungen gmnstigere Ab-
schreibungsmqglichkeiten erqffnen (zB §§ 2, 4 FqrdG). Die Ansparabschreibung
hingegen kann unabhnngig davon in Anspruch genommen werden, ob fmr das
spnter erworbene WG eine Sonderabschreibung nach § 7g oder einer anderen
Vorschrift in Anspruch genommen wird (s. Anm. 82).
Verhfltnis zu § 42 AO: Die Annahme eines Gestaltungsmißbrauchs bei Bil-
dung einer Ansparrmcklage ist nach Auffassung des FG Dmss. (Urt. v.
18.11.2002, EFG 2003, 440, rkr.) ausgeschlossen. Denn sie ist gerade dazu be-
stimmt, aus stl. Grmnden ausgembt zu werden (aA und § 42 AO grds. fmr den
Fall bejahend, daß die Unmqglichkeit der Investition bei Bilanzerstellung fest-
steht: Schl.-Holst. FG v. 10.4.2000, EFG 2000, 1061, rkr.; Hess. FG v.
19.8.2003, DStRE 2003, 1431, rkr.; offenlassend FG Nmrnb. v. 30.9.2002 – VI
228/2002, juris).
Verhfltnis zum GewStG: Werden Rmcklagen bereits vor Beendigung der Be-
triebserqffnung (s. dazu Anm. 100) und damit vor Beginn der GewStPflicht ge-
bildet sowie nach Betriebserqffnung gewinnerhqhend aufgelqst, stellt dieser Ge-
winn aus sachlichen Billigkeitsgrmnden (§ 163 AO) keinen Gewerbeertrag gem.
§ 7 GewStG dar (vgl. BMF v. 23.5.2003, BStBl. I 2003, 331). Nicht unbillig ist
aber, wenn durch Rmcklagenbildung und -auflqsung lediglich Freibetrag (§ 11
Abs. 1 GewStG) sowie Steuermeßzahl (§ 11 Abs. 2 GewStG) nicht optimal ge-
nutzt werden kqnnen (vgl. Rosarius, Inf. 2003, 778).
Verhfltnis zum EG-Vertrag: Art. 92 EG-Vertrag enthnlt ein Verbot staatlicher
Beihilfen zugunsten bestimmter Unternehmen, die wegen drohender Wettbe-
werbsverzerrung mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar sind. § 7g verstqßt
nicht gegen EU-Recht. Evtl. Zweifel hat der Gesetzgeber durch einen Fqrder-
ausschluß fmr sog. sensible Sektoren mit § 7g Abs. 8 (s. Anm. 150) beseitigt (s.
auch BMF v. 1.3.1999, BStBl. I 1999, 272; Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 3; krit.
aber Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. A 46).

Einstweilen frei.

VI. Verfahrensfragen

Bindung der Sonderabschreibung an den Grundlagenbescheid bei Betrie-
ben der Land- und Forstwirtschaft sowie Gewerbebetrieben (bis 1996):
Solange Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b noch auf die Grqßenmerkmale Einheits-
wert (EW) und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 aF bis 1996 auf das Gewerbekapital abstellte
(s. Anm. 46–55), wurde darmber in Grundlagenbescheiden (§ 171 Abs. 1 AO)
entschieden, also im EW-Feststellungsbescheid (§ 180 Abs. 1 Nr. 1 AO) und im
GewStMeßbescheid (§ 184 Abs. 1 AO). Die darin getroffenen Feststellungen
sind fmr die Folgebescheide (= Bescheid mber die gesonderte Feststellung der
Einkmnfte gem. § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a und b AO sowie der ESt.- bzw.
KStBescheid gem. § 155 Abs. 1 AO) hinsichtlich der Hqhe des EW und des Ge-
werbekapitals bindend (§ 182 Abs. 1 AO). ober knderungen der Folgebescheide
vgl. R 83 Abs. 4 Satz 2 EStR 2003.
Keine Bindungswirkung in anderen Ffllen: Bei Gewerbebetrieben (zur Be-
handlung ab 1997 s. Anm. 52) und der selbstnndigen Arbeit dienenden Betrie-
ben wird mber den maßgebenden Wert des Betriebsvermqgens unmittelbar im
Veranlagungsverfahren entschieden. Stellt sich erst nachtrnglich eine oberschrei-
tung des Grenzwerts von 204517 E heraus, kommt eine rmckwirkende Versa-
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gung der Sonderabschreibung nur unter den Voraussetzungen der §§ 164, 165
sowie §§ 172 ff. AO in Betracht (s. R 83 Abs. 4 Satz 1 EStR 2003).
Bilanzberichtigung, Bilanzfnderung: Bei rechtsfehlerhaft in Anspruch ge-
nommener Sonderabschreibung ist der Bilanzansatz des WG zu berichtigen (§ 4
Abs. 2 Satz 1; Einzelheiten s. § 4 Anm. 398 f.). Wird nach Bilanzerstellung fest-
gestellt, daß die maßgebenden Wertgrenzen nicht mberschritten sind, kann der
Stpfl. (der § 7g nicht in Anspruch genommen hatte) nur in den Grenzen des § 4
Abs. 2 Satz 2 (enger zeitlicher und sachlicher Zusammenhang mit einer Bilanz-
berichtigung erforderlich; s. im einzelnen § 4 Anm. 465 f. u. 485) nachtrnglich
das Wahlrecht fmr den Abzug der Sonderabschreibungen ausmben. § 4 Abs. 2
Satz 2 aF (zum zeitlichen Anwendungsbereich s. § 4 Anm. 359) machte die Aus-
mbung dieses Wahlrechts noch von der Zustimmung des FA abhnngig (in R 83
Abs. 3 Satz 2 EStR 1996 allgemein erteilt). Zur Bilanzberichtigung sowie -nnde-
rung bei der Ansparrmcklage s. Anm. 89.

Einstweilen frei.

Erlfuterungen zu Abs. 1:
Sonderabschreibungen fer neue bewegliche
Wirtschaftsgeter des Anlagevermigens

I. Voraussetzungen der Sonderabschreibungen

Die Sonderabschreibung kann vom AfA-berechtigten Stpfl. (s. Anm. 4) fmr neue
bewegliche Wirtschaftsgmter (WG) des Anlagevermqgens (s. u.) unter den weite-
ren Voraussetzungen des Abs. 2 (s. Anm. 44–76) in Anspruch genommen wer-
den, die er nach dem 31.12.1987 angeschafft oder hergestellt hat (§ 52 Abs. 11a
EStG 1987). Zur Rechtslage bei vor dem 1.1.1988 erworbenen WG s. Anm. 2.
Beweglich sind WG, wenn es sich um kqrperliche Gegenstnnde handelt (s. § 6
Anm. 719).
Anlagevermigen: Begmnstigt sind nur WG des Anlagevermqgens. Ein WG ge-
hqrt zum Anlagevermqgen, wenn es nach seiner Zweckbestimmung dem Be-
trieb dauernd zu dienen bestimmt ist (vgl. § 6 Anm. 253 f.; zur einjnhrigen Ver-
bleibensfrist s. Anm. 61).
„Herstellung“ neuer Wirtschaftsgmter: Herstellung ist die Schaffung eines bis-
her noch nicht bestehenden WG unter Verwendung angeschaffter WG (zum
Herstellungsbegriff s. § 6 Anm. 275).
„Neu“ ist ein WG idR, wenn bei seiner Herstellung neue Teile verwendet wer-
den bzw. eine neue Idee verwirklicht wird oder ein Erwerb im ungebrauchten
Zustand (fabrikneu) erfolgt. Neu kqnnen auch technisch veraltete und beim Ver-
nußerer lange gelagerte WG sein (vgl. R 83 Abs. 5 EStR 2003). An den Nach-
weis der Neuheit dmrfen uE keine zu hohen Anforderungen gestellt werden (so
auch FG Nmrnbg. v. 17.12.1980, EFG 1981, 256, rkr., betr. Anschaffung eines
Orientteppichs). Daher kann uE entgegen der VerwAuffassung (vgl. R 83 Abs. 5
Satz 1 EStR) nicht gefordert werden, daß auch beim Hersteller die Kriterien der
Selbstherstellung eines neuen WG unter Verwendung gebrauchter Teile vorlie-
gen mmssen. Dies ist dem Erwerber idR nicht bekannt (glA BlOmich/Brandis,
§ 7g Rn. 31). Tiere sind im unmittelbaren Anschluß an ihre Geburt neue WG
(H 83 „Neues Wirtschaftsgut“ EStH 2003).
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E Verwendung neuer Teile; Einbeziehung gebrauchter Teile: Hergestellte WG sind nur
neu, wenn bei der Herstellung neue Teile verwendet werden (Ausnahme: Ver-
wirklichung einer neuen Idee, s. u.). Die Verwendung von gebrauchten Teilen in
geringem Umfang ist allerdings grds. unschndlich (vgl. BFH v. 8.2.1980 III R
79/78, BStBl. II, 341). Zur Grenzziehung ist im Einzelfall auf die Verkehrsan-
schauung abzustellen (s. BFH v. 12.6.1975 – VIII R 38/73, BStBl. II 1976, 96,
sowie v. 8.2.1980 – III R 79/78 aaO). Aus Vereinfachungsgrmnden liegt stets ein
neu hergestelltes WG vor, wenn der Teilwert der bei der Herstellung verwende-
ten gebrauchten WG 10 vH des Teilwerts des hergestellten WG nicht mbersteigt
(vgl. R 83 Abs. 5 EStR 2003 sowie H 83 „Neues Wirtschaftsgut“ EStH 2003 mit
Rspr.-Nachw.).
E Verwirklichung einer „neuen Idee“: Hergestellte WG sind ungeachtet der 10 vH-
Grenze auch dann neu, wenn bei der Herstellung eine neue Idee verwirklicht
wird, die dem Betrieb des Herstellers im Wettbewerb hilft, wie zB die Herstel-
lung von Bau-, Werkzeug- und Maschinenbuden aus gebrauchten Containern (s.
BFH v. 12.6.1975 – VIII R 38/73, BStBl. II 1976, 96; H 83 „Neues Wirtschafts-
gut“ EStH 2003, dort auch zu Einzelfnllen nicht verwirklichter neuer Ideen).
Das WG muß jedoch keine neue Erfindung iSd. § 1 Abs. 1 PatG sein (FG
Nmrnbg. v. 28.9.1983, EFG 1984, 251, rkr.).
„Anschaffung“ neuer Wirtschaftsgmter: Ein vom Stpfl. angeschafftes WG ist
neu, wenn es im ungebrauchten Zustand erworben wurde. Da die Anschaffung
der entgeltliche obergang des wirtschaftlichen Eigentums an einem WG von ei-
nem Dritten (vgl. § 6 Anm. 274) ist, muß das WG im Zeitpunkt der Lieferung
neu sein. Ungebraucht ist ein WG, wenn es fabrikneu ist und vom Vernußerer
noch nicht benutzt wurde (s. BFH v. 8.2.1980 – III R 79/78, BStBl. II 1980,
341; R 83 Abs. 5 Sntze 1 und 5 EStR 2003). Daran mangelt es, wenn es der Ver-
nußerer zunnchst fmr Vorfmhrzwecke genutzt hat (BFH v. 13.3.1979 – III R 71/
78, BStBl. II 1979, 341; H 83 „Neues Wirtschaftsgut“ EStH 2003) oder der An-
schaffung eine mietweise oberlassung vorangegangen ist (s. BFH v. 24.5.1968
– VI R 176/66, BStBl. II 1968, 571; H 83 „Neues Wirtschaftsgut“ EStH 2003,
dort auch zum begmnstigten Sonderfall vorheriger Erprobung in Kaufabsicht).

Einstweilen frei.

II. Inanspruchnahme der Sonderabschreibungen

Wnhrend des Begmnstigungszeitraums (s. u.) sind „Sonderabschreibungen bis zu
insgesamt 20 vH“ der AHK (s. u.) zulnssig. Sie lassen sich somit beliebig auf die
einzelnen Wj. des fmnfjnhrigen Fqrderzeitraums (s. u.) verteilen. NachtrZgliche
AHK sind zwar nicht selbstnndig begmnstigt. Sie werden aber nach § 7a Abs. 1
in die AHK des begmnstigten WG einbezogen, soweit sie im Begmnstigungszeit-
raum entstehen (s. § 7a Abs. 1 Anm. 18–35, dort auch zur nachtrnglichen Min-
derung der AHK).
Bemessungsgrundlage sind die AHK eines begmnstigten WG. Es gelten die
allgem. Grundsntze. Zu AK vgl. daher § 6 Anm. 282–298; zu HK vgl. § 6
Anm. 459–471 und 979–1000; Einzelfragen s. § 6 Anm. 1500; zu den AHK als
AfA-Bemessungsgrundlage vgl. auch § 7 Anm. 130–139.
Begenstigungszeitraum: Er umfaßt nach Abs. 1 Satz 1 das Wj. der Anschaf-
fung (Begriff s. § 6 Anm. 279) oder Herstellung (Begriff s. § 6 Anm. 456) sowie
die folgenden vier Jahre. Er verkmrzt sich nicht dadurch mit der Rechtsfolge ei-

§ 7g Anm. 20–33 Sonderabschreibungen ua.
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ner Restwertabschreibung nach § 7a Abs. 9, daß vor Ablauf des Fmnfjahreszeit-
raums die Sonderabschreibungen bereits in voller Hqhe in Anspruch genommen
wurden oder die Fqrdervoraussetzungen weggefallen sind (s. § 7a Anm. 22 und
153).
Sonderabschreibungen neben der AfA nach § 7 Abs. 1 oder 2: Sonderab-
schreibungen kqnnen nur neben normalen AfA gem. § 7 Abs. 1 oder 2 in An-
spruch genommen werden. Wnhrend des gesamten Begmnstigungszeitraums
(s. o.) bemißt sich die lineare AfA ausschließlich von den AHK des WG (s. § 7a
Anm. 72) ungeachtet der Hqhe der beanspruchten Sonderabschreibungen. Ab-
weichend davon bemißt sich die degressive AfA im Erstjahr von den AHK und
in den folgenden Jahren vom jeweiligen Restwert (zur AfA-Berechnung im ein-
zelnen s. § 7 Anm. 290–294).
Erhqhte Absetzungen oder Sonderabschreibungen aufgrund anderer Vorschrif-
ten dmrfen bei demselben WG nicht vorgenommen werden (§ 7a Abs. 5). Soweit
andere Abschreibungsvergmnstigungen bessere Abschreibungsmqglichkeiten
bieten als § 7g (zB §§ 2, 4 FqrdG), sind die Sonderabschreibungen nach § 7g be-
deutungslos.

Einstweilen frei.

Erlfuterungen zu Abs. 2:
Weitere Voraussetzungen fer die Sonderabschreibungen

I. Wertgrenzen als Firdervoraussetzungen (Abs. 2 Nr. 1)

1. Grundsftzliches
Die Sonderabschreibungen kqnnen nur in Anspruch genommen werden, wenn
der Betrieb, zu dessen Anlagevermqgen das WG gehqrt, nach den in Abs. 2
Nr. 1 genannten Grqßenmerkmalen zu den „kleinen oder mittleren Betrieben“
gehqrt, also
– bis 1996, wenn der EW nicht mehr als 240000 DM (bis 1987: 120000 DM)

und kumulativ das Gewerbekapital nicht mehr als 500000 DM) betrngt,
– ab 1997, wenn bei Gewerbebetrieben sowie bei Betrieben mit Einkmnften aus

selbstnndiger Arbeit der Wert des Betriebsvermqgens nicht mehr als
204517 E (bis 31.12.2001: 400000 DM) oder wenn bei Betrieben der Land-
und Forstwirtschaft der EW nicht mehr als 122710 E (bis 31.12.2001:
240000 DM) betrngt.

Die genannten Grqßenmerkmale beziehen sich auf den einzelnen Betrieb des
Stpfl. (s. R 83 Abs. 3 Satz 1 EStR 2003). Die Abgrenzung, ob ein oder mehrere
Betriebe vorliegen, richtet sich bei Gewerbebetrieben nach dem GewStRecht
(zur Abgrenzung vgl. Abschn. 16 Abs. 1 und 2 GewStR). Bei PersGes. sind die
Grqßenmerkmale der Gesellschaft einschl. Sonder-BV maßgebend (ebenso
Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 10). Das gilt auch, wenn lediglich Sonder-
abschreibungen fmr WG des Sonder-BV in Anspruch genommen werden sollen
(s. R 83 Abs. 3 Satz 2 EStR 2003).
Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3: Hier gelten gem. Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a
Halbs. 2 die Grqßenmerkmale stets als erfmllt.
Neue Bundeslfnder: Mangels Ermittlung eines GewKapitals (§ 136 Nr. 3
Buchst. a BewG) sowie eines EW des Betriebs ist bei Gewerbebetrieben und der
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selbstnndigen Arbeit dienenden Betrieben nach Abs. 2 Satz 2 in den Jahren
1992–1996 ein Hilfswert zu ermitteln (glA in Lademann/Niepoth, § 7g Rn. 42).
Das gilt uE auch fmr Zeitrnume vor 1992. Ab 1997 gilt fmr in den neuen Bundes-
lnndern belegene Betriebe die allgemeine Grenze von 204517 E (bis 31.12.2001:
400000 DM; s. Anm. 52). Bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft tritt
gem. § 57 Abs. 3 an die Stelle des EW der Ersatzwirtschaftswert iSd. § 125
BewG.
Betriebseriffnung: Die Sonderabschreibung ist im Wj. der Betriebserqffnung
auch dann zu gewnhren, wenn die Grqßenmerkmale des Abs. 2 Nr. 1 spnter
mberschritten werden (so BFH v. 21.7.1999 – I R 57/98, BStBl. II 2001, 127;
dieser Rspr. folgend BMF v. 1.2.2001, BStBl. I 2001, 170, unter ausdrmcklicher
Aufgabe der bisherigen VerwAuffassung in BMF v. 12.12.1996, BStBl. I 1996,
1441 Tz. 1). R 83 Abs. 2 Satz 2 EStR 2003, die bei Land- und Forstwirten erneut
auf eine der Anschaffung/Herstellung folgenden EW-Feststellung abstellt, ist
uE rechtswidrig.
Betriebsaufspaltung: Nach BFH v. 17.7.1991 (I R 98/88, BStBl. II 1992, 246)
und VerwAuffassung (R 83 Abs. 3 Satz 4 EStR 2003; H 83 „Betriebsaufspal-
tung“ EStH 2003) ist fmr das Besitz- sowie Betriebsunternehmen jeweils geson-
dert zu entscheiden, ob die betrieblichen Grqßenmerkmale mberschritten sind.
Zu den Verbleibensvoraussetzungen s. Anm. 59–61.
Betriebsverpachtung: Eine Sonderabschreibung entfnllt fmr solche WG, die
wnhrend einer Betriebsverpachtung im Ganzen angeschafft oder hergestellt wer-
den (BFH v. 27.9.2001 – X R 4/99, BStBl. II 2002, 136; H 83 „Betriebsverpach-
tung im Ganzen“ EStH 2003).
Organschaft: Fmr OT und OG ist eine jeweils gesonderte Prmfung der Grqßen-
verhnltnisse vorzunehmen (R 83 Abs. 3 Satz 4 EStR 2003).
Unentgeltliche Betriebsebertragung: Im Fall unentgeltlicher Betriebsmbertra-
gung ist auf die Grqßenverhnltnisse des Betriebs beim obergeber abzustellen
(BFH v. 28.8.2001 – VIII B 54/01, BFH/NV 2002, 24). Zur Abgrenzung unent-
geltlicher von entgeltlicher Betriebsmbertragung s. Anm. 119 u. 135 (dort auch
zur Bedeutung teilentgeltlicher obertragung).

Einstweilen frei.

2. Betriebliche Grißenmerkmale

a) Wert des Betriebsvermigens nicht mehr als 204517 E (Buchst. a)
Rechtsentwicklung: Der Wert des Betriebsvermqgens (BV) als maßgebendes
Grqßenmerkmal gilt bei Gewerbebetrieben sowie Betrieben mit Einkmnften aus
selbstnndiger Arbeit erstmals fmr Wj., die nach dem 31.12.1996 beginnen (§ 52
Abs. 11 Satz 4; s. Anm. 2 „JStG 1997 v. 20.12.1996“). Grund der knderung war
der Wegfall der VSt. ab 1.1.1997 und der damit verbundene Wegfall der EW-
Feststellung (BTDrucks. 13/4839, 77).
Betriebsvermigen: Zur Ermittlung des BV werden nach VerwAuffassung
(R 83 Abs. 1 EStR) alle in der StBil. ausgewiesenen Positionen mit ihren Steuer-
bilanzwerten bermcksichtigt, einschl. der Grundstmckswerte. Maßgebend ist also
der Buchwert des stl. Kapitalkontos (ebenso Koepsell, Inf. 1997, 71). Darauf,
ob die einzelnen Positionen die Qualitnt eines WG haben, kommt es nicht an
(s. auch OFD Dmss. v. 7.3.2000, EStK § 7g EStG Nr. 800). Bei PersGes. ist dem
Buchwert das in evtl. Ergnnzungs- und Sonderbilanzen ausgewiesene BV aller
Gesellschafter hinzuzurechnen (ebenso BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 57).

§ 7g Anm. 44–52 Sonderabschreibungen ua.
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E Ansparr^cklagen sind fmr Zwecke der Ermittlung des BV in voller Hqhe den
Schuldposten zuzurechnen. Damit kann eine in Vorjahren gebildete Rmcklage ih-
re erneute Inanspruchnahme im lfd. Wj. ermqglichen (s. OFD Dmss. aaO; zust.
Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 11).
E Nicht angeforderte ausstehende Einlagen sind bei KapGes. nach FG Mmnster
(v. 6.1.2000, EFG 2000, 308, NZB: I B 28/00) nicht in die Ermittlung des BV
einzubeziehen (so auch BFH v. 13.6.2000 – I B 28/00, BFH/NV 2001, 157). Sie
stellen noch kein Vermqgen dar.
Hihe des Betriebsvermigens: Die Rmcklage darf bei nach dem 31.12.1996
beginnenden Wj. gem. Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a nur in Anspruch genommen wer-
den fmr Gewerbebetriebe sowie Betriebe mit Einkmnften aus selbstnndiger Ar-
beit, wenn das BV (Begriff s. o.) nicht mehr als 204517 E (bis 31.12.2001:
400000 DM) betrngt. Fmr die Wertermittlung schreibt das Gesetz kein besonde-
res Verfahren vor. Sie ist daher im Bedarfsfall formlos vorzunehmen und er-
schqpft sich idR in einer obernahme der Steuerbilanzwerte. Die Steuerbilanz-
werte sind uE nicht iS eines Grundlagenbescheids bindend, so daß materielle
Fehler einer bestandskrnftigen veranlagten StBil. zugunsten wie zuungunsten des
Stpfl. fmr Zwecke der Inanspruchnahme der Ansparabschreibung korrigiert wer-
den kqnnen (wohl aA BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 58).
Maßgebender Stichtag: Entscheidend sind wie bisher die Wertverhnltnisse am
Schluß des Wj., das dem Wj. der Bildung der Rmcklage vorangeht.
Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3: Die grqßenmnßigen Voraussetzungen
sind gem. Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a Halbs. 2 stets bei Betrieben erfmllt, die ihren
Gewinn nach § 4 Abs. 3 ermitteln. Auf den tatsnchlichen Wert des BV kommt
es hier aus Vereinfachungsgrmnden nicht an, auch wenn er augenfnllig den
Grenzwert mbersteigt (zB bei großen Freiberuflerpraxen; vgl. auch Schmidt/
Drenseck XXIII. § 7g Rn. 11: Ergebnis liegt noch im Rahmen der Typisierungs-
befugnis des Gesetzgebers). Geht der Stpfl. zum 1. 1. eines Jahres von der Ge-
winnermittlung nach § 4 Abs. 3 zur Bilanzierung (§ 4 Abs. 1, § 5) mber, sind nach
uE zutr. Auffassung des FG Bremen (v. 25.10.2001, DStRE 2002, 602, Rev.: X
R 5/02) die betrieblichen Grqßenmerkmale nach Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a stets
als erfmllt anzusehen. Die Regelung stellt auf die Verhnltnisse zum Schluß des
vorangegangenen Wj. ab (ebenso Meyer/Ball, FR 2001, 1049; aA Schmidt/
Drenseck XXIII. § 7g Rn. 11).

Einstweilen frei.

b) Festgestellter Einheitswert des Betriebs nicht mehr als 122710 E
(Buchst. b)

Rechtsentwicklung: Das Grqßenmerkmal EW hat nur noch Bedeutung fmr
land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b). ober die
Rechtslage bis 1996 s. Anm. 44. Nicht darunter fallen gewerblich geprngte Pers-
Ges. mit land- und forstwirtschaftlicher Betntigung. Dies folgt aus der Anknmp-
fung des Abs. 2 an estl. Begriffe (OFD Frankf. v. 7.11.2000, StEK EStG § 7g
Nr. 21).
Bedeutung der Einheitswertfeststellung: Die nach § 19 Abs. 1 BewG iVm.
§ 180 Abs. 1 Nr. 1 AO fmr Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (§§ 33, 48a
und 51a BewG) festzustellenden EW sind fmr die Betriebsgrqßenabgrenzung
iSd. § 7g bindend (s. Zitzmann, DB 1984, 76). Das gilt sowohl fmr die erstmalige
als auch eine spnter evtl. gennderte Feststellung (s. im einzelnen Anm. 18).
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Hihe des Einheitswerts: Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b (bis 1996 Buchst. a) stellt dar-
auf ab, daß „der EW des Betriebs ... nicht mehr als 122710 E (bis 31.12.2001:
240000 DM) betrngt“. Die Vorschrift fordert nicht, daß ein EW mit einem Be-
trag bis zu 122710 E (bis 31.12.2001: 240000 DM) oder daß ein EW mberhaupt
festgestellt wird. In den neuen Bundeslnndern ist der Ersatzwirtschaftswert nach
§ 125 BewG anzusetzen (vgl. FinMin. Sachsen-Anh. v. 1.4.1998, DStR 1998,
680). Der Erlaß eines EW-Feststellungsbescheids ist nicht materielle Abzugsvor-
aussetzung der Sonderabschreibung. Begmnstigt sind somit Betriebe, soweit und
solange sie durch die Negativabgrenzung des Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b nicht ausge-
schlossen werden (vgl. Zitzmann, DB 1984, 76). Erweist sich eine Schntzung
des EW des Betriebs als Besteuerungsgrundlage gem. §§ 162 Abs. 3 iVm. 155
Abs. 2 AO nach erfolgter EW-Feststellung als unzutreffend, ist die Sonderab-
schreibung nach den abgabenrechtlichen Korrekturvorschriften nachtrnglich zu
versagen (s. R 83 Abs. 4 EStR 2003 u. Anm. 18).
Maßgebender Feststellungszeitpunkt: Maßgebend ist der EW im Zeitpunkt
der Anschaffung oder Herstellung des begmnstigten WG (s. Anm. 44). Das ist
der EW auf den Feststellungszeitpunkt, der unmittelbar vor dem Tag der Liefe-
rung oder Fertigstellung des WG liegt oder auf diesen Tag fnllt. Dabei ist gleich-
gmltig, ob es sich beim letzten Feststellungszeitpunkt um einen Hauptfeststel-
lungs-, Fortschreibungs- oder Nachfeststellungszeitpunkt (§§ 21–23 BewG)
handelt (R 83 Abs. 2 Satz 1 EStR 2003).

II. Bindungen des Wirtschaftsguts an den
begenstigten Betrieb als Firdervoraussetzungen (Abs. 2 Nr. 2)

1. Grundsftzliches
Das WG muß gem. Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a mindestens ein Jahr nach seiner An-
schaffung oder Herstellung in einer inlnnd. Betriebsstntte des begmnstigten Be-
triebs verbleiben (Verbleibensvoraussetzungen; s. Anm. 59–61) und gem. Abs. 2
Nr. 2 Buchst. b im Jahr der Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen (bis
1987 s. Anm. 2) im Betrieb des Stpfl. ausschließlich oder fast ausschließlich be-
trieblich genutzt werden (Nutzungsvoraussetzungen; s. Anm. 65–66). Betriebe,
deren Geschnftszweck in der Vermietung von WG besteht, kqnnen mangels
Verbleibens im Betrieb die Begmnstigung nicht in Anspruch nehmen.
Werden die zunnchst unterstellten Verbleibenskriterien spnter nicht erfmllt, ist
die Sonderabschreibung gem. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zu korrigieren (s.
R 83 Abs. 6 Satz 5 EStR 2003 u. Anm. 18).

Einstweilen frei.

2. Einjfhriges Verbleiben in einer inlfndischen Betriebsstftte des begen-
stigten Betriebs

a) Einjfhriges Verbleiben
Die Sonderabschreibungen kqnnen nur in Anspruch genommen werden, wenn
das WG „mindestens ein Jahr“ nach seiner Anschaffung oder Herstellung in
einer inlnndischen Betriebsstntte des begmnstigten Betriebs verbleibt. An-
schließend ist Abs. 1 unabhnngig vom weiteren Verbleiben des WG anwend-
bar. Bei einem Verstoß gegen die Verbleibensvoraussetzungen fallen die Son-
derabschreibungen in allen Jahren des Begmnstigungszeitraums weg (§ 175
Abs. 2 AO).

§ 7g Anm. 55–59 Sonderabschreibungen ua.
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Jahr iSd. Abs. 2 Nr. 2 ist ein Zeitraum von 12 Monaten nach der Anschaffung/
Herstellung des WG.
Verbleiben als Anlagevermigen: Das WG muß als Anlagevermqgen im Be-
trieb verbleiben, weil Sonderabschreibungen nur fmr WG des Anlagevermqgens
beansprucht werden kqnnen (s. Anm. 20). Zur Begriffsbestimmung s. § 6
Anm. 253, zur Abgrenzung des Anlage- vom Umlaufvermqgen im besonderen
s. § 6 Anm. 255–265.
Verbleiben im Betriebsvermigen: Das WG muß wnhrend der Jahresfrist grds.
im Betriebsvermqgen des Stpfl. verbleiben (zur oberfmhrung ins Ausland s.
Anm. 4 u. 61). Es darf wnhrend dieser Zeit nicht ins Privatvermqgen entnom-
men werden (R 83 Abs. 6 Satz 2 EStR 2003).
E SchZdliches Ausscheiden (s. auch H 83 „Verbleibensvoraussetzung“ EStH 2003):
Die Vernußerung eines WG durch den Stpfl. verstqßt gegen die Verbleibens-
klausel (R 83 Abs. 6 Satz 2 EStR), und zwar auch bei Vernußerung infolge Be-
triebsstillegung (vgl. FG Dmss. v. 12.6.1981, EFG 1982, 152, rkr.) oder einer
durch Brand veranlaßten Betriebsumstellung (s. BFH v. 2.5.1980 III R 12/79,
BStBl. II, 758; zweifelnd Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 8 sowie BlO-

mich/Brandis, § 7g Rn. 39). Entsprechendes gilt bei Verkauf durch den Insol-
venzverwalter (BFH v. 14.10.1977 – III R 111/75, BStBl. II 1978, 204) sowie
Verschrottung eines technisch oder wirtschaftlich noch nicht verbrauchten WG
bzw. dessen Verbleib in einem stillgelegten Betrieb (BFH v. 7.9.2000 – III R 44/
96, BStBl. II 2001, 37). Die Vernußerung ist ausnahmsweise unbeachtlich, wenn
der Erlqs 10 vH der AHK nicht mbersteigt (s. BFH v. 9.12.1999 – III R 49/97,
BStBl. II 2000, 434; H 83 „Verbleibensvoraussetzung“ EStH 2003).
E UnschZdlich hingegen ist es, wenn die Grmnde fmr ein vorzeitiges Ausscheiden
aus dem Betrieb im WG selbst liegen, dh. wenn das Ausscheiden auf einem
nicht vom Willen des Unternehmers abhnngigen Ereignis beruht. Darunter fnllt
nach VerwAuffassung (vgl. H 83 „Verbleibensvoraussetzung“ EStH 2003) das
Ausscheiden durch den Ablauf der Nutzungsdauer des WG (BFH v. 9.3.1967 –
IV R 149/66, BStBl. III, 238), durch hqhere Gewalt, zB Brand, Diebstahl, Un-
fall (vgl. BFH v. 9.3.1967 – IV R 149/66 aaO), durch wirtschaftlichen Verbrauch
(BFH v. 15.10.1976 – III R 139/74, BStBl. II 1977, 59) oder einen Totalschaden
(BFH v. 1.7.1977 – III R 74/76, BStBl. II 1977, 793). Entsprechendes gilt beim
Umtausch eines WG gegen ein anderes gleicher oder besserer Qualitnt, weil es
mangelhaft ist und nicht im Betrieb verwendet werden kann (BFH v. 8.3.1968 –
VI R 29/67, BStBl. II 1968, 430).
Rfumliches Verbleiben im Betrieb: Unter „Verbleiben“ ist eine dauerhafte
rnumliche Beziehung des WG zum Betrieb des Stpfl. zu verstehen (vgl. R 83
Abs. 6 Satz 1 EStR 2003). Dies erfordert nicht, daß „das WG im rnumlich abge-
grenzten Bereich des Betriebs (der Betriebsstntte) bleiben muß“ (grundlegend
BFH v. 23.5.1986 – III R 66/85 BStBl. II 1986, 916 betr. § 4b Abs. 2 InvZulG
1982; zur obertragbarkeit dieser Rspr. auf § 7g s. BFH v. 27.9.2001 – X R 4/99,
BStBl. II 2002, 136). Kqrperliches Verbleiben am Ort der Betriebsstntte ist also
einerseits nicht erforderlich, andererseits aber auch allein nicht ausreichend. Ent-
scheidend ist die tatsnchliche Einwirkungsmqglichkeit des Investors bzw. seine
tatsnchliche Gewalt mber das WG (glA BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 36: „Verblei-
ben“ ist nicht streng qrtlich, sondern funktional aufzufassen).
E Rspr.: Die vom BFH (vgl. Urt. v. 25.10.1985 – III R 79/82, BStBl. II 1986,
150 betr. § 4a InvZulG, und v. 23.5.1986 – III R 66/85, BStBl. II 1986, 916 betr.
§ 4b InvZulG) geforderte rnumliche Beziehung des WG zum Betrieb besteht so-
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lange, wie dem Betriebsinhaber die tatsnchliche Gewalt oder Einwirkungsmqg-
lichkeit auf das WG nicht entzogen wird. Unschndlich ist danach, wenn Fahr-
zeuge von der Betriebsstntte aus im Inlandsverkehr oder im Verkehr zwischen
Inland und Ausland eingesetzt werden (BFH v. 23.5.1986 – III R 66/85 aaO),
der Stpfl. im Rahmen des Dienstverhnltnisses Fahrzeuge kurz- oder langfristig
an seine ArbN mberlnßt (BFH v. 23.5.1986 – III R 144/85, BStBl. II 1986, 919),
ein Mietwagen-Unternehmer jeweils kurzfristig (dh. nach BFH bis zu 3 Mona-
ten) Kraftfahrzeuge an Kunden vermietet (BFH v. 23.5.1986 – III R 66/85
aaO), Baugernte außerhalb der Betriebsstntte verwendet werden (BFH v.
18.7.1979 – I R 199/75, BStBl. II 1979, 750 betr. § 32 KohleG) oder ein Auto-
matenhersteller seine Spielautomaten jedermann zugnnglich in Gastwirtschaften
und Spielhallen aufstellt (BFH v. 23.5.1986 – III B 68/85, BStBl. II 1986, 918).
E Die FinVerw. folgt dieser Rspr. und sieht die kurzfristige Nutzungsmberlassung
(nicht lnnger als drei Monate) sowie die oberlassung im Rahmen eines Dienst-
verhnltnisses als unschndlich an (vgl. R 83 Abs. 6 Satz 3 EStR; zust. Lambrecht
in K/S/M, § 7g Rn. C 26). Ebenso verweist sie zur Auslegung der Verbleibens-
voraussetzung (vgl. H 83 „Verbleibensvoraussetzung“ EStH 2003) ausdrmcklich
auf ihre zu § 2 Nr. 2 InvZulG ergangenen und die obige Rspr. mbernehmenden
VerwAnweisungen (vgl. BMF v. 28.6.2001, BStBl. I 2001, 379 Tz. 51–53, und v.
6.9.2002, BStBl. I 2002, 843) mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Fqrderge-
biets das Inland tritt (krit. zur VerwAuffassung aber Schmidt/Drenseck XXIII.
§ 7g Rn. 7: Fristen des InvZulG nicht ohne weiteres auf § 7g mbertragbar). Da-
mit umfaßt die Fqrderung auch solche WG, die ihrer Art nach nicht dazu be-
stimmt und geeignet sind, durch den Stpfl. im rnumlich abgegrenzten Bereich
seiner Betriebsstntte eingesetzt zu werden. Zu den Verbleibensvoraussetzungen
bei Schiffen und Luftfahrzeugen ist weiter BMF v. 19.6.1989 (BStBl. I 1989,
226) maßgebend.

Einstweilen frei.

b) Verbleiben „in einer inlfndischen Betriebsstftte dieses Betriebs“
„Inlfndische Betriebsstftte“: Die Sonderabschreibungen sind vom Verblei-
ben des WG (s. Anm. 59) „in einer inlnndischen Betriebsstntte“ abhnngig. Der
Ort des Verbleibens muß also die Voraussetzungen einer Betriebsstntte iSd. § 12
AO erfmllen. Eine oberfmhrung wnhrend des einjnhrigen Verbleibenszeitraums
in eine auslnnd. Betriebsstntte des Stpfl. oder eines Dritten ist schndlich (R 83
Abs. 6 Satz 2 EStR 2003);
Inlfndische Betriebsstftte „dieses Betriebs“: Die Verbleibensvoraussetzung
des Abs. 2 Nr. 2 Buchst. a knmpft an den Betrieb an, der nach den Grqßenmerk-
malen des Abs. 2 Nr. 1 begmnstigt ist (s. Anm. 44–55). Die WG mmssen minde-
stens ein Jahr in einer beliebigen inlnnd. Betriebsstntte „dieses (begmnstigten) Be-
triebs“ verbleiben (zum einjnhrigen Verbleib s. Anm. 59), in dem die
Anschaffung/Herstellung erfolgt (Abs. 1 Satz 1). Schndlich ist also die oberfmh-
rung in einen anderen Betrieb des Stpfl., unschndlich hingegen die oberfmhrung
des WG in eine andere inlnndische Betriebsstntte desselben Betriebs.
gbertragung des Betriebs: Wegen der betriebsstnttenbezogenen Fqrderung ist
eine Vernußerung des Betriebs wnhrend der einjnhrigen Verbleibensfrist un-
schndlich, wenn er bis zum Ende dieser Frist beim neuen Eigentmmer als selb-
stnndiger Betrieb bestehen bleibt (vgl. R 83 Abs. 6 Satz 4 EStR). Das gilt nicht,
wenn nur eine Betriebsstntte des begmnstigten Betriebs vernußert oder wenn der
vernußerte begmnstigte Betrieb beim Erwerber unselbstnndiger Teil seines Be-
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triebs wird. Ebenso unschndlich ist die unentgeltliche obertragung durch Schen-
kung oder Erbfolge iSd. § 6 Abs. 3 bzw. die Einbringung des Betriebs nach den
Vorschriften des UmwStG (s. R 83 Abs. 6 Satz 4 EStR 2003) und das Ausschei-
den eines Gesellschafters aus einer PersGes. (glA Roland in B/B, § 7g Rn. 40).
Die Verpachtung des Betriebs bermhrt die Verbleibensvoraussetzungen nicht,
wenn der Betrieb vom Pnchter bis zum Ende der Verbleibensfrist unvernndert
fortgefmhrt wird (vgl. R 83 Abs. 6 Satz 4 EStR). Nicht begmnstigt hingegen sind
wnhrend der Betriebsverpachtung angeschaffte/hergestellte WG (s. H 83 „Be-
triebsverpachtung im Ganzen“ EStH 2003). Die der Organgesellschaft verpach-
tete Betriebsstntte ist keine Betriebsstntte des Organtrngers (BFH v. 20.5.1988
– III R 86/83, BStBl. II 1988, 739). Das hat zur Folge, daß in Konzernen die
Tochtergesellschaft die Sonderabschreibungen nicht in Anspruch nehmen kann,
wenn sie WG vor Ablauf des Verbleibenszeitraums an die Muttergesellschaft
oder an eine Schwestergesellschaft vermietet (so Bordewin, FR 1984, 57).
Betriebsaufspaltung: Wird ein WG innerhalb des einjnhrigen Verbleibens-
zeitraums zwischen Besitz- und Betriebsunternehmen vermietet, verpachtet
oder unter Fortfmhrung der Buchwerte mbertragen, sind die Verbleibensvoraus-
setzungen nur erfmllt, wenn Besitz- und Betriebsunternehmen auch betriebsver-
mqgensmnßig miteinander verbunden sind (vgl. BFH v. 26.3.1993 – III R 42/
92, BStBl. II 1993, 723; bestntigt durch BFH v. 16.9.1994 – III R 45/92,
BStBl. II 1995, 75; H 83 „Verbleibensvoraussetzung“ EStH 2003). Davon ist
auszugehen, wenn entweder die Beteiligung der Gesellschafter des Besitzunter-
nehmens an der Betriebsgesellschaft unmittelbar oder mittelbar zum (Sonder-)-
BV der Besitzgesellschaft gehqrt (echte Betriebsaufspaltung) oder umgekehrt
die Beteiligung der Gesellschafter der BetriebsPersGes. an der Besitzgesellschaft
oder an der deren Anteile haltenden Obergesellschaft (Sonder-)BV der Betriebs-
gesellschaft ist (umgekehrte Betriebsaufspaltung). Die Verbleibenskriterien wer-
den hingegen nicht erfmllt, wenn die Betriebsaufspaltung nur auf einer tatsnch-
lichen Beherrschung des Betriebs- durch das Besitzunternehmen beruht.

AA Ehlers in Frotscher, § 7g Rn. 22: Besitz- und Betriebsuntemehmen zwei rechtlich
selbstnndige Unternehmen; BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 37: Begmnstigung zwar vorteil-
haft, jedoch nur schwer aus dem Gesetz ableitbar. Nach Lambrecht in K/S/M (§ 7g
Rn. C 29) ist ein Verbleib des WG in der Besitzgesellschaft abzulehnen, weil der zur
Entstehung einer Betriebsaufspaltung erforderliche einheitliche geschnftliche Betnti-
gungswille der an beiden Unternehmen beteiligten Personen nicht identisch sei mit der
fmr die rnumliche Zuordnung iSd. Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b maßgeblichen Einflußmqg-
lichkeit. Zustimmend nur Roland in B/B, § 7g Rn. 41b.

UE bedarf es in den Fnllen der Vermietung oder Verpachtung nicht der „Kon-
struktion“ eines einheitlichen Betriebs, um die Verbleibensvoraussetzungen zu
bejahen. Da der Stpfl. bei der Betriebsaufspaltung die tatsnchliche Gewalt und
Einwirkungsmqglichkeit mber die zur Nutzung mberlassenen WG behnlt, verblei-
ben sie in seinem Betrieb (s. Anm. 59). Bei der obertragung von WG kommt es
hingegen uE nur darauf an, ob die WG weiterhin zum Anlagevermqgen des be-
gmnstigten Betriebs gehqren (s. o.). Entscheidend ist deshalb, ob der Betrieb im
Rahmen der Betriebsaufspaltung als selbstnndiger Betrieb fortgefmhrt wird,
nicht aber, ob die mbertragenen WG mit dem Buchwert fortgefmhrt werden.

Einstweilen frei.
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3. Ausschließlich oder fast ausschließlich betriebliche Nutzung
im Betrieb des Steuerpflichtigen

a) Nutzung „im Jahr der Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen“
Das WG muß „im Jahr der Inanspruchnahme von Sonderabschreibungen“ im
Betrieb des Stpfl. ausschließlich oder fast ausschließlich betrieblich genutzt wer-
den (Rechtslage bis 1987 s. Anm. 2). „Jahr“ iSd. Abs. 2 Nr. 2 ist stets das Kj.
oder das Wj., Jahr der Anschaffung oder Herstellung des WG somit das ange-
fangene Kj. oder Wj. Entfnllt die ausschließliche oder fast ausschließliche be-
triebliche Nutzung im Betrieb des Stpfl. in einem oder mehreren beliebigen Jah-
ren des Begmnstigungszeitraums (s. Anm. 3), ist die Sonderabschreibung nur im
jeweiligen Jahr ausgeschlossen. Eine Nutzungsnnderung lnßt daher eine im Vor-
jahr zulnssigerweise in Anspruch genommene Sonderabschreibung unbermhrt.
Das gilt selbst dann, wenn das WG erst kurz vor Ende eines Jahres angeschafft
oder hergestellt wurde (s. Zitzmann, DB 1984, 80; Handzik in L/B/P, § 7g
Rn. 50: ein Tag genmgt). Damit ist zB die Anschaffung eines Pkw im Dezember
auch begmnstigt, sollte er lediglich in diesem Monat die nutzungsmnßigen Vor-
aussetzungen erfmllen.

b) Betriebliche Nutzung im Betrieb des Steuerpflichtigen
Abs. 2 Nr. 2 fordert neben dem „Verbleiben in einer inlnndischen Betriebsstntte
dieses Betriebs“ (s. Anm. 59–61) eine weitere Bindung an den begmnstigten Be-
trieb durch die Voraussetzung, daß die WG „im Betrieb des Stpfl ... betrieblich
genutzt werden“, und zwar „ausschließlich oder fast ausschließlich.“
„Nutzung im Betrieb“ bedeutet Gebrauch (Verwendung) oder allgemein
„Einsatz“ des WG im weitesten Sinn im Betrieb. Nutzung im Betrieb des Stpfl.
heißt Einsatz des WG fmr Zwecke dieses Betriebs. Darunter fnllt auch die Nut-
zungsmberlassung an Dritte (so Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 9; ebenso
Roland in B/B, § 7g Rn. 46; BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 46; Ehlers in Frot-

scher, § 7g Rn. 19; Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 48). Die Nutzung kann uE dar-
in bestehen, daß das WG vom Stpfl. selbst benutzt oder fmr eine kmnftige Benut-
zung durch den Stpfl. bereitgehalten (gelagert) wird, zB wenn es unbenutzt
lagert (wohl glA Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. 36) oder wenn der Betrieb
mberhaupt ruht, eine Betriebsstntte aber noch besteht. Im Betrieb der Mitunter-
nehmerschaft wird auch das SonderBV des Mitunternehmers genutzt und ist da-
her begmnstigt.
„Ausschließlich oder fast ausschließlich“ betriebliche Nutzung: Ein WG
wird „ausschließlich oder fast ausschließlich“ betrieblich genutzt, wenn der An-
teil der außerbetrieblichen Nutzung des WG nicht mehr als 10 vH der gesamten
Nutzung betrngt (s. BFH v. 6.4.1990 – III R 2/87, BStBl. II 1990, 752 zu § 4b
InvZulG; R 83 Abs. 7 EStR 2003). Darunter fnllt die Nutzung fmr Zwecke einer
außerbetrieblichen Einkunftsart oder fmr Zwecke der Lebensfmhrung (§ 12
Nr. 1) sowie die Nutzung in einem anderen Betrieb des Stpfl. (glA BlOmich/
Brandis, § 7g Rn. 45). Bei Schntzung der Privatnutzung nach § 6 Abs. 1 Nr. 4
Satz 1 mit monatlich 1 vH des Bruttolistenpreises ist das Kraftfahrzeug nicht
begmnstigt, weil der private Nutzungsanteil in diesen Fnllen mehr als 10 vH be-
trngt (vgl. OFD Hannover v. 10.12.1998, StEK EStG § 7g Nr. 13: Fahrtenbuch
erforderlich; glA Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. C 40).
Der Nachweis der ausschließlichen oder fast ausschließlichen betrieblichen
Nutzung kann zB durch Aufzeichnung des betrieblichen und des außerbetrieb-
lichen tatsnchlichen Einsatzes des WG gefmhrt werden, bei einem Kraftfahrzeug
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etwa durch Aufzeichnungen der gefahrenen Strecke in einem Fahrtenbuch, bei
Maschinen und Gernten durch Aufzeichnung der Betriebsstunden.

Einstweilen frei.

III. Bildung einer Recklage nach den Abs. 3–7 (Abs. 2 Nr. 3)

1. Recklagenbildung als Voraussetzung der Sonderabschreibung
(Nr. 3 Satz 1)

Gem. Abs. 2 Nr. 3 (zur Einfmhrung s. Anm. 2 „StEntlG 1999/2000/2002“)
kqnnen die Sonderabschreibung nur in Anspruch genommen werden, wenn zu-
vor fmr die Anschaffung/Herstellung des begmnstigten WG eine Rmcklage nach
Abs. 3–7 gebildet wurde. Sie muss nicht unbedingt im Wj., das der Anschaffung
oder Herstellung des WG vorangeht, gebildet werden, sondern kann schon im
zweiten vorangegangenen Wj. (nach Abs. 3) oder bei Existenzgrmndern in einem
der fmnf vorangegangenen Wj. (nach Abs. 7) gebildet worden sein. Sie kann auch
nach Anschaffung/Herstellung des WG noch gebildet werden, wenn der sog.
Finanzierungszusammenhang gewahrt ist (innerhalb des Zweijahreszeitraums
nach Abs. 4 Satz 2; s. Anm. 119).
Die einmal gebildete Rmcklage muss nicht bis zum Schluß des der Anschaffung/
Herstellung des WG unmittelbar vorangehenden Wj. fortgefmhrt werden. Wird
sie vorher freiwillig aufgelqst, so ist dies unschndlich, ebenso die Zwangsauflq-
sung nach Abs. 4 Satz 2 (s. Anm. 119). Von Bedeutung ist allein, daß mberhaupt
in den Vorjahren eine Rmcklage gebildet wurde.
Erfordernis der Funktionsgleichheit: Die Rmcklage muß fmr das begmnstigte
WG gebildet worden sein. Die FinVerw. (vgl. BMF v. 10.7.2001, BStBl. I 2001,
455) verlangt daher, daß das bei der Rmcklagenbildung bezeichnete WG und das
spnter tatsnchlich angeschaffte oder hergestellte WG artgleich, dh. zumindest
funktionsgleich sind. Die Voraussetzungen entsprechen insoweit denen der
Rmcklagenbildung nach Abs. 3 Satz 1 (s. Anm. 82).
Hihe der Recklage: Ausreichend ist die Bildung „einer“ Rmcklage nach den
Abs. 3–7. Abs. 2 Nr. 3 zwingt weder zur Inanspruchnahme der max. Rmcklage
von 40 vH (s. Anm. 93) noch ist ein Mindestbetrag anzusetzen. Das Schrifttum
lnßt daher zu Recht eine Rmcklage von 1 E genmgen (vgl. Paus, StBp. 2001, 356,
u. BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 48).
Keine Begrenzung der Sonderabschreibung: Die Sonderabschreibung ist
nicht auf den Betrag der Rmcklage begrenzt. Beide sind lediglich dem Grunde
nach verklammert (vgl. BMF v. 10.7.2001, BStBl. I 2001, 455). Die Bildung einer
Rmcklage von 1 E (s. o.) hindert also nicht den spnteren Abzug der vollen Son-
derabschreibung von 20 vH der AHK.
Kritik: Die Sonderabschreibung von einer vorherigen Rmcklagenbildung abhnn-
gig zu machen, ist uE ein mberflmssiger Eingriff in den Entscheidungsspielraum
des Unternehmers (krit. auch Paus, StBp. 2001, 356; s. aber Rosarius, INF 2003,
775: Abs. 1 soll auf mqglichst frmhzeitige Investitionsentscheidungen beschrnnkt
sein). Will sich der Unternehmer kmnftig das Wahlrecht auf Sonderabschreibung
nach Abs. 1 erhalten, muß er praktisch fmr alle potentiellen Anschaffungen eine
Rmcklage bilden. UE sollte die Vorschrift gestrichen werden.
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2. Keine Recklagenbildung im Wirtschaftsjahr der Betriebseriffnung
(Nr. 3 Satz 2)

Bei Existenzgrmndern iSd. Abs. 7 (zur Ausdehnung auf andere Stpfl. s. u.) ver-
zichtet Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 auf die Bildung einer Ansparrmcklage fmr solche WG,
die im Wj. des Beginns der Betriebserqffnung angeschafft oder hergestellt wer-
den. Der Verzicht auf Rmcklagenbildung gilt erstmals fmr Wj., die nach dem
31.12.2002 beginnen. Billigkeitsregelungen der FinVerw. fmr die Wj. 2001 und
2002 sind nicht vorgesehen. (s. Anm. 2 „Gesetz v. 31.7.2003“).
Wirtschaftsjahr der Betriebseriffnung: Eine Sonderabschreibung kommt nur
fmr WG in Betracht, die im Erstjahr der Betriebserqffnung angeschafft oder her-
gestellt werden. Zum Ende des ersten Wj. wird vom Existenzgrmnder wieder
eine Rmcklagenbildung gefordert, auch dann, wenn die Betriebserqffnung noch
nicht abgeschlossen ist (krit. Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 13: Begriff
Wj. ist unscharf, weil das erste Wj. erst mit tatsnchlicher Betriebserqffnung be-
ginnt). Damit entfnllt die Sonderabschreibung fmr Anschaffungen im zweiten
Wj. der Betriebserqffnung (s. auch Rosarius, INF 2003, 776 mit instruktivem
Beispiel).
Beginn der Betriebseriffnung: Die Erqffnung des Betriebs beginnt mit Auf-
nahme solcher Tntigkeiten, die objektiv erkennbar auf eine Vorbereitung der be-
trieblichen Tntigkeit gerichtet sind (vgl. BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337
Tz. 17, unter Hinweis auf BFH v. 9.2.1983 – I R 29/79, BStBl. II 1983, 451; s.
auch Anm. 100).
Persinlicher Geltungsbereich: Seinem Wortlaut nach erspart Nr. 3 Satz 2 nur
Existenzgrmndern iSd. Abs. 7 eine Rmcklagenbildung. Existenzgrmnder wnren
sonst im Wj. der Betriebserqffnung ohne hinreichenden Grund von einer Inan-
spruchnahme der Sonderabschreibung ausgeschlossen. Allerdings fehlt bei je-
dem neu erqffneten Betrieb ein Vorjahr fmr eine Rmcklagenbildung. Deshalb ist
in verfassungskonformer Auslegung eine teleologische Extension geboten und
Nr. 3 Satz 2 auch auf andere Betriebserqffnungen anzuwenden (glA FG Mmn-
chen v. 25.9.2003, EFG 2004, 188, Rev. X R 43/03; Schmidt/Drenseck XXIII.
§ 7g Rn. 7; ebenso Dotzel, DStR 2003, 409; Korn, KsSDI 2003, 13899; aA
Briese, DStZ 2003, 573; Brandis, EFG 2004, 182).

Einstweilen frei.

Erlfuterungen zu Abs. 3:
Ansparabschreibung

I. Recklage fer die kenftige Anschaffung oder Herstellung
eines Wirtschaftsguts (Abs. 3 Satz 1)

1. Allgemeines
Der Stpfl. kann nach Abs. 3 Satz 1 eine gewinnmindernde Rmcklage bilden (sog.
Ansparabschreibung). Zum zeitlichen Anwendungsbereich s. Anm. 2 „Stand-
OG“. Begmnstigt ist nur die kmnftige Anschaffung/Herstellung eines neuen be-
weglichen WG des Anlagevermqgens.
Die Hihe der Recklage ist auf 40 vH (bei vor dem 1.1.2001 beginnenden Wj.
50 vH) der AHK des begmnstigten WG begrenzt (Abs. 3 Satz 2; s. Anm. 93 f.)
und darf fmr jeden Betrieb des Stpfl. am jeweiligen Bilanzstichtag 154000 E (bis
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31.12.2001: 300000 DM) nicht mbersteigen (s. Anm. 115). Unschndlich ist, wenn
durch die Rmcklage ein Verlust entsteht oder sich erhqht (Abs. 3 Satz 4; s.
Anm. 114). Wegen nachtrnglich gennderter AHK s. Anm. 93 sowie zur spnteren
Erhqhung/Minderung der Rmcklage s. Anm. 90.
Bedeutung der Ansparabschreibung: Ob sie den Gesetzeszweck erreicht, ist
zweifelhaft. Insbesondere wird der betroffene Personenkreis die Rmcklage hnufig
zur progressionsmindernden Gewinnglnttung und Steuerstundung verwenden
und damit den eigentlichen Gesetzeszweck der Ansparung kmnftiger Investitio-
nen verfehlen. Auch der Gewinnzuschlag ist nur bedingt geeignet, eine mangeln-
de Investitionsabsicht hinreichend zu sanktionieren (glA Pfleger, Inf. 1994,
276). Rspr. und FinVerw. (s. Anm. 95–100) haben inzwischen durch restriktive
Auslegung des Tatbestandsmerkmals „voraussichtliche Anschaffung/Herstel-
lung“ versucht, dieser Entwicklung entgegenzutreten. Folge davon ist ein un-
mbersichtliches Ineinandergreifen unterschiedlicher Auslegungskriterien, die eine
einfache Handhabung der Rmcklage behindern und insbesondere in Fnllen der
Betriebserqffnung (s. Anm. 100) Investitionswillige sogar benachteiligen.

Einstweilen frei.

2. Kenftige Anschaffung oder Herstellung eines Wirtschaftsguts

a) Wirtschaftsgut iSd. Abs. 1
Abs. 3 Satz 1 mbernimmt den WGBegriff des Abs. 1 (s. im einzelnen Anm. 20).
Nicht erforderlich ist, daß auch die weiteren Voraussetzungen der Sonderab-
schreibung nach Abs. 2 vorliegen (s. BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337
Tz. 4). Die Rmcklage kann also auch fmr WG gebildet werden, die zu mehr als
10 vH außerbetrieblich (zB privat) genutzt werden, weniger als ein Jahr in einer
Betriebsstntte des begmnstigten Betriebs verbleiben, als geringwertige WG iSd.
§ 6 Abs. 2 ohnehin in voller Hqhe absetzbar sind (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 5)
oder keiner Sonderabschreibung unterliegen, weil eine Inanspruchnahme an den
im Investitionsjahr gegebenen Grqßenmerkmalen des Betriebs (Abs. 2 Nr. 1)
scheitert (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 4).
Nach dem Gesetzeswortlaut kann der Stpfl. die Rmcklage einerseits fmr den
kmnftigen Erwerb (irgend-) „eines“ WG bilden. Andererseits bemißt sich ihre
Hqhe nach den AHK „des“ begmnstigten WG. Die kmnftige Investition muß we-
gen des Gewinnzuschlags gem. Abs. 5 (s. Anm. 122) nach stRspr. des BFH (vgl.
Urt. v. 12.12.2001 – XI R 13/00, BStBl. II 2002, 385; v. 19.9.2002 – X R 51/00,
BStBl. II 2004, 184, und v. 6.3.2003 – IV R 23/01, BStBl. II 2004, 188) sowie
VerwAuffassung (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 27) so genau bezeichnet werden,
daß im Investitionsjahr festgestellt werden kann, ob eine vorgenommene Inve-
stition derjenigen entspricht, fmr deren Finanzierung die Rmcklage gebildet wur-
de (zum Buchnachweis s. Anm. 112). Infolgedessen ist ein Austausch von ge-
planter und tatsnchlicher Investition ausgeschlossen (ebenso Schmidt/
Drenseck XXIII. § 7g Rn. 23). Es muß zumindest der Funktion nach Identitnt
bestehen. Zu Sammelbezeichnungen s. u.
Funktionsgleichheit: Die Anforderungen entsprechen uE denjenigen der
obertragung einer RfE auf ein ErsatzWG (R 35 Abs. 1 EStR; § 5 Anm. 598).
Wertgleichheit ist daher nicht erforderlich.
E Pkw/Lkw: Funktionsgleichheit liegt nach VerwAuffassung (BMF v. 25.2.2004
aaO Tz. 27) zB dann vor, wenn der Stpfl. anstelle der geplanten Anschaffung ei-
nes Lkw der Marke A einen Lkw der Marke B erwirbt. Sie entfnllt hingegen,
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sollte anstelle eines Pkw ein Lkw angeschafft werden. Bei einem Pkw lnßt die
FinVerw. als Funktionsbezeichnung großzmgig den Begriff „Pkw“ genmgen
(ebenso BFH v. 12.12.2001 – XI R 13/00, BStBl. II 2002, 385; FG Dmss. v.
18.11.2002, EFG 2003, 440, rkr.: „Geschnftspersonenfahrzeug“ reicht aus; zu
eng zB FG Hamburg v. 24.10.2000, StRE 2001, 175, rkr.; krit. dazuMeyer/Ball,
FR 2001, 1207; FG Nmrnberg v. 30.9.2002 – VI 228/2002, juris: Angabe von
Marke und Modell erforderlich; Hess. FG v. 19.8.2003, StRE 2003, 1431, rkr.:
Angaben zu Funktion und Nutzungsumfang erforderlich; dagegen zu Recht:
Wessling/Romswinkel, DStR 2004, 709). UE dmrfen insbesondere an die Funk-
tionsbezeichnung des WG keine mberspitzten Anforderungen gestellt werden,
wie sie etwa das FG Hamburg (aaO) verlangt. Auch muß sich der Stpfl. nicht im
Sinne der Entscheidung des FG Nmrnberg (aaO) in Marke und Modell festlegen
und erst recht keine Angaben mber die geplante kmnftige Nutzung machen, wie
sie das Hess. FG aaO fordert.
E GWG: Die Anforderungen an die Funktionsbezeichnung beim Erwerb einer
Vielzahl gleichwertiger gWG (zur Fqrderung dem Grunde nach s. Anm. 82) sind
unklar (ausdrmcklich offenlassend BFH v. 25.9.2002 – IX B 55/02, BFH/NV
2003, 159). Im Schrifttum wird bezweifelt, ob insoweit Sammelbezeichnungen
verwendet werden dmrfen (vgl. Vogelgesang, BB 2004, 641; Pohl, DB 2003,
960). Damit ist die Rmcklagenbildung fmr gWG aufwendig und risikobehaftet.
E Sammelbezeichnungen wie zB Fuhrpark, Maschinen, Bmroeinrichtung oder EDV-
Anlage sind ungeeignet, das WG hinreichend zu konkretisieren (vgl. BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 15; ebenso Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. D 44 „Sammel-
begriffe“). Auch die finanzgerichtliche Rspr. setzt strenge Maßstnbe. Im Fall FG
Cottbus v. 6.2.2002 (EFG 2002, 1025; best. durch BFH v. 25.9.2002 – IV B 55/
02, BFH/NV 2003, 159) hatte der Antragsteller zunnchst fmr eine „EDV-Anla-
ge/Bmroausstattung“ voraussichtliche AK von 440000 DM erklnrt und diese
spnter in EDV-Anlage (290000 DM) sowie Bmroausstattung (150000 DM) ge-
trennt. Das FG Cottbus aaO sah darin noch keine ausreichende Spezifizierung,
weil nicht nachvollziehbar sei, wie sich die AK auf Netzwerk, Server und Zube-
hqr aufschlmsselten bzw. welche Bmromqbel konkret zu welchen AK erworben
werden sollten. Restriktiv auch FG Mmnchen (v. 16.10.2002, EFG 2003, 382;
Rev.: X R 38/02): Es muß eine Identitnt zwischen avisierter Investition und tat-
snchlich angeschafftem WG bestehen (verneint bei der geplanten Anschaffung
von Leasinggmtern durch eine Leasinggesellschaft ohne vorherige Bestellung
beim Lieferanten bzw. Auftragserteilung des Leasingnehmers; s. dazu auch Ro-

sarius, Inf. 2003, 777).

Einstweilen frei.

b) Kenftiger Erwerb des Wirtschaftsguts
Die Rmcklage darf nur fmr den kmnftigen Erwerb eines WG gebildet werden. Sie
kommt also nur in Betracht, wenn das WG im Fall der Anschaffung noch nicht
geliefert (§ 9a EStDV; s. Anm. 20) bzw. bei Herstellung noch nicht fertiggestellt
ist (zum Fertigstellungszeitpunkt vgl. § 6 Anm. 456). Herstellungsbeginn bzw.
Abschluß des obligatorischen Kaufvertrags hindern eine Rmcklagenbildung da-
her nicht. Nicht begmnstigt sind WG, die der Stpfl. unentgeltlich zu erwerben
oder gem. § 6 Abs. 1 Nr. 5 in sein BV einzulegen beabsichtigt.
Maßgebender Zeitpunkt ist der Abschlußstichtag (= 31. 12. bei Wj., die mit
dem Kj. mbereinstimmen) oder das Ende des jeweiligen Gewinnermittlungszeit-
raums bei Stpfl. mit Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3. Nach uE zutr. Verw-

§ 7g Anm. 82–85 Sonderabschreibungen ua.

83–84

85



HHR Lfg. 216 Oktober 2004 B. Meyer

Auffassung (BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 6) dmrfen Rmcklagen nur
fmr solche WG gebildet werden, die erst im folgenden Wj. angeschafft oder her-
gestellt werden. Eine Rmcklagenbildung im Wj. der Anschaffung/Herstellung
entfnllt. Allerdings ist der Stpfl. uE nicht gehindert, allein fmr Zwecke der An-
passung seiner ESt.- oder KStVorausZ des lfd. Kj. Rmcklagen in seine vorlnufige
Gewinnermittlung einzubeziehen (ebenso Lambrecht in K/S/M, § 7g EStG
Rn. D 44 „Vorauszahlungsverfahren“).

Einstweilen frei.

3. Bildung einer gewinnmindernden Recklage (Ansparabschreibung)

a) Ausebung des Wahlrechts
Die Bildung einer Rmcklage steht im Ermessen des Stpfl. (vgl. Satz 1: „Steuer-
pflichtige kqnnen ... eine ... Rmcklage bilden.“). Das Wahlrecht erstreckt sich auf
den geplanten Erwerb jedes einzelnen WG und ist fmr alle in Betracht kommen-
den Erwerbe weder dem Grunde noch der Hqhe nach einheitlich auszumben (s.
auch Anm. 93). Zulnssig ist auch die Bildung von Teilrmcklagen (Umkehrschluß
aus BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 28). Die Ausmbung des Ansatz-
wahlrechts erfolgt in der Bilanz durch entsprechende Bildung eines Passivpo-
stens, nicht hingegen bereits durch Ausweis in der lfd. Buchfmhrung (glA Lam-

brecht in K/S/M, § 7g Rn. D 7). ober die Vorteilhaftigkeit der Wahl vgl. im
einzelnen Wolff, DStR 1993, 1536; Pfleger, Inf. 1994, 426; Paus, DStR 1994,
1109 u. StBp. 2001, 354; Wessling, BB 1993, 2347; Ullrich, DStR 1996, 520 u.
558; Ders., Inf. 1996, 685; Ders., DStR 2002, 1165. ober erneute Rmcklagenbil-
dung nach Zwangsauflqsung s. Anm. 119.
Die Rmcklage darf frmhestens fmr das zweite der geplanten Investition vorherge-
henden Wj. und anschließend fmr das erste darauffolgende Wj. erstmals gebildet
werden. Das geschieht dadurch, daß der nach entsprechender Abschlußbuchung
erstellte Jahresabschluß beim FA eingereicht wird (s. BMF v. 25.2.2004 aaO
Tz. 9 sowie Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. D 7: Abschluß darf auch verspntet
erstellt worden sein). Die Bildung zu einem frmheren Zeitpunkt in der Buchhal-
tung im Laufe des Wj. hat nur Bedeutung zur Herabsetzung lfd. ESt.-/KSt-
VorausZ (s. Anm. 85).

b) Nachholung der Recklage
Hat es der Stpfl. versnumt, eine Rmcklage zu bilden oder diese bewußt unterlas-
sen, ist ein nachtrnglicher Ansatz wegen § 4 Abs. 2 Satz 2 grds. ausgeschlossen.
Das gilt nicht fmr die erstmalige Rmcklagenbildung in der Sonderbilanz des Mit-
unternehmers einer PersGes. (so auch Korn/Keller, § 7g Rn. 55). Die Rmcklage
kann nur im Rahmen einer Bilanznnderung gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 (s. § 4
Anm. 350 f.) unter Beachtung der sog. umgekehrten Maßgeblichkeit des § 5
Abs. 1 Satz 2 (s. § 5 Anm. 61 f.) nachtrnglich gebildet werden (vgl. BMF v.
25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 9 unter Hinweis auf BMF v. 18.5.2000, BStBl. I
2000, 587). Dies erfordert einen engen zeitlichen und sachlichen Zusammen-
hang mit einer Bilanznnderung zuungunsten des Stpfl. und bewirkt, daß max.
die StNachzahlung kompensiert werden kann. Weitergehende Rmcklagen sind
unzulnssig (ebenso Vogelgesang, BB 2004, 642).
E Die FinVerw. (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 9) stellt an die nachtrngliche Geltend-
machung der Rmcklage folgende Anforderungen:
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p Voraussetzung 1: Der Stpfl. muß glaubhaft darlegen, aus welchen Grmnden die
Rmcklage trotz voraussichtlicher Investitionsabsicht nicht schon in der ur-
sprmnglichen Gewinnermittlung selbst gebildet wurde. Dazu bedarf es der
Vorlage geeigneter Unterlagen oder Erlnuterungen wie etwa angeforderte
Prospekte oder Informationen. Den Hinweis auf eine nur versehentlich un-
terbliebene Passivierung lnßt die FinVerw. ausdrmcklich nicht genmgen.

p Voraussetzung 2: Die Investition darf wegen des gebotenen Finanzierungszu-
sammenhangs (s. u.) im Zeitpunkt der Rmcklagenbildung grds. noch nicht
durchgefmhrt worden sein (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 12). Ist bereits inve-
stiert, muß der Stpfl. einen Finanzierungszusammenhang nachweisen oder
glaubhaft machen (s. u.).

p Voraussetzung 3: Die Rmcklage muß noch im maßgebenden Ansparzeitraum
gebildet werden (s. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 10 sowie Anm. 96).
Beispiel: A unterliegt fmr die Wj. 2000–2002 im Nov. 2003 einer stl. Außenprmfung.
Sie ergibt fmr das Wj. 2002 eine Gewinnerhqhung von 40000 E. Im Wj. 2001 erwarb A
WG 1 fmr 100000 E und im Wj. 2004 WG 2 fmr 120000 E (Abwandlung: WG 2 wird be-
reits im Juni 2003 erworben).
A kann im Grundfall die StNachzahlung durch Rmcklagenbildung fmr WG 2 zum
31.12.2002 im Wege einer Bilanznnderung verhindern. Allerdings muß ihm der Nach-
weis einer bereits zum 31.12.2002 bestehenden Investitionsabsicht durch Vorlage ge-
eigneter Unterlagen oder Erlnuterungen (s. o.) gelingen (Voraussetzung 1). Wurde WG
2 bereits im Juni 2003 (Abwandlung) erworben, scheitert die Rmcklage am fehlenden
Finanzierungszusammenhang, falls dieser von A nicht nachgewiesen oder glaubhaft
gemacht wird (Voraussetzung 2). Tritt die Gewinnerhqhung hingegen im Wj. 2000 ein,
entfnllt eine Kompensation der StNachzahlung durch Rmcklagenbildung wegen Ab-
laufs (hier zum 31.12.2002) des zweijnhrigen Ansparzeitraums (Voraussetzung 3).

E Stellungnahme: Die VerwAuffassung fmhrt bei nachtrnglicher Rmcklagenbildung
zu teilweise zufnlligen Ergebnissen (s. obiges Beispiel). Die angeblich allein
durch Zeitablauf gebotenen Verschnrfungen sind zudem vom Wortlaut des
Abs. 3 nicht gedeckt. Selbst die BFH-Rspr. (s. u.) gestattet die nachtrngliche Bil-
dung einer Rmcklage, jedenfalls im Ansparzeitraum (ebenso Pohl, DB 2003, 960
[963]). Verfehlt erscheint, im Fall tatsnchlicher Investition die Rmcklage mangels
Finanzierungszusammenhangs zu verbieten. Der Stpfl. bewegt sich hier in ei-
nem Wirrwarr gegenlnufiger Tatbestandsmerkmale.
Finanzierungszusammenhang: Die Rspr. fordert einen sog. Finanzierungszu-
sammenhang und versagt die Rmcklagenbildung, wenn der Zeitraum zwischen
Anschaffung/Herstellung des WG und Rmcklagenbildung zwei Jahre mberschrei-
tet (BFH v. 14.8.2001 – XI R 18/01, BStBl. II 2004, 181; ebenso FG Mmnchen
v. 23.7.2003, EFG 2003, 1605; Rev.: X R 32/03; Bedeutung des Finanzierungs-
zusammenhangs aber ausdrmcklich offenlassend BFH v. 19.9.2002 – X R 51/00,
BStBl. II 2004, 184). Der IV. Senat des BFH (Urt. v. 6.3.2003 – IV R 23/01,
BStBl. II 2004, 186) fordert eine hinreichende Konkretisierung der geplanten
Investition noch im Ansparzeitraum (glA Vogelgesang, BB 2004, 640 [642];
Pohl aaO; fmr uneingeschrnnkte Rmcklagenbildung bis zur Bestandskraft des
StBescheids Wessling, DStR 2002, 1168). Das Schrifttum geht teilweise davon
aus, daß eine erstmalige Rmcklagenbildung durch Bilanznnderung grds. entfnllt
(so Rosarius, Inf. 2003, 775 [777]). Auch Vogelgesang (aaO) lnßt die Rmcklage
scheitern, wenn der Ansparzeitraum bereits abgelaufen und damit die begmn-
stigte Investition objektiv unmqglich geworden ist; ebenso Pohl (aaO) unter
Hinweis auf die nach der BFH-Rspr. (s. o. sowie BFH v. 25.9.2002 – IV B 55/
02, BFH/NV 2003, 159) untersagte nachtrngliche Konkretisierung (zulnssig aber
vor Ablauf des Ansparzeitraums; Pohl aaO, 964). Fmr eine uneingeschrnnkte
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Rmcklagenbildung bis zur Bestandskraft des StBescheids hingegen Wessling

(DStR 2002, 1165 [1168]).
E Erstmalige R^cklagenbildung in der StErklZrung: Der Finanzierungszusammen-
hang ist regelmnßig bei einer Rmcklagenbildung in der der StErklnrung beizufm-
genden Bilanz gegeben (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 11 Satz 3). Dazu ist wegen
BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 10 (s. o.) eine Erklnrungsabgabe innerhalb des An-
sparzeitraums notwendig. Unbeachtlich ist nach VerwAuffassung wohl, ob der
Stpfl. im Zeitpunkt der Rmcklagenbildung schon investiert hat.
E Erstmalige R^cklagenbildung im Einspruchsverfahren: Der Stpfl. kann nach BMF v.
25.2.2004 (aaO Tz. 11 Satz 4) auch nachtrnglich im Einspruchsverfahren die
Rmcklage in Anspruch nehmen (wegen der schnrferen Anforderungen an eine
Konkretisierung der Investitionsabsicht s. aber Anm. 96 „Rechtzeitige Konkreti-
sierung der Investition“). Ein nachtrnglicher Abzug entfnllt, wenn die Investition
im Zeitpunkt der Rmcklagenbildung bereits durchgefmhrt ist. Insoweit teilt die
FinVerw. die restriktive Rspr. des BFH (Urt. v. 14.8.2001 – XI R 18/01,
BStBl. II 2004, 181). Der Stpfl. ist dann gehalten, einen Finanzierungszusam-
menhang nachzuweisen oder glaubhaft zu machen (BMF v. 25.2.2004 aaO
Tz. 12).
Stellungnahme: Das vom BFH entwickelte Tatbestandsmerkmal des Finanzie-
rungszusammenhangs ist uE eine mberflmssige Hmrde fmr die Ansparrmcklage.
Weder Gesetzeswortlaut noch -zweck gebieten diese Einschrnnkung. Die Rmck-
lage soll der Finanzierungserleichterung dienen. Diesen ihr zugedachten Zweck
aber verfehlt sie nicht bereits deshalb, weil sie erst zwei Jahre nach Anschaf-
fung/Herstellung des betreffenden WG gebildet wird. Entscheidend ist viel-
mehr die mit ihrer Hilfe eintretende Steuerminderung.

Beispiel: Nach einer Außenprmfung im Jahr 05 wird der Gewinn des Wj. 01 auf
50000 E erhqht, so daß erstmals eine StSchuld von 20000 E entsteht. Der Stpfl. bildet
daraufhin zur Schonung seiner Liquiditnt zum 31.12.01 eine Rmcklage iHv. 50000 E fmr
bereits im Wj. 03 durchgefmhrte Investitionen.
Die Rmcklage sollte hier nicht am Finanzierungszusammenhang scheitern, denn Anlaß
zur Bildung entstand erst mit knderung des StBescheids 05. Gleichwohl verfehlt sie ih-
re Wirkung nicht und schont die Liquiditnt des Unternehmers. Andernfalls wnre er evtl.
gezwungen, die Steuerzahlung mit Kredit zu finanzieren. Der Zweck der Liquiditntsbe-
schaffung darf nicht auf den Sonderfall des Finanzierungszusammenhangs eingeengt
werden (gegen BFH v. 14.8.2001 aaO auch Wessling/Romswinkel, DStR 2002, 1753
[1754]; Pohl, DB 2003, 960 [964]: Begrmndung der Zweijahresfrist des BFH bleibt im
Dunkeln; Vogelgesang, BB 2004, 640 [642]; s. auch Meyer/Ball, StBp. 2002, 226
[231] mit zahlreichen weiteren Beispielen; anders Rosarius, Inf. 775 [777]; vgl. auch
Kanzler, FR 2002, 939: Der Finanzierungszusammenhang ist als objektivierte Investi-
tionsabsicht zu verstehen).

c) cnderung der Recklage in einem spfteren Wirtschaftsjahr
Erhihung der Recklage: Die einmal gebildete Rmcklage kann in spnteren Wj.
innerhalb der Zweijahresfrist des Abs. 3 Satz 2 ohne weiteres bis zur vollstnndi-
gen Ausschqpfung des Hqchstbetrags von 40 vH der AHK des begmnstigten In-
vestitionsguts aufgestockt werden (ebenso BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 82; Lam-
brecht in K/S/M, § 7g Rn. D 17). Eine nachtrngliche Aufstockung im
Investitionsjahr ist ausgeschlossen (aAVorauflage hier).
Minderung der Recklage: Die einmal gebildete Rmcklage kann vom Stpfl. in
spnteren Wj. bis zur Durchfmhrung der Investition bzw. bis zum Ablauf der In-
vestitionsfrist (Abs. 4 Satz 2; s. Anm. 119) freiwillig gewinnerhqhend aufgelqst
werden (vgl. BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 28). Zum Gewinnzu-
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schlag nach Abs. 5 in diesen Fnllen s. Anm. 124. Eine TeilauflXsung unter Fortfmh-
rung der verbleibenden Rmcklage ist nach Auffassung des FG Mmnchen (Urt. v.
23.7.2003, EFG 2003, 1605; Rev.: X R 32/03) ausgeschlossen, wenn sie lediglich
fmr ein einziges WG gebildet wurde. Die darin zum Ausdruck kommende voll-
stnndige Aufgabe der Investitionsabsicht verhindere die Fortfmhrung einer Teil-
rmcklage (Teilauflqsung allenfalls bei Minderung der voraussichtlichen AHK zu-
lnssig). Auch die FinVerw. (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 28) gestattet ausdrmcklich
nur eine Auflqsung von Rmcklagen oder Teilrmcklagen, ohne die Teilauflqsung
selbst zu erwnhnen. UE erlaubt das in Abs. 3 Satz 1 verankerte Wahlrecht (s.
Anm. 88) auch die Teilauflqsung der Rmcklage (glA wohl Keller in Korn, § 7g
Rn. 53). Die Investitionsabsicht hat nur im Zeitpunkt der Rmcklagenbildung Be-
deutung.
Reckwirkende cnderung einer Recklage: Sie ist in zweierlei Hinsicht be-
grenzt. Einerseits kommt sie allein unter den Voraussetzungen der Bilanznnde-
rung gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 in Betracht (s. Anm. 88 u. 89). Mit Einbuchung der
Rmcklage und Einreichung der Bilanz beim FA hat der Stpfl. sein Bilanzierungs-
wahlrecht verbindlich ausgembt (vgl. BFH v. 24.1.1990 – I R 152–153/85,
BStBl. II 1990, 426 betr. § 6b). Andererseits ist sie nach VerwAuffassung (BMF
v. 25.2.2004 aaO Tz. 12) wegen des gebotenen Finanzierungszusammenhangs
grds. unzulnssig, wenn die betreffende Investition bereits durchgefmhrt wurde;
allerdings darf nach VerwAuffassung (BMF aaO) ein Finanzierungszusammen-
hang nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden (s. dazu Anm. 89). Auch
eine rmckwirkende Minderung der Rmcklage etwa zur Vermeidung des Gewinn-
zuschlags gem. Abs. 5 scheitert ebenso wie die rmckwirkende Erhqhung grds.
daran, daß der Stpfl. an sein einmal ausgembtes Bilanzierungswahlrecht gebun-
den ist. Zur Korrektur der bereits gebildeten Rmcklage bei Stpfl. mit Gewinn-
ermittlung nach § 4 Abs. 3 s. Anm. 127.

Einstweilen frei.

II. Hihe der Ansparabschreibung fer kenftige Erwerbe
(Abs. 3 Satz 2)

1. Begrenzung auf 40 vH der Anschaffungs- oder Herstellungskosten des
begenstigten Wirtschaftsguts

Die Rmcklage darf 40 vH (bei vor dem 1.1.2001 beginnenden Wj. 50 vH; s.
Anm. 2) der AHK des einzelnen begmnstigten WG nicht mbersteigen. Weitere
Begrenzungen enthnlt das Gesetz nicht. Der Stpfl. kann innerhalb des Rahmens
von 40 vH die Rmcklage beliebig auf den zweijnhrigen Ansparzeitraum verteilen
bzw. von ihrer Inanspruchnahme ganz oder teilweise absehen. Seine Entschei-
dung, ob, wann und in welcher Hqhe eine Rmcklage gebildet wird, ist fmr jede
einzelne der geplanten Investitionen eigenstnndig zu treffen.
Personengesellschaften: Rmcklagen kqnnen wahlweise im Gesamthands- als
auch im SonderBV der Gesellschafter gebildet werden (s. BMF v. 25.2.2004,
BStBl. I, 337 Tz. 2). Gleichgmltig ist uE, in welchem der beiden Vermqgensberei-
che spnter tatsnchlich investiert wird (s. Meyer/Ball, Inf. 2001, 71 [73 f.], dort
auch zur disquotalen Rmcklagenbildung im SonderBV; aA Paus, StBp. 2002, 17
[24]; s. auch Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. D 25: Maßgebend ist, ob Anschaf-
fung im Gesamthands- oder SonderBV erfolgen soll). Ein Zwang zur einheit-
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lichen Ausmbung des Wahlrechts auf Gesellschafterebene besteht mangels An-
wendbarkeit des § 7a Abs. 7 (betrifft nur Sonderabschreibungen) nicht.
Anschaffungs-/Herstellungskosten als Bemessungsgrundlage: Zur Be-
stimmung der AHK gelten die allgemeinen Grundsntze (§ 9b ist zu beachten,
vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 8; s. auch Anm. 33). Maßgebend sind uE die
Preisverhnltnisse im Jahr der Rmcklagenbildung, nicht im voraussichtlichen Inve-
stitionsjahr (Bedeutung spnterer knderungen s. u.). Infolgedessen darf der Stpfl.
allgemeine Preissteigerungen nicht in die Bemessungsgrundlage einkalkulieren.
Bei nachtrnglicher knderung der AHK (zB durch Preissteigerung oder Produkt-
umstellung), kommt eine knderung der bereits gebildeten Rmcklage nur unter
den in Anm. 90 beschriebenen Voraussetzungen in Betracht.
Nachweis der Anschaffungs-/Herstellungskosten: Das Gesetz stellt keine
besonderen Anforderungen an den Nachweis. Insbes. muß der Stpfl. die voraus-
sichtlichen Erwerbskosten nicht anhand von Preislisten oder Kalkulationsunter-
lagen darlegen (vgl. auch BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 8: Angabe der voraussicht-
lichen AHK ausreichend). Allerdings wird das FA wegen der gebotenen Angabe
der Funktion des WG (s. Anm. 96 und 112) regelmnßig in der Lage sein, die
Plausibilitnt von Rmcklage und Investitionsvorhaben zu prmfen. Unangemessen
hohe AHK iSd. § 4 Abs. 5 Nr. 7 stellen zwar in Hqhe der anteilig auf den mber-
hqhten Betrag entfallenden AfA nicht abziehbare BA dar (zB bei einem Pkw;
vgl. H 21 Abs. 12 „Kraftfahrzeug“ EStH 2003). Dies steht einer Rmcklage iHv.
max. 40 vH der gesamten AHK uE jedoch nicht entgegen (offenlassend BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 3–5). Abs. 3 fordert weder in rechtlicher noch tatsnchlicher
Hinsicht, daß der Stpfl. im Investitionsjahr eine der Rmcklage entsprechende Ab-
schreibung in Anspruch nimmt bzw. nehmen kann.

2. Voraussichtlicher Erwerb innerhalb von zwei Jahren nach Recklagen-
bildung

a) Ansparzeitraum
Der Ansparzeitraum beginnt im Wj. der Bildung der Rmcklage und endet mit
Ablauf des darauffolgenden zweiten Wj. Dabei ist gleichgmltig, ob es sich um ein
mit dem Kj. mbereinstimmendes, oder vom Kj. abweichendes oder RumpfWj.
handelt. Die Entstehung von RumpfWj. im Fqrderzeitraum bewirkt damit eine
zeitliche Verkmrzung der Ansparphase (vgl. FG Dmss. v. 25.9.2003, StE 2003,
686, Rev.: XI R 69/03; FG Kqln v. 8.7.2003, EFG 2003, 1607, Rev.: XI R 56/
03; FG Mmnster v. 20.9.2001, EFG 2002, 387, rkr.).
Der Stpfl. muß das begmnstigte WG nach Abs. 3 Satz 2 voraussichtlich bis zum
Ende des zweiten auf die Bildung der Rmcklage folgenden Wj. anschaffen oder
herstellen (Ansparzeitraum oder Investitionszeitraum). Wird in Jahren vor (ab-
geschlossener) Betriebserqffnung zulnssigerweise eine Rmcklage gebildet, gelten
nach VerwAuffassung (BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 22) das Jahr
der Rmcklagenbildung, die darauffolgenden Jahre sowie das Jahr der Betriebser-
qffnung (s. Anm. 100) „jeweils“ als ein Wj. iSd. Abs. 3–5. Mit „jeweils“ ist uE
„insgesamt“ gemeint.

Beispiel: Die Betriebserqffnung erstreckt sich auf die Wj. 01–04. Der zweijnhrige An-
sparzeitraum endet zum 31.12.05, so daß eine zum 31.12.01 gebildete Rmcklage (ver-
bindliche Bestellung erforderlich; s. Anm. 100) nicht zwingend zum 31.12.03, sondern
erst zum 31.12.05 (bzw. mit frmherer Investition) aufzulqsen ist.
Kommt es nicht zur BetriebserXffnung, so ist nach VerwAuffassung (BMF v. 25.2.2004 aaO
Tz. 23) die Rmcklage zum Ende des Jahres aufzulqsen, in dem feststeht, daß der Betrieb
nicht erqffnet werden wird.
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b) Voraussichtlicher Erwerb im Ansparzeitraum
Zentrales Tatbestandsmerkmal des Abs. 3 ist die „voraussichtliche“Anschaffung
des begmnstigten WG innerhalb des Ansparzeitraums. Es muß also Investitions-
absicht bestehen. Ein fqrmlicher Nachweis oder eine Glaubhaftmachung der
Prognoseabsicht wird von der Rspr. nicht verlangt (BFH v. 19.9.2002 – X R
150/00, BStBl. II 2004, 184), insbes. keine Vorlage von Investitionsplnnen (so
bereits BTDrucks. 12/4487, 33) oder eine feste Bestellung des WG (vgl. BMF v.
25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 8). Zum Erfordernis einer verbindlichen Be-
stellung im Fall der Betriebserqffnung oder -erweiterung s. aber Anm. 100.
Allerdings bedarf es nach der BFH-Rspr. (vgl. Urt. v. 19.9.2002 – X R 150/00
aaO) und VerwAuffassung (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 7) einer hinreichenden
Konkretisierung der geplanten Investition in Form einer Prognoseentscheidung
mber das kmnftige Investitionsverhalten. Zu den Prognosekriterien s. Anm. 96.
Die Prognoseentscheidung ist bei Stpfl. mit Gewinnermittlung gem. §§ 4 Abs. 1,
5 aus der Sicht des jeweiligen Bilanzstichtags und bei Gewinnermittlung nach
§ 4 Abs. 3 aus der Sicht am Ende des Gewinnermittlungszeitraums zu treffen
(BFH v. 19.9.2002 – X R 51/00 aaO). Nach BFH v. 19.9.2002 aaO soll die
Prognoseentscheidung verhindern, daß der Stpfl. eine Ansparrmcklage „ins
Blaue hinein“ bildet.

c) Prognoseentscheidung eber kenftige Investitionen
Im Rahmen der Prognoseentscheidung des Stpfl. ist von indizieller Bedeutung:
– die rechtzeitige genaue Bezeichnung der
– objektiv noch durchfmhrbaren Investition im Betrieb des Stpfl.,
– ihre Finanzierbarkeit und
– bei erstmaligem Abzug im Einspruchs- oder knderungsverfahren die Grmnde

fmr die nachtrngliche Geltendmachung.
Die genaue Bezeichnung der Investition erfolgt durch Angaben insbes. zur
Funktion des WG sowie zu den voraussichtlichen AHK. Außerdem ist die Inve-
stition zeitlich zu konkretisieren. Die mqglichst konkrete und genaue Bezeich-
nung der geplanten Investition ist ein wesentliches Erkennungsmerkmal „vor-
aussichtlicher“ Anschaffung oder Herstellung des WG (vgl. BFH v. 6.3.2003 –
IV R 23/01, BStBl. II 2004, 188). Zu den Anforderungen an die Funktions-
gleichheit im einzelnen s. Anm. 82. Nach BFH (Urt. v. 12.12.2001 – XI R 13/
00, BStBl. II 2002, 385, sowie v. 19.9.2002 – X R 51/00, BStBl. II 2004, 184)
und FinVerw. (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 8) dient die Angabe der voraussicht-
lichen AHK zur Identifizierung der geplanten Investition (vgl. aber Meyer/
Ball, StBp. 2002, 229). Anzugeben ist der beabsichtigte Investitionszeitpunkt
(krit. dazu Meyer/Ball, StBp. 2002, 229, sowie Paus, StBp. 2002, 18). Ausrei-
chend ist nach BMF v. 25.2.2004 (aaO Tz. 8) die Angabe des Wj. voraussicht-
licher Investition (aA noch BMF v. 12.12.1996, BStBl. I 1996, 1441 Tz. 3).
Objektiv durchfehrbare Investition im Betrieb des Steuerpflichtigen: Die
Ansparrmcklage kommt nur fmr objektiv mqgliche Investitionen im Betrieb des
Stpfl. in Betracht (vgl. BFH v. 12.12.2001 – XI R 13/00, BStBl. II 2002, 385).
Daran mangelt es, wenn die geplante Investition aus tatsnchlichen Grmnden im
Ansparzeitraum nicht mehr vorgenommen werden kann, ihre Finanzierbarkeit
zweifelhaft ist oder der Betrieb bereits aufgegeben bzw. vernußert wurde. Das
bedeutet nach FG Mmnchen (Urt. v. 6.2.2001, EFG 2001, 735; im Ergebnis be-
stntigt durch BFH v. 6.3.2003, BStBl. II 2004, 188), daß der Stpfl. den Abzug
der Rmcklage innerhalb des Ansparzeitraums beantragen muß (ebenso Hess. FG
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v. 19.8.2003, DStRE 2003, 1431, rkr.: zusntzlich Nachweis durch verbindliche
Bestellung des WG, wenn er die StErklnrung erst gegen Ende des Ansparzeit-
raums einreicht; aA FG Dessau v. 12.7.2001, EFG 2001, 1359, rkr.: auch die
nachtrngliche Geltendmachung grundsntzlich zulnssig; jedoch dann erhqhte An-
forderungen an den Nachweis der Investitionsabsicht). Angesichts der unklaren
Konturen des Merkmals „objektiv durchfmhrbare Investition“ ist eine rechtzeiti-
ge Ausmbung des Wahlrechts empfehlenswert, mqglichst nicht erst am Ende des
Ansparzeitraums (s. dazu auch Meyer/Ball, StBp. 2002, 230, sowie Pohl, DB
2003, 963).
Zweifel an der objektiven Durchfmhrbarkeit der Investition kqnnen auch eintre-
ten, wenn der Betrieb wnhrend des Ansparzeitraums vernußert oder aufgegeben
wird. Der tatsnchlichen Investition kommt hier entscheidende Bedeutung zu.
Ohne Investition entfnllt eine Rmcklage, wenn der Betrieb im Zeitpunkt erstma-
liger Bildung bereits vernußert oder aufgegeben war (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO
Tz. 10; Nds. FG v. 16.1.2002, EFG 2002, 747, Rev.: X R 6/02; BFH v. 6.3.2003
– IV R 23/01, BStBl. II 2004, 187; FG Hamburg v. 24.10.2000, DStRE 2001,
175, rkr.; Schl.-Holst. FG v. 10.4.2000, EFG 2000, 1061, rkr.: Maßgebend sind
die bei Bilanzerstellung vorliegenden Erkenntnisse). Mit Investition billigt die
FinVerw. (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 10) eine erstmalige Inanspruchnahme der
Rmcklage durch Bilanzerstellung/Erklnrungsabgabe auch nach dem Zeitpunkt
der Vernußerung oder Aufgabe des Betriebs (aA Nds. FG v. 19.6.2001 – 15 K
468/98, juris: Liquiditnt des Unternehmens kann hier mangels Finanzierungszu-
sammenhangs nicht mehr verbessert werden).
Die Einbringung des Betriebs in eine PersGes. nach § 24 UmwStG steht nach fi-
nanzgerichtlicher Auffassung (vgl. FG Mmnster v. 15.5.2003, EFG 2003, 1368,
mit zustimmender Anm. von Hoffmann, EFG 2003, 1369; FG Kqln v.
28.8.2002, EFG 2003, 218; beide rkr.; FG Leipzig v. 23.6.2003, EFG 2003,
1560, Rev.: VIII R 55/03) einer schndlichen Vernußerung gleich, weil es sich um
einen tauschnhnlichen Vorgang handelt. Nach einer obertragung kqnnen ge-
plante Investitionen nicht mehr im Betrieb des einbringenden Stpfl. erfolgen,
weil neuer Betriebsinhaber die aufnehmende PersGes. ist. UE tritt die aufneh-
mende PersGes. gem. §§ 12 Abs. 3 Satz 1, 22 Abs. 1 und 24 Abs. 4 UmwStG in
vollem Umfang in die Rechtsstellung des Einzelunternehmers. Warum dies bei
Ansparrmcklagen anders sein soll, ist nicht erkennbar (ebenso kk, KsSDI 2003,
13934; Meyer/Ball, Inf. 2001, 105; Hofmann, GmbH-StB 2003, 364, der je-
doch als Ausweichgestaltung vorsorglich empfiehlt, die Rmcklage neben anderen
WG im SonderBV zurmckzubehalten).
Finanzierbarkeit: FG Kqln (Urt. v. 16.6.2000, EFG 2000, 1309, im Ergebnis
bestntigt durch BFH v. 19.9.2002 – X R 51/00, BStBl. II 2004, 184; zustimmend
auch Hess. FG v. 19.8.2003, DStRE 2003, 1431, rkr.) hat bei kurzfristig geplan-
ten umfangreichen Investitionen (im Streitfall 616000 DM) deren Finanzierbar-
keit bezweifelt und die Rmcklage daran scheitern lassen. UE als Prognosekriteri-
um zweifelhaft. Wie Hess. FG auch Rosarius, Inf. 2003, 776: Investition muß
nach der finanziellen Situation des Unternehmens mqglich sein; Schmidt/
Drenseck XXIII. § 7g Rn. 23; krit. Meyer/Ball, FR 2001, 1207: Branchenmb-
liche Investitionen sollten toleriert und deren Finanzierbarkeit grundsntzlich un-
terstellt werden; im Ergebnis ebenso Pohl, DB 2003, 963: Konturenloses und
streitanfnlliges Kriterium.
Rechtzeitige Konkretisierung der Investition: Der Stpfl. muß die voraus-
sichtliche Investition innerhalb des Ansparzeitraums hinreichend konkretisieren
(vgl. BFH v. 6.3.2003 – IV R 23/01, BStBl. II 2004, 187; ebenso FG Cottbus v.
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6.2.2002, EFG 2002, 1025, bestntigt durch BFH v. 25.9.2002 – IV B 55/02,
BFH/NV 2003, 159; Hess. FG v. 19.8.2003, DStRE 2003, 1431, rkr.: Keine po-
sitive Prognoseentscheidung, wenn die Investitionsabsicht erst in der kurz vor
Ablauf des Ansparzeitraums eingereichten StErklnrung getroffen wird). Dies er-
fordert nach BFH v. 6.3.2003 IV R 23/01 aaO – neben dem ohnehin gebotenen
Buchnachweis (s. Anm. 112) – eine fmr das FA bereits im lfd. Besteuerungsver-
fahren nachvollziehbare Dokumentation der Investitionsabsicht durch Bezeich-
nung des WG sowie Angabe der AHK. Eine Konkretisierung der Investition
nach Abgabe der StErklnrung und vor Ablauf des Ansparzeitraums bleibt aber
zulnssig (s. FG Kqln v. 13.3.2002, DStRE 2002, 807, rkr.; vgl. auch Lambrecht

in K/S/M, § 7g Rn. D 32: Zeitnahe Aufzeichnungen nicht notwendig).
Wird die Rmcklage nicht in der ursprmnglich eingereichten Gewinnermittlung,
sondern erstmals im Einspruchs- oder `nderungsverfahren geltend gemacht, sind
nach VerwAuffassung (vgl. BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 9) erhqhte
Anforderungen an eine Konkretisierung der Investitionsabsicht zu stellen. Das
gilt offenbar auch dann, wenn das Einspruchs- oder knderungsverfahren bereits
zu Beginn des Ansparzeitraums betrieben wird. Der Stpfl. hat dann glaubhaft
darzulegen, warum die Rmcklage trotz voraussichtlicher Investitionsabsicht nicht
frmher geltend gemacht wurde. Dazu bedarf es nach BMF v. 25.2.2004 aaO ge-
eigneter Unterlagen oder Erlnuterungen wie zB angeforderte Prospekte oder In-
formationen. Unzureichend soll der bloße Hinweis auf eine nur versehentlich
unterbliebene Passivierung der Rmcklage sein. UE ist die Dokumentation der In-
vestitionsabsicht allein Bestandteil des in Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 geforderten Buch-
nachweises (s. Anm. 112). Ob das FA wnhrend oder erst nach Ablauf des An-
sparzeitraums davon Kenntnis erhnlt, ist unbeachtlich. Unangebracht sind uE
auch die verschnrften Anforderungen bei erstmaliger Rmcklagenbildung im Ein-
spruchs- oder knderungsverfahren, die offenbar selbst dann gelten sollen, wenn
der Stpfl. tatsnchlich investiert hat.

Einstweilen frei.

d) Prognoseentscheidung in der Grendungsphase oder bei Erweiterung
eines Betriebs

Die Rmcklage kommt auch fmr einen Betrieb in Betracht, mit dessen Erqffnung
zwar schon begonnen wurde, die aber noch nicht abgeschlossen ist (vgl. BFH v.
25.4.2002 – IV R 30/00, BStBl. II 2004, 182). Jedoch gelten strengere Anforde-
rungen an die Glaubwmrdigkeit voraussichtlicher Investitionsabsicht.
Nicht abgeschlossene Betriebseriffnung: Zum Ansparzeitraum in diesen
Fnllen s. Anm. 95. Die Betriebserqffnung beginnt nach BMF v. 25.2.2004
(BStBl. I, 337 Tz. 17) zu dem Zeitpunkt, in dem der Stpfl. Tntigkeiten aufnimmt,
die objektiv erkennbar auf eine Vorbereitung der betrieblichen Tntigkeit gerich-
tet sind (Hinweis auf BFH v. 9.2.1983 – I R 29/79, BStBl. II 1983, 451) und ist
nach dem Erwerb aller wesentlichen Grundlagen abgeschlossen. Frmhestmqg-
licher Zeitpunkt der Betriebserqffnung ist nach BFH v. 12.6.2001 – VIII B 33/
01 (BFH/NV 2001, 1398) die objektiv erkennbar auf eine gewerbliche Tntigkeit
gerichtete Vorbereitungshandlung (s. dazu auch Meyer/Ball, FR 1997, 77;
Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 23: Erste Vorbereitungshandlungen rei-
chen aber nicht). Darunter kann der Abschluß eines Gesellschaftsvertrags fallen,
verbunden mit ernsthaft anzunehmender Eintragung ins Handelsregister. Ent-
behrlich ist nach FG Nmrnberg (v. 30.9.2002 VI 228/2002, juris) die gewerbe-
rechtliche Anzeige gem. § 14 der GewO, die als Ordnungsvorschrift nur Indiz-
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funktion hat. Zur Betriebserqffnung bei Freiberuflern siehe OFD Kiel (v.
20.12.1999, StEK § 7g Nr. 16: Berufl. Qualifikation erforderlich).
Bei nicht abgeschlossener Betriebserqffnung ist eine verbindliche Bestellung des
betreffenden WG notwendig (BFH v. 25.4.2002 – IV R 30/00, BStBl. II 2004,
182; BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 18; FG Mmnchen v. 16.10.2002, EFG 2003, 382,
Rev.: X R 38/02; FG Nmrnberg v. 30.9.2002 VI 228/2002, juris; Schmidt/
Drenseck XXIII. § 7g Rn. 23: Nicht notwendig ist die Bestellung snmtlicher we-
sentlicher Betriebsgrundlagen). Im Herstellungsfall muß eine Genehmigung ver-
bindlich beantragt worden sein (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 18 Satz 2). Ist diese
entbehrlich, verlangt die FinVerw. den tatsnchlichen Herstellungsbeginn (BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 18 Satz 2). Offen bleibt, wie hinsichtlich des geplanten Er-
werbs nicht wesentlicher Betriebsgrundlagen zu verfahren ist (zB Pkw.). UE ist
eine verbindliche Bestellung verzichtbar (fraglich allerdings bei Rmcklagenbil-
dung vor verbindlicher Bestellung wenigstens einer wesentlichen Betriebsgrund-
lage). Werden zur Betriebserqffnung keine wesentlichen Betriebsgrundlagen
benqtigt, gestattet die FinVerw. (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 19) die Rmcklagenbil-
dung erst am Ende des Wj. der Betriebserqffnung. Darunter versteht sie einen
nach außen erkennbaren Beginn der betrieblichen Aktivitnt. Eine verbindliche
Bestellung des WG ist hier nicht erforderlich. Rmcklagen in frmheren Jahren
nicht abgeschlossener Betriebserqffnung sind danach unzulnssig.
Wesentliche Betriebserweiterung: Die strengen Anforderungen an eine Kon-
kretisierung von Investitionen in der Grmndungsphase gelten nach BFH v.
19.9.2002 – X R 51/00 (BStBl. II 2004, 184) sowie FinVerw. (BMF v. 25.2.2004
aaO Tz. 17) auch in Fnllen wesentlicher Betriebserweiterung. Wann eine solche
vorliegt, orientiert sich an der handelsrechtlichen Ingangsetzung des Geschnfts-
betriebs iSd. § 269 HGB (BFH v. 19.9.2002 – X R 51/00 aaO). Im Streitfall des
BFH-Urteils aaO war die Betriebserweiterung schon deshalb gegeben, weil der
Stpfl. bei einem aktuellen Gewinn von lediglich 46000 DM nach erfolgreicher
Investition (616000 DM) einen solchen von mber 860000 DM plante.
Kritik: Rspr. (BFH aaO) und FinVerw. (BMF aaO) fordern vor Betriebserqff-
nung und bei Betriebserweiterung im Grunde einen gesetzlich gerade nicht ge-
wollten Nachweis der Investitionsabsicht (krit. auch Wessling/Romswinkel,
DStR 2002, 1753; ebenso Vogelgesang, BB 2004, 643). Jedenfalls sollte die For-
derung nach verbindlicher Bestellung dann aufgegeben werden, wenn der Stpfl.
spnter tatsnchlich investiert (anschaulich dazu Niehues, DB 2003, 2144). Auch
bei Betriebserweiterungen ist das Verlangen verbindlicher Bestellung uE selbst
unter Mißbrauchsgesichtspunkten mberzogen und sachlich nicht gerechtfertigt.

Einstweilen frei.

III. Weitere Voraussetzungen der Recklagenbildung
(Abs. 3 Satz 3)

1. Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 (Satz 3 Nr. 1)
Im Gegensatz zur Sonderabschreibung nach Abs. 1 darf eine Ansparrmcklage
nur bei Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich gem. § 4 Abs. 1 oder § 5 ge-
bildet werden. Ordnungsmnßigkeit der Buchfmhrung ist nicht erforderlich (zur
Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3 s. Anm. 127). Nicht begmnstigt sind aber
Stpfl., die ihren Gewinn nach Durchschnittssntzen gem. § 13a ermitteln (vgl.
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Roland in B/B, § 7g Rn. 61). Dies ist in der pauschalen Abgeltung von Ab-
schreibungen begrmndet (so zutr. Pinkos, DB 1993, 1688).
Schftzung des Gewinns gem. § 162 AO ist zwar auch eine Form der Gewinn-
ermittlung durch Bestandsvergleich. Jedoch mangelt es hier an einer Verfolgbar-
keit der Rmcklage in der Buchfmhrung (s. Anm. 112). Daher kann eine Rmcklage
im Schntzungsjahr nicht erstmals gebildet werden. Nach Auffassung der Fin-
Verw. (vgl. BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 31) sind im Schntzungsjahr
darmber hinaus die bereits in frmheren Wj. zulnssigerweise gebildeten Rmcklagen
gewinnerhqhend aufzulqsen (glA Pinkos, DB 1993, 1690; Lambrecht in
K/S/M, § 7g Rn. D 33). UE ist dem jedenfalls dann nicht zu folgen, wenn es
sich beim Schntzungsjahr um das Jahr zwischen Rmcklagenbildung und -auflq-
sung handelt (s. auch § 6b Anm. 292). Denn Satz 3 Nr. 1 und Nr. 3 fordern nur
im Wj. der Rmcklagenbildung sowie -auflqsung Gewinnermittlung nach §§ 4
Abs. 1, 5 bzw. eine Verfolgbarkeit der Rmcklage in der Buchfmhrung, nicht hinge-
gen in sog. Zwischenjahren (im Ergebnis ebenso Handzik in L/B/P, § 7g
Rn. 89 sowie zu § 6b Schmidt/Glanegger XXIII. § 6b Rn. 97).
Der Wechsel der Gewinnermittlungsart vom Bestandsvergleich zur ober-
schußrechnung nach § 4 Abs. 3 sowie umgekehrt nndert nichts am Fortbestand
der bereits gebildeten Rmcklage, da sie bei beiden Ermittlungsmethoden gebildet
werden darf. Lediglich der obergang zur Gewinnermittlung gem. § 13a zwingt
zur gewinnerhqhenden Auflqsung der Rmcklage.

2. Bestimmte Betriebsgriße am Schluß des vorangegangenen Wirt-
schaftsjahrs (Satz 3 Nr. 2)

Eine Ansparrmcklage darf nach Satz 3 Nr. 2 nur fmr solche Betriebe gebildet
werden, bei denen am Ende des vorangegangenen Wj. die in Abs. 2 genannten
Grqßenmerkmale erfmllt sind (s. dazu Anm. 44–55; dort auch mber Grqßenbe-
stimmungen bei mehreren Betrieben, PersGes., Betriebsaufspaltungen und Or-
ganschaft). Da Satz 3 Nr. 2 nur auf die Grqßenmerkmale des Abs. 2 verweist,
verlangt er fmr vor dem 1.1.1997 beginnende Wj. nicht, daß sich der EW oder
das Gewerbekapital aus einem entsprechenden EW-Bescheid bzw. GewStMeß-
bescheid selbst ergeben muß, zumal auf den Schluß des vorangegangenen Wj.
ohnehin weder ein EW ermittelt noch ein GewStmeßbescheid erlassen wird
(glA Pinkos, DB 1993, 1689; wohl aA BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 79). Die Fin-
Verw. (BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 13) lnßt daher eine eigenstnndi-
ge Berechnung nach den fmr die Wertermittlung maßgebenden Grundsntzen ge-
nmgen.
Ende des vorangegangenen Wj. ist bei einem mit dem Kj. mbereinstimmen-
den Wj. der 31.12. des dem Jahr der Rmcklagenbildung vorangegangenen Kj. Er-
mittelt der Stpfl. seinen Gewinn nach einem abweichenden Wj., kommt es auf
den Tag im Kj. an, der dem Beginn des abweichenden Wj. vorangeht. Wj. kann
auch ein RumpfWj. sein.
Grißenbestimmung bei Betriebseriffnung: Satz 3 Nr. 2 enthnlt keine aus-
drmckliche Regelung fmr den Fall der Betriebserqffnung. Die FinVerw. (BMF v.
12.12.1996, BStBl. I 1996, 1441 Tz. 1) stellte bislang auf die Grqßenverhnltnisse
zu Beginn des Wj. der Betriebserqffnung ab. Diese Rechtsauffassung ist durch
BFH v. 21.7.1999 – I R 57/98 (BStBl. II 2001, 127) mberholt. Nunmehr gelten
in Jahren vor Abschluß der Betriebserqffnung die Grqßenmerkmale des Abs. 2
Nr. 1 stets als erfmllt. Dem folgt auch die FinVerw. (BMF v. 1.2.2001, BStBl. I
2001, 170; v. 25.2.2004 aaO Tz. 21).
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cnderung der Grißenmerkmale in spfteren Wirtschaftsjahren: Der Ver-
weis in Satz 3 Nr. 2 auf die Betriebsgrqße am Ende des der Rmcklagenbildung
vorangegangenen Wj. bewirkt im Umkehrschluß, daß ein spnteres oberschreiten
der Grqßenmerkmale die Voraussetzungen der Rmcklage weder rmckwirkend be-
seitigt noch zur vorzeitigen Auflqsung zwingt. Die Rmcklage kann in unvernn-
derter Hqhe fortgefmhrt werden (wohl ebenso BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 14).
Nachtrfgliche Erhihung einer bereits gebildeten Recklage: Nach Verw-
Auffassung (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 14) ist eine erneute Prmfung der Grqßen-
merkmale entbehrlich, wenn die Hqhe der Rmcklage im Folgejahr genndert wer-
den soll.

Einstweilen frei.

3. Verfolgbarkeit der Recklage in der Buchfehrung (Satz 3 Nr. 3)
Bildung und Auflqsung der Rmcklage mmssen in der Buchfmhrung nachvollzieh-
bar sein. Das gilt fmr jede einzelne geplante Investition, da jede Rmcklage hin-
sichtlich Laufzeit, Durchfmhrung der Investition und Gewinnzuschlag nach
Abs. 5 getrennt zu betrachten ist.
Getrennte Buchung: Jede einzelne Rmcklage ist getrennt zu buchen (BMF v.
25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 15). Infolgedessen muß in der Buchfmhrung er-
kennbar sein, mit welchem Betrag die in der Bilanz ausgewiesene Rmcklage auf
das jeweilige WG entfnllt (vgl. FG Kqln v. 11.4.2003, EFG 2003, 1523, Rev.: IV
R 29/03; Schl.-Holst. FG v. 7.7.2003 – 5 K 116/00, juris). Die Bildung von
Sammelrmcklagen ist unzulnssig (so BFH v. 25.9.2002 – IV B 55/02, BFH/NV
2003, 159; Umkehrschluß aus BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 15; OFD Brandenburg
v. 31.12.1998, BB 1999, 683; Vogelgesang, BB 2004, 642). Statthaft ist aber die
Verbuchung der einzelnen Rmcklagen auf einem Sammelkonto (BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 15).
Dokumentation der Investition in der Buchfehrung: Aus der Buchfmhrung
mmssen sich Bildung, Fortfmhrung und Auflqsung jeder einzelnen Rmcklage (zur
getrennten Buchung s. o.) ergeben mit jeweils folgenden Angaben: Funktion des
zu erwerbenden WG, Wj. der voraussichtlichen Investition sowie Hqhe der vor-
aussichtlichen AHK (so BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 8 und 15). Die betreffenden
Buchungen werden regelmnßig als Jahresabschlußbuchung vorgenommen, er-
gnnzt durch einen Eigenbeleg, der die oben geforderten Angaben enthnlt. Der
Beleg ist Bestandteil der Buchfmhrung (s. dazu auch FG Schl.-Holst. v. 7.7.2003
– 5 K 116/00, juris). Andere Nachweismqglichkeiten außerhalb der Buchfmh-
rung reichen zur Inanspruchnahme der StBegmnstigung nicht, wie etwa ein An-
lageverzeichnis oder besondere Verzeichnisse fmr geringwertige WG iSd. § 6
Abs. 2 Satz 4 (ebenso FG Berlin v. 26.3.2001, EFG 2001, 736, rkr.). Zur Fort-
fmhrung der Rmcklage in Wj. mit Gewinnschntzung nach § 162 AO in sog. Zwi-
schenjahren s. Anm. 102. Ist eine Rmcklage aufzulqsen und soll anschließend
eine Neubildung fmr dasselbe WG erfolgen (Zulnssigkeit s. Anm. 100), muß die
Auflqsung zwingend mber ein Erlqskonto gebucht werden. Das gilt auch bei be-
tragsmnßiger obereinstimmung beider Rmcklagen. Andernfalls lnge eine unzulns-
sige Saldierung vor (s. FG Berlin v. 26.3.2001, EFG 2001, 736, rkr.).
Zeitpunkt der Dokumentation: Die erforderliche Dokumentation (s. o.) ist
nach VerwAuffassung (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 16) zeitnah vorzunehmen, al-
so bereits in Zusammenhang mit der Rmcklagenbildung und auf jeden Fall vor
Ablauf des Ansparzeitraums (glA Schl.-Holst. FG v. 7.7.2003 – 5 K 116/00, ju-
ris: Dokumentation im Einspruchsverfahren nicht zeitnah; ebenso FG Berlin v.

E 37

fmr kleine und mittlere Betriebe Anm. 103–112 § 7g

104–111

112



E 38 B. Meyer

26.3.2001, EFG 2001, 736, rkr.; offenlassend FG Kqln v. 11.4.2003, EFG 2003,
1523, Rev.: IV R 29/03; Hoffmann, EFG 2003, 1369). Die erforderlichen Anga-
ben mmssen bei Aufstellung des Jahresabschlusses oder spntestens bei Abgabe
der StErklnrung vorhanden sein mit entsprechender Verfolgbarkeit in der Buch-
fmhrung.
Folgt man dem, so scheitert die Kompensation von StNachzahlungen nach vor-
angegangener Außenprmfung durch Rmcklagenbildung praktisch stets an Satz 3
Nr. 3 (ebenso Vogelgesang, BB 2004, 640 [642]). Dies aber wnre mit der aner-
kannten nachtrnglichen Bildung einer § 6b-Rmcklage unvereinbar (vgl. Schmidt/
Glanegger XXIII. § 6b Rn. 86), deren Verfolgbarkeit in der Buchfmhrung gem.
§ 6b Abs. 4 Nr. 5 Anforderungen unterliegt, die denen in § 7g Abs. 3 Nr. 3 ent-
sprechen. Fmr eine unterschiedliche Auslegung beider Regelungen gibt es keinen
Grund.
Rechtsfolgen bei Nichtverfolgbarkeit: Lassen sich Bildung und/oder Auflq-
sung der einzelnen Rmcklage in der Buchfmhrung nicht verfolgen, entfallen die
Voraussetzungen der Ansparrmcklage von Anfang an. Das gilt uE auch, wenn
sich zwar ihre Bildung, nicht aber ihre Auflqsung in der Buchfmhrung verfolgen
lnßt (ggf. Korrektur des StBescheids gem. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO). Ein
Gewinnzuschlag nach Abs. 5 ist im Fall rmckwirkender Versagung der Rmcklage
nicht vorzunehmen (s. Anm. 122).

4. Keine kumulative Recklagenbildung nach dem Zonenrandfirderungs-
oder Firdergebietsgesetz (Satz 3 Nr. 4)

Eine Ansparrmcklage darf zur Vermeidung einer Doppelfqrderung nicht gebildet
werden, wenn der Stpfl. bereits eine Rmcklage gem. § 3 Abs. 1 und 2a ZRFG fmr
bewegliche und unbewegliche WG des Anlagevermqgens oder gem. § 6 FqrdG
fmr bewegliche WG des Anlagevermqgens (§ 2 FqrdG) sowie Baumaßnahmen
bei abnutzbaren unbeweglichen WG des Anlagevermqgens (§ 3 FqrdG) ausge-
wiesen hat. Schndlich ist die Rmcklagenbildung nach einer der genannten Vor-
schriften fmr jede beliebige Investition.

IV. Unschfdlichkeit der Verlustentstehung oder -erhihung
(Abs. 3 Satz 4)

Eine Rmcklage darf auch gebildet werden, wenn dadurch ein Verlust entsteht
oder sich erhqht. Andernfalls wnre die Regelung gerade im Jahr der Betriebser-
qffnung weitgehend bedeutungslos. Satz 4 hat nur klarstellende Bedeutung, weil
das EStG keine allgem. Einschrnnkung der Rmcklagenbildung vorsieht.

V. Begrenzung der Recklage auf 154000 E (Abs. 3 Satz 5)

Nach Abs. 3 Satz 5 dmrfen die am Bilanzstichtag insgesamt nach Satz 1 gebilde-
ten Rmcklagen je Betrieb des Stpfl. den Betrag von 154000 E (bis 31.12.2001:
300000 DM) nicht mbersteigen. Die Abzugsbegrenzung gilt nach dem eindeuti-
gen Wortlaut fmr jeden Betrieb des Stpfl. gesondert (vgl. BFH v. 12.12.2001 –
XI R 13/00, BStBl. II 2002, 385), kann infolgedessen bei mehreren Betrieben
des Stpfl. entsprechend mehrfach genutzt werden, sogar fmr den voraussicht-
lichen Erwerb derselben funktionsgleichen WG in mehreren Betrieben (BFH v.
12.12.2001 – XI R 13/00 aaO; krit. dazu Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g
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Rn. 23 sowie Paus, DStZ 2002, 486). Gleiches gilt fmr Betriebsaufspaltungen
und Organschaften (s. auch Anm. 103). Das Gesamthands- und SonderBV bei
PersGes. hingegen ist als ein Betrieb anzusehen (glA Lambrecht in K/S/M,
§ 7g Rn. D 20). Zum Sonderfall der Einbringung mehrerer Betriebe in eine Pers-
Ges. unter Fortfmhrung bereits gebildeter Rmcklagen s. Meyer/Ball (Inf. 2001,
197). Zur Rmcklagenauflqsung im Zeitpunkt der Einbringung s. Anm. 119.
Am Bilanzstichtag gebildete Recklagen: Der Hqchstbetrag von 154000 E
bezieht sich auf die Summe der Rmcklagen fmr alle begmnstigten WG im jeweili-
gen Betrieb. Eine weitergehende Begrenzung sieht das Gesetz nicht vor. Infol-
gedessen darf der Stpfl. nach Auflqsung bzw. Teilauflqsung der Rmcklagen den
genannten Hqchstbetrag an jedem folgenden Bilanzstichtag erneut bis
154000 E ausschqpfen.

Erlfuterungen zu Abs. 4:
Gewinnerhihende Auflisung der Recklage

I. Auflisung mit beginnender Abschreibungsberechtigung des
begenstigten Wirtschaftsguts (Abs. 4 Satz 1)

Eine gewinnerhqhende Auflqsung der Rmcklage ist vorzunehmen, sobald der
Stpfl. fmr das begmnstigte WG Abschreibungen vornehmen darf (Abs. 4 Satz 1;
s. Anm. 117 f.), spntestens jedoch nach Ablauf des zweijnhrigen Ansparzeitraums
(Abs. 4 Satz 2; s. Anm. 119). Im mbrigen ist der Stpfl. auch ohne ausdrmckliche
gesetzliche Erwnhnung jederzeit zur freiwilligen Auflqsung berechtigt (vgl. BMF
v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 28; enger Keller in Korn, § 7g Rn. 66: Auf-
gabe der Investitionsabsicht erforderlich). Wegen Teilauflqsung von Rmcklagen
s. Anm. 90 sowie zu Sonderfnllen der Rmcklagenauflqsung s. Anm. 119.
Begenstigtes Wirtschaftsgut ist dasjenige WG, fmr das der Stpfl. eine Rmckla-
ge gebildet hat bzw. das seiner Funktion nach diesem WG entspricht (vgl. auch
Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. F 4: WG muß zumindest im Hinblick auf seine
Funktion vergleichbar sein). Wurde eine Rmcklage fmr den geplanten Erwerb ei-
nes Pkw der Marke A gebildet, ist daher auch die Anschaffung eines Pkw der
Marke B als begmnstigtes, zur Auflqsung zwingendes WG anzusehen (zu Funkti-
onsangaben s. auch Anm. 82). Anderes gilt, sollte die Investitionsabsicht ebenso
fmr den anderen Pkw noch fortbestehen. Sind fmr mehrere funktionsgleiche WG
Rmcklagen gebildet, aber zunnchst nur einige angeschafft worden, hat der Stpfl.
uE ein Wahlrecht, welche Rmcklage er dem begmnstigten WG zuordnen und da-
mit auflqsen will (ausfmhrlich dazuMeyer/Ball, StBp. 2002, 227).
Beginn der Abschreibungsberechtigung: Die Abschreibungsberechtigung
beginnt im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung des WG (§ 9a EStDV;
R 44 Abs. 1 EStR 2003; § 7 Anm. 160, dort auch zu Sonderfnllen). Gleichgmltig
ist, ob der Stpfl. tatsnchlich fmr das betreffende WG AfA, erhqhte AfA oder
Sonderabschreibungen (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 24) bzw. die Bewertungs-
freiheit des § 6 Abs. 2 in Anspruch nimmt (glA Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g
Rn. 24).
Zeitpunkt der Auflisung: Die Rmcklage ist im Wj. der Anschaffung/Herstel-
lung des begmnstigten WG aufzulqsen (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 24), also nicht
erst zum Ende des betreffenden Wj. Bedeutung hat dies uE allenfalls fmr eine
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evtl. Anpassung der ESt.-/KStVorausZ sowie der zwingenden Behandlung als
lfd. Gewinn (wegen Anwendung der §§ 16, 34 s. Anm. 119).
Auflisung in Hihe von 40 vH der Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten: Aufzulqsen sind stets 40 vH (bzw. 50 vH; s. Anm. 2 „StSenkG v.
23.10.2000“) der AHK des begmnstigten WG. Bemessungsgrundlage des Auflq-
sungsbetrags sind die tatsnchlichen AHK des begmnstigten WG (BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 24). Im einzelnen ist zu unterscheiden:
E Bei zu geringer R^cklage wegen freiwilliger Rmcklagenbildung unter 40 vH (bzw.
50 vH; s.o.) oder zu niedrig geschntzten AHK ist nur die tatsnchlich gebildete
niedrigere Rmcklage gewinnerhqhend aufzulqsen ist. Andernfalls entstmnde ein
fiktiver Gewinn. Der Wortlaut des Abs. 4 Satz 1 bedarf hier einer teleologischen
Reduktion.
E Bei zu hoher R^cklage sind nach dem Wortlaut des Abs. 4 Satz 1 nur 40 vH
(bzw. 50 vH; s. o.) der tatsnchlichen AHK des begmnstigten WG gewinnerhq-
hend aufzulqsen. Die verbleibende Rmcklage darf der Stpfl. nach VerwAuffas-
sung (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 25) wahlweise auflqsen oder bis zum Ende
des Ansparzeitraums fortfmhren (uE sinnvolle Lmckenschließung; aA Korn/
Keller, § 7g Rn. 66 sowie Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. E 11, u. BlOmich/
Brandis, § 7g Rn. 92: Vollauflqsung).

Beispiel: Der Stpfl. bildete 2001 fmr den 2003 geplanten Erwerb einer Maschine eine
Rmcklage iHv. 100000 E (voraussichtliche AK 250000 E). Im Wj. 2002 erwirbt er die
Maschine fmr 200000 E. Gem. Abs. 4 Satz 1 ist die Rmcklage iHv. 40 vH von 200000 E
= 80000 E aufzulqsen. Die verbleibende Rmcklage von 20000 E kann er entweder
ebenfalls im Wj. 2002 gewinnerhqhend auflqsen oder bis zum 31.12.2003 fortfmhren
(zum Gewinnzuschlag nach Abs. 5 s. Anm. 124).

Entstehen bis zum Ende des verbleibenden Ansparzeitraums fmr das WG nach-
trngliche AHK, ist die restliche Rmcklage iHv. 40 vH (bzw. 50 vH; s. o.) der wei-
teren Kosten aufzulqsen (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 25).
Rechtsfolgen der Auflisung: Der Wegfall der Rmcklage nach Satz 1 bewirkt
stets eine Erhqhung des lfd. Gewinns im Umfange des Auflqsungsbetrags. Ein
Gewinnzuschlag nach Abs. 5 wird dabei nicht erhoben (s. Anm. 122). Der Stpfl.
kann die Gewinnerhqhung dadurch beseitigen oder mildern, daß er im Wj. der
Anschaffung/Herstellung des begmnstigten WG eine degressive AfA nach § 7
Abs. 2 (max. 30 vH; bei Anschaffung/Herstellung nach dem 31.12.2000: 20 vH)
sowie eine Sonderabschreibung nach Abs. 1 (max. 20 vH) in Anspruch nimmt
(ausfmhrlich dazu mit zahlreichen Beisp. Hottmann, StLex. § 7g, 16 f.).

Einstweilen frei.

II. Zwangsauflisung am Ende des zweiten auf die Bildung
folgenden Wirtschaftsjahrs (Abs. 4 Satz 2)

Abs. 4 Satz 2 ordnet eine Zwangsauflqsung an, wenn die Rmcklage am Ende des
zweiten auf ihre Bildung folgenden Wj. noch vorhanden ist. Er ist auf jede ein-
zelne Rmcklage gesondert anzuwenden. Eine Auflqsung nach Satz 1 ist gegen-
mber einer Auflqsung nach Satz 2 vorrangig und erspart dem Stpfl. einen Ge-
winnzuschlag gem. Abs. 5 (s. Anm. 122). Rechtsfolge des Satzes 2 ist eine
gewinnerhqhende Auflqsung der gesamten am Ende des Ansparzeitraums noch
vorhandenen Rmcklage. Mittelbare Rechtsfolge ist die Erhebung eines Gewinn-
zuschlags gem. Abs. 5.
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Erneute Recklagenbildung fer dasselbe Wirtschaftsgut: Der Stpfl. ist grds.
nicht gehindert, fmr dieselbe Investition eine erneute Rmcklage zu bilden, wenn
die bisherige Rmcklage wegen Fristablaufs nach Abs. 4 Satz 2 aufzulqsen war
(glA Keller in Korn, § 7g Rn. 67; Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 94; Lambrecht
in K/S/M, § 7g Rn. F 3). Er muß dann aber nach Pinkos (DB 1993, 1690) mit
erhqhten Nachweispflichten des FA rechnen (glA Pfleger, Inf. 1994, 275). Eine
erneute Rmcklagenbildung darf aber grundsntzlich nicht versagt werden, weil der
Gesetzgeber unterlassene Investitionen bereits mit einem Gewinnzuschlag
(Abs. 5) belegt und im mbrigen nicht unterscheidet, ob eine erstmalige oder wie-
derholte Investitionsabsicht vorliegt (glA Brandis, FR 1994, 216). Nach uE zutr.
Ansicht von Brandis (aaO) liegt in der wiederholten Inanspruchnahme der
Rmcklage ohne nachfolgende Investition entgegen Wolff (DStR 1993, 1538)
nicht von vornherein ein Mißbrauch von Gestaltungsmqglichkeiten gem. § 42
AO.
Zwangsauflisung bei Betriebsverfußerung oder Betriebsaufgabe: Die
Rmcklage ist mber die in Abs. 4 hinaus genannten Sachverhalte auch dann aufzu-
lqsen, wenn der Stpfl. seinen Betrieb gem. §§ 16, 34 vernußert oder aufgibt (vgl.
BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 30; FG Dmss. v. 25.9.2003, EFG 2003,
1768, Rev.: XI R 69/03; Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. D 44; einschrnnkend
Wolff, DStR 1993, 1537: Rmcklage kqnnte bestehen bleiben; ebenso Handzik

in L/B/P, § 7g Rn. 91). Die FinVerw. behandelt den Auflqsungsgewinn ohne
weitere Begrmndung stets als lfd. Gewinn, wenn die Rmcklage in nach dem
31.12.2003 beginnenden Wj. gebildet wurde (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 65). Bei
frmheren Rmcklagen ist nach bisheriger VerwAuffassung (BMF v. 12.12.1996,
BStBl. I 1996, 1441 Tz. 9) ein stbegmnstigter Auflqsungsgewinn anzunehmen,
soweit diese im Vernußerungszeitpunkt nicht bereits nach Abs. 4 Satz 2 aufzulq-
sen gewesen wnren. Auch die finanzgerichtliche Rspr. unterstellt einen lfd. Ge-
winn, wenn die Rmcklage im zweiten auf ihre Bildung folgenden Wj. (auch
RumpfWj.) aufgelqst wird. Abs. 4 Satz 2 geht als Spezialtatbestand §§ 16, 34 vor.
Rspr. zu Fnllen mit Auflqsung schon im ersten Wj. nach Rmcklagenbildung liegt
bislang nicht vor (so FG Dmss. v. 25.9.2003, EFG 2003, 1768, Rev.: XI R 69/03;
ebenso FG Mmnster v. 20.9.2001, EFG 2002, 387, rkr., und v. 24.6.2003, EFG
2003, 1605, Rev.: X R 31/03; FG Kqln v. 8.7.2003, EFG 2003, 1607, Rev.: XI R
56/03). Das Schrifttum folgt weitgehend der frmheren VerwAuffassung und un-
terscheidet zwischen Auflqsung nach Abs. 4 Satz 1 (begmnstigt) sowie Satz 2
(nicht begmnstigt). Vgl. dazu Pfleger, Inf. 1994, 276; Meyer/Ball, FR 1997, 84;
Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 24; Keller in Korn, § 7g Rn. 65.1; Lam-
brecht in K/S/M, § 7g Rn. D 44 „Betriebsaufgabe“; Wessling, DStR 2002,
1165; nach aA von Hoffmann, EFG 2003, 1608 ist in jedem Fall lfd. Gewinn
gegeben.
UE ist die Rmcklagenauflqsung zugunsten des lfd. Gewinnes nicht mberzeugend.

Beispiel: A bildet zum 31.12.01 eine Rmcklage iHv. 40000 E und vernußert seinen Be-
trieb zum 31.12.03.
Abwandlung: Er investiert im Januar 03 und vernußert seinen Betrieb zum 31.12.03
(AfA nach §§ 7 Abs. 2, 7g Abs. 1: 40000 E).

Nach FG Kqln v. 8.7.2003 aaO entsteht im Grundfall ein lfd. Gewinn von
40000 E, im Fall der Abwandlung hingegen sind die realisierten stillen Reserven
unstreitig Teil des begmnstigten Vernußerungsgewinns. § 16 Abs. 2 fragt entge-
gen FG Kqln v. 8.7.2003 aaO nicht danach, wann die stillen Reserven entstan-
den sind. Eine unterschiedliche Behandlung beider Sachverhalte ist uE nicht ge-
rechtfertigt. § 16 Abs. 2 ist jedenfalls dann iSd. der frmheren VerwAuffassung
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(s. o.) anzuwenden, wenn die Rmcklage durch Betriebsvernußerung/-aufgabe im
laufenden Ansparzeitraum aufgelqst wird und nicht erst am Ende (s. auch § 16
Anm. 338).
Unentgeltliche Betriebsebertragungen zwingen nicht zur Auflqsung der
Rmcklage, weil der Erwerber gem. § 6 Abs. 3 den Betrieb mit allen Aktiven und
Passiven zum Buchwert und demzufolge auch bestehende Rmcklagen mber-
nimmt (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 52; glA Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn.
D 44; aA BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 101). Der obergeber kann die Rmcklage
jedoch ganz oder teilweise freiwillig als lfd. Gewinn auflqsen (s. Anm. 116). Un-
entgeltlich sind obertragungen im Rahmen vorweggenommener Erbfolge sowie
durch Erbauseinandersetzung unmittelbar nach dem Erbfall (s. BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 52–54). obersteigt der tatsnchlich gezahlte Kaufpreis den
Buchwert des Betriebs nicht, ist insgesamt von einer unentgeltlichen obertra-
gung mit der Rechtsfolge des § 6 Abs. 3 auszugehen (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO
Tz. 53). Sie zwingt daher nicht zur Auflqsung der Rmcklage. Bei hqherem Kauf-
preis liegt eine Betriebsvernußerung vor (s. o.).
Zwangsauflisung bei Betriebseinbringung nach dem UmwStG: Wird ein
Betrieb gegen Gewnhrung von Gesellschaftsrechten in eine KapGes. (§ 20
UmwStG) oder in eine PersGes. (§ 24 UmwStG) eingebracht (Gesamthands-
oder SonderBV), ist die Rmcklage in Fnllen mit Teilwertansatz (uE wohl auch bei
Zwischenwertansatz) zwingend aufzulqsen (so FG Dmss. v. 25.9.2003, EFG
2003, 1768 Rev.: XI R 69/03). Fmhrt die aufnehmende Gesellschaft die Buch-
werte des eingebrachten Betriebs fort, handelt es sich nach finanzgerichtlicher
Rspr. (s. o.) ebenfalls um einen Vernußerungsvorgang, der zur Auflqsung zwingt.
UE kann bei Buchwertfortfmhrung wegen § 12 Abs. 3 Satz 1 UmwStG iVm.
§§ 22 Abs. 1, 24 Abs. 4 UmwStG die Rmcklage beibehalten werden. Dem folgt
aus Billigkeitsgrmnden wohl auch die FinVerw. zu Abs. 7 (vgl. BMF v. 25.2.2004
aaO Tz. 48: Betriebseinbringung zum Buchwert lnßt Existenzgrmnderstatus der
aufnehmenden PersGes. unbermhrt; s. Anm. 142).

Einstweilen frei.

Erlfuterungen zu Abs. 5:
Gewinnzuschlag

I. Voraussetzungen des Gewinnzuschlags

Abs. 5 soll Stundungseffekte ausgleichen, wenn der Stpfl. trotz Rmcklagenbil-
dung nicht oder nicht ausreichend investiert (zur Berechnung im einzelnen s.
Anm. 124). Der Zuschlag verhindert damit Vorteile fmr bloße „Mitnehmer“ die-
ser Vergmnstigung (BTDrucks. 12/4487, 34; BFH v. 12.12.2002 – XI R 13/00,
BStBl. II 2002, 385; Zeitler, DStZ 1993, 357). Der Ausgleich gelingt jedoch nur
unvollkommen (s. Pfleger, Inf. 1994, 276), so daß Anreiz besteht, die Rmcklage
auch ohne Investitionsabsicht zu bilden (glA Franz/rupp, BB Beilage 20/1993,
16). Damit erreichte Vorteile sind Folge der pauschalierenden Regelung (BFH v.
12.12.2002 – XI R 13/00 aaO).
Keine Recklagenauflisung nach Abs. 4 Satz 1: Der Gewinnzuschlag knmpft
gem. Abs. 5 allein daran, daß die Rmcklage nicht nach Abs. 4 Satz 1 (s.
Anm. 116) aufgelqst wird. Der Gewinnzuschlag fnllt daher an, wenn der Stpfl.
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– wnhrend des zweijnhrigen Ansparzeitraums keine Investitionen vornimmt
und die Rmcklage nach Abs. 4 Satz 2 aufzulqsen ist (vgl. BMF v. 25.2.2004,
BStBl. I 2004, 337 Tz. 33; s. Anm. 119),

– vor Ablauf der Zweijahresfrist die Rmcklage freiwillig ganz oder teilweise auf-
lqst (glA SNffing, Harzb. Prot. 1994, 318; Brandis, FR 1994, 217),

– zwar innerhalb der Zweijahresfrist investiert, jedoch zwischen geplanter und
tatsnchlicher Investition keine Funktionsgleichheit besteht (s. Anm. 82),

– ein funktionsgleiches WG erwirbt, dessen AHK aber die Bemessungsgrund-
lage der Rmcklage unterschreiten (zur Berechnung des Zuschlags s.
Anm. 124),

– keine StErklnrungen einreicht und somit wnhrend des Ansparzeitraums eine
Gewinnschntzung erforderlich wird (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 31; s. aber
Anm. 102) oder

– seinen Betrieb vernußert, aufgibt bzw. mit Gewinnrealisierung in eine Kap.-
bzw. PersGes. gem. §§ 20, 24 UmwStG einbringt (s. Anm. 119).

Vorauszahlungsverfahren: Macht der Stpfl. durch Einbuchung bereits wnh-
rend des Wj. eine Rmcklage nur fmr Zwecke der Herabsetzung von VorausZ gel-
tend, entsteht kein Gewinnzuschlag, wenn er sie nicht in die Schlußbilanz ein-
stellt (glA Paus, StWK Gr. 4, 277). In diesem Fall ist noch keine Rmcklage
gebildet worden (vgl. BFH v. 24.1.1990 – I R 152–153/85, BStBl. II 1990, 426
zu § 6b), so daß es auch keiner Auflqsung bedarf.
Rechtswidrige Recklagenbildung: Wurde eine Rmcklage ohne Erfmllung der
gesetzlichen Voraussetzungen gebildet (s. Anm. 80 f.), ist der fehlerhafte StBe-
scheid nach abgabenrechtlichen Vorschriften zu nndern. Ein Zuschlag entfnllt,
weil die Rmcklage hier nicht iSd. Abs. 5 aufgelqst, sondern rmckwirkend beseitigt
wird (vgl. Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 25; Keller in Korn, § 7g
Rn. 69). Jedoch entsteht ein Zuschlag, wenn der fehlerhafte StBescheid bestehen
bleibt (glA Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. F 15; Handzik in L/B/P, § 7g
Rn. 96).

Einstweilen frei.

II. Rechtsfolgen des Gewinnzuschlags

Rechtsfolge des Abs. 5 ist die Erhqhung des Gewinns im Wj. der Rmcklagenauf-
lqsung um 6 vH der Rmcklage fmr jedes volle Wj., in dem sie bestanden hat. Die
Gewinnerhqhung ist außerbilanziell vorzunehmen (glA Roland in B/B, § 7g
Rn. 77; Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 98; s. dazu bereits § 6b Anm. 299b).
„Volles“ Wirtschaftsjahr: Ein Gewinnzuschlag ist nur fmr volle Wj. (auch
RumpfWj.; BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 35) mit bestehender Rmck-
lage zu berechnen. Er entfnllt daher fmr das Jahr der Rmcklagenbildung (glA
Neufang, StBp. 1996, 271; Christoffel, Inf. 1993, 385), ebenso wenn die An-
sparabschreibung im Jahr erstmaligen Ansatzes rmckgnngig gemacht wird (vgl.
Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. F 15). Das Auflqsungsjahr ist stets als volles
Wj. (auch bei RumpfWj.) zu bermcksichtigen, weil die Auflqsung erst im Jahres-
abschluß rechtswirksam vollzogen werden kann (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 35
sowie BFH v. 6.3.2003 – IV R 23/01, BStBl. II 2004, 187 betr. den umgekehrten
Fall der Bildung einer Rmcklage; zum vollen Zuschlag bei RumpfWj. s. FG Mmn-
ster v. 20.9.2001, EFG 2002, 387, Rev.: X R 71/01; FG Dmss. v. 25.9.2003, EFG
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2003, 1768, Rev.: XI R 69/03: Wortlaut gibt fmr eine zeitanteilige Verzinsung
nichts her; glA Pinkos, DB 1993, 1692; Brandis, FR 1994, 217; Lambrecht in
K/S/M aaO). Der Zuschlag betrngt daher bei Auflqsung im zweiten Wj. nach
Rmcklagenbildung stets 12 vH (aA Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 25: bei
RumpfWj. anteiliger Gewinnzuschlag von 0,5 vH pro Monat).
Berechnung des Gewinnzuschlags: Der Gewinnzuschlag betrngt fmr jedes
Wj. (auch RumpfWj.; s. o.) 6 vH der aufgelqsten Rmcklage. Bemessungsgrund-
lage ist der Teil der Rmcklage, der nicht nach Abs. 4 Satz 1 aufgelqst wurde (s.
dazu Anm. 118). Der Gewinnzuschlag reduziert sich von 12 vH auf 6 vH, wenn
der Stpfl. die Rmcklage bereits im Wj. nach ihrer Bildung wieder auflqst (vgl.
Pinkos, DB 1993, 1692).
E [berhXhte R^cklage: Wurde die Rmcklage mit einem hqheren Betrag als 40 vH
der tatsnchlichen AHK des begmnstigten WG gebildet, errechnet sich der Ge-
winnzuschlag lediglich vom mbersteigenden Betrag, da nur insoweit keine Auflq-
sung nach Abs. 4 Satz 1 vorliegt (ebenso Roland in B/B, § 7g Rn. 77).
E NachtrZgliche ErhXhung der R^cklage: Wird eine bereits gebildete Rmcklage im
nachfolgenden Wj. fmr dieselbe Investition aufgestockt, betrngt der Zuschlag bei
ausbleibender Investition fmr die ursprmngliche Rmcklage 12 vH und hinsichtlich
des Aufstockungsbetrags nur 6 vH (glA Keller in Korn, § 7g Rn. 70; Schmidt/
Drenseck XXIII. § 7g Rn. 25). Ein Zuschlag von 6 vH gilt zugunsten des Stpfl.
auch, wenn der Aufstockungsbetrag im Investitionsfall zu einer mberhqhten
Rmcklage gefmhrt hat (glA Brandis, FR 1994, 217; Schmidt/Drenseck XXIII.
aaO; aA Pinkos, DB 1993, 1692: Zeitraum maßgebend, in dem die Rmcklage in
ihrer Gesamtheit bestanden hat; Roland in B/B, § 7g Rn. 77).

Beispiel: Der Stpfl. bildet 2001 wegen einer 2003 zum Preis von 100000 E geplanten
Anschaffung einer Maschine eine Rmcklage von 30000 E (30 vH von 100000 E), die er
2002 um 10000 E auf 40000 E erhqht. Die AK der 2003 erworbenen Maschine betra-
gen lediglich 75000 E. Der Gewinnzuschlag errechnet sich mit 6 vH von 10000 E =
600 E.

Betriebsverfußerung/-aufgabe: Gehqrt die aufzulqsende Rmcklage zum Ver-
nußerungs-/Aufgabegewinn iSd. §§ 16, 34 (str., s. Anm. 120), umfaßt die StBe-
gmnstigung auch den Gewinnzuschlag (glA Paus, DStR 1994, 1109).

Einstweilen frei.

Erlfuterungen zu Abs. 6:
Recklagenbildung bei Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3

Nach Abs. 6 sind die Abs. 3–5 fmr Stpfl. mit Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3
entsprechend anzuwenden (Ausnahme: Abs. 3 Nr. 1). Dies bedeutet, daß der
Stpfl. die Rmcklage grds. unter denselben Voraussetzungen wie bei Gewinn-
ermittlung durch Bestandsvergleich nach §§ 4 Abs. 1, 5 bilden kann und nach
Ablauf des Ansparzeitraums auflqsen muß (vgl. BMF v. 25.2.2004, BStBl. I
2004, 337 Tz. 37). Abweichend davon gilt jedoch:
Recklagenbildung/-auflisung: Die Rmcklage kann gem. Abs. 6 nur durch
Abzug als BA im Rahmen der Gewinnermittlung gebildet werden. Ihre Auflq-
sung erfolgt durch einen als BE zu erfassenden Zuschlag (BFH v. 6.3.2003 – IV
R 23/01, BStBl. II 2004, 187; BMF v. 25.2.2004 aaO).
Korrektur der Recklage: Im Gegensatz zur Gewinnermittlung gem. §§ 4
Abs. 1, 5 (s. Anm. 89) kann der Stpfl. die einmal gebildete Rmcklage auch nach
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Abgabe der StErklnrung bis zur Bestandskraft der StFestsetzung herabsetzen
oder auf ihre Inanspruchnahme ganz verzichten (glA Pinkos, DB 1993, 1691;
Paus, StWK Gr. 4, 276). Im mbrigen gelten die abgabenrechtlichen Vorschriften
(§§ 172 ff. AO; glA Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. G 5). Eine nachtrngliche Er-
hqhung oder erstmalige Geltendmachung der Rmcklage setzt außerdem voraus,
daß die Investitionsabsicht rechtzeitig dokumentiert wurde (s. dazu auch
Anm. 96 sowie unten).
Verfolgbarkeit der Recklage: Mangels Buchfmhrung kqnnen weder Bildung
noch Auflqsung der Rmcklage in einer solchen gem. Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 verfolgt
werden. Gleichwohl sind investitionsbezogene Angaben (s. Anm. 82 und 96)
buchmnßig darzustellen (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 37; glA Lambrecht in
K/S/M, § 7g Rn. G 6; aA Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 101: Verweis auf Abs. 3
Nr. 3 redaktionelles Versehen). Dies setzt entsprechende Aufzeichnungen des
Stpfl. zur Investitionsabsicht voraus, die er entweder seiner StErklnrung beilegt
oder in der Belegsammlung zur Einnahmen-oberschußrechnung aufbewahrt.
Die betreffenden Aufzeichnungen mmssen nach BFH v. 6.3.2003 – IV R 23/01
aaO nicht bereits im Zeitpunkt erstmaliger Erstellung der Gewinnermittlung
vorhanden sein, aber noch im Laufe des Ansparzeitraums angefertigt werden
(vgl. Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 26: Investition muß im Zeitpunkt des
BA-Abzugs noch mqglich sein; s. auch Anm. 96). UE ist der Stpfl. berechtigt,
die Rmcklage auch nach Ablauf des Ansparzeitraums geltend zu machen, wenn
er Gewinnerhqhungen im Anschluß an eine Außenprmfung kompensieren will
(s. dazu auch Anm. 89). Dieses Recht darf ihm jedenfalls dann nicht versagt wer-
den, falls er die betreffenden Investitionen im Ansparzeitraum tatsnchlich durch-
gefmhrt hat. Es geht nicht durch bloßen Zeitablauf verloren.
Dauer der Recklagenbildung: Nach Abs. 6 Halbs. 2 gilt der Zeitraum zwi-
schen Abzug und Zuschlag als Zeitraum, in dem die Rmcklage bestanden hat.
Die Regelung entspricht § 6c Abs. 1 Nr. 2.
Gewinnzuschlag: Ein Gewinnzuschlag nach Abs. 5 ist fmr jedes Wj. vorzuneh-
men, das nach dem Wj. des Abzugs (= BA) beginnt, max. fmr zwei Wj. Das Jahr
vorzeitiger unterjnhriger Auflqsung des Zuschlags (= BE) wird dabei ebenfalls
als volles Wj. in die Berechnung des Zuschlags einbezogen (vgl. BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 39 unter Bezugnahme auf BFH v. 6.3.2003 – IV R 23/01
aaO; FG Mmnster v. 20.9.2001, EFG 2002, 387, Rev.: X R 71/01; glA BrNder,
FR 2003, 1121). Nach aA des FG Bremen (Urt. v. 12.8.2002 – 1 K 245/01, juris)
kann der oberschußrechner hier im Gegensatz zu bilanzierenden Stpfl. (s.
Anm. 124) nicht auf die zwingende Auflqsung zum Ende des Wj. verwiesen
werden (glA Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. G 13; Schmidt/Drenseck XXIII.
§ 7g Rn. 26). Dem ist uE zuzustimmen.

Einstweilen frei.

Erlfuterungen zu Abs. 7:
Recklage fer Existenzgrender

Schrifttum: Olbertz, Die Erweiterung der Ansparabschreibung des § 7g EStG bei Exi-
stenzgrmndung, BB 1996, 1967; Koepsell, knderung des § 7g EStG durch das JStG 1997
unter besonderer Bermcksichtigung der neuen Ansparabschreibung fmr Existenzgrmnder,
Inf. 1997, 70; Meyer/Ball, Die neue Ansparabschreibung fmr Existenzgrmnder gem. § 7g
Abs. 7 EStG, FR 1997, 77; Dies., Die Kapitalgesellschaft als Existenzgrmnder im Sinne
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des § 7g Abs. 7 EStG, DStR 2001, 1239; Dies., Weitere Zweifelsfragen zur Anwendung
des § 7g EStG bei Personengesellschaften, Inf. 2001, 609.

I. gberblick

Abs. 7 wurde durch das JStG 1997 v. 20.12.1996 (BGBl. I 1996, 2049; BStBl. I
1996, 1523) eingefmgt. Der Existenzgrmnder (Voraussetzungen s. Anm. 142)
kann im neu erqffneten Betrieb nach Abs. 7 Satz 1 abweichend von Abs. 3
Satz 5 eine gewinnmindernde Rmcklage bis zu 307000 E (bis 31.12.2001:
600000 DM) bilden (Satz 1 Nr. 2, s. Anm. 138). Sie ist im Wj. der Betriebserqff-
nung (Satz 1, Begriff s. Anm. 100) und in den folgenden fmnf Wj. (= Grmn-
dungszeitraum, s. Anm. 135) fmr solche WG zulnssig, die der Stpfl. voraussicht-
lich bis zum Ende des fmnften auf die Bildung der Rmcklage folgenden Wj. (=
Investitionsfrist, s. Anm. 135) anschafft oder herstellt (Satz 1 Nr. 1, s. Anm.
135). Spntestens zu diesem Zeitpunkt muß sie gewinnerhqhend aufgelqst wer-
den (Satz 1 Nr. 3, s. Anm. 140). Ein Gewinnzuschlag iSd. Abs. 5 wird dabei
nicht erhoben (s. Anm. 140). Die Rmcklagenbildung ist ausgeschlossen, wenn
der Stpfl. den Betrieb durch vorweggenommene Erbfolge oder Erbauseinander-
setzung erwirbt (Satz 3, s. Anm. 144).
Erstmalige Anwendung: Die erhqhte Ansparabschreibung ist gem. § 52
Abs. 11 Satz 4 auf Wj. anzuwenden, die nach dem 31.12.1996 beginnen. Exi-
stenzgrmndung nach dem 31.12.1996 fordert das Gesetz nicht, so daß auch vor
dem 1.1.1997 erfolgte Existenzgrmndungen begmnstigt sind (vgl. OFD Koblenz
v. 28.7.2003, DStR 2003, 1484; ebenso Meyer/Ball, FR 1997, 77; Schmidt/
Drenseck XXIII. § 7g Rn. 28; aA BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 9: Begmnstigung
widerspricht der Anreizfunktion der Regelung).
Kritik: Die Anknmpfung der Rmcklage an die gewnhlten betrieblichen Grqßen-
merkmale ist uE kontraproduktiv. Es paßt nicht, einerseits eine Rmcklage von
307000 E zu gewnhren, andererseits aber nur Betriebe bis zu einem Wert des
BV von 204517 E zu begmnstigen. Infolgedessen ist der Stpfl. nach eigenfinan-
zierter Investition von mehr als 204517 E an einer weiteren Inanspruchnahme
der Rmcklage gehindert (vgl. auch Meyer/Ball, FR 1997, 82: Stpfl. ist zur
Fremdfinanzierung gezwungen).

Einstweilen frei.

II. Sachliche Voraussetzungen der Recklagenbildung (Abs. 7 Satz 1)

Sinngemfße Anwendung der Abs. 3–6: Die Rmcklagenbildung erfolgt vorbe-
haltlich abweichender Regelungen in Abs. 7 nach Maßgabe der Abs. 3–6. Begmn-
stigt ist daher die kmnftige Anschaffung oder Herstellung eines WG iSd. Abs. 1
wnhrend des nach Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 erweiterten Fqrderzeitraums. Die Rmckla-
ge darf zu einem Verlust fmhren oder diesen erhqhen (Abs. 3 Satz 4; s.
Anm. 114) und kann daher auch durch Verlustrmcktrag gem. 10d genutzt wer-
den. Zu den persqnlichen Voraussetzungen s. Anm. 142.
Grendungszeitraum: Die erhqhte Rmcklage von 307000 E (bis 31.12.2001:
600000 DM) darf nur im Grmndungszeitraum gebildet werden. Der Grmndungs-
zeitraum beginnt im Wj. der Betriebserqffnung (Einzelheiten dazu s. Anm. 100).
Bildet der Stpfl. Rmcklagen bereits in Wj. vor Beendigung der Betriebserqffnung,
gilt nach VerwAuffassung (vgl. BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 57) der
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gesamte Zeitraum als ein einziges Wj. iSd. Grmndungszeitraums, so daß sich die-
ser entsprechend in die Zukunft verschiebt (s. Anm. 142 „Fmnfjahresfrist“ mit
Beisp.). Der Grmndungszeitraum umfaßt das Wj. der Betriebserqffnung und die
fmnf folgenden Wj. (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 56). Die begmnstigte Grmndungs-
phase dauert daher volle sechs Jahre, sollte am Tag der Erqffnung ein abwei-
chendes Wj. beginnen oder diese auf den 1. 1. eines Kj. fallen. Vom Grmndungs-
zeitraum zu unterscheiden ist die mit Rmcklagenbildung beginnende fmnfjnhrige
Investitionsfrist (s. u.).
E Entgeltlicher Betriebserwerb ist ebenfalls eine Form der Betriebserqffnung (vgl.
BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 51). Abs. 7 verlangt nicht die erstmalige Entstehung
eines Betriebs, sondern eine Betriebserqffnung des Existenzgrmnders.
E Teilentgeltlicher Betriebserwerb: obersteigen bei vorweggenommener Erbfolge die
Leistungen des Erwerbers das Kapitalkonto des Betriebs, wird der teilentgelt-
liche Erwerb nach VerwAuffassung (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 53) ebenfalls als
Existenzgrmndung behandelt.
E Bei unentgeltlichem Betriebs^bergang tritt der Erwerber in vollem Umfang in die
Rechtsstellung des Betriebsmbergebers. Die FinVerw. (vgl. BMF v. 25.2.2004
aaO Tz. 52) sieht darin zutreffend keine Existenzgrmndung mit neuem Lauf des
Grmndungszeitraums. Sie gestattet dem Erwerber nur die Fortfmhrung der vom
Rechtsvorgnnger bereits gebildeten Rmcklagen. UE ist dem Rechtsnachfolger bis
zum Ende des laufenden Grmndungszeitraums auch die Bildung neuer Rmckla-
gen jedenfalls dann zu gestatten, wenn er ebenso die persqnlichen Vorausset-
zungen als Existenzgrmnder erfmllt (glA Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 27;
Meyer/Ball, FR 1997, 78).
Erwerb des begenstigten Wirtschaftsguts innerhalb einer fenfjfhrigen In-
vestitionsfrist: Der Stpfl. muß das begmnstigte WG nach Satz 1 Nr. 1 voraus-
sichtlich bis zum Ende des fmnften auf die Bildung der Rmcklage folgenden Wj.
anschaffen bzw. herstellen. Die Fmnfjahresfrist beginnt mit Ablauf des Wj. der
Rmcklagenbildung. Der Stpfl. kann daher eine im letzten Jahr des Grmndungs-
zeitraums (= 6. Jahr des Bestehens des Betriebs) gebildete Rmcklage bis zum En-
de des elften Jahres fortfmhren. Ein Erwerb noch im Grmndungszeitraum ist also
nicht erforderlich (kritisch wegen mqglicher Manipulation Schmidt/Drenseck
XXIII. § 7g Rn. 27).

Einstweilen frei.

III. Wahlrecht fer eine Recklage bis max. 307000 E (Satz 1 Nr. 2)

Nach Satz 1 Nr. 2 betrngt der Hqchstbetrag fmr im Grmndungszeitraum gebilde-
te Rmcklagen 307000 E (bis 31.12.2001: 600000 DM). Maßgebend sind die Ver-
hnltnisse am jeweiligen Bilanzstichtag (BMF v. 25.2.2004, BStBl. I, 337 Tz. 60).
Der Stpfl. hat daher auch nach vorheriger Voll- oder Teilauflqsung der Rmcklage
(s. Anm. 140) an jedem Bilanzstichtag erneut die Mqglichkeit, den obigen
Hqchstbetrag in vollem Umfang auszuschqpfen (aA BlOmich/Brandis, § 7g
Rn. 101a).
Wahlrecht: Der Stpfl. kann die Rmcklage beliebig zu Beginn oder wnhrend des
Grmndungszeitraums in Anspruch nehmen. Im Rahmen des Hqchstbetrags von
307000 E (bis 31.12.2001: 600000 DM) darf sie 40 vH (bis 31.12.2000: 50 vH)
der AHK des einzelnen begmnstigten WG nicht mbersteigen (Satz 1 iVm. Abs. 3
Satz 2; Einzelheiten s. Anm. 93 f.).
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Mehrfache Inanspruchnahme: Die Rmcklage ist grds. nur fmr einen einzigen
Betrieb statthaft, weil der Stpfl. mit Erqffnung eines weiteren Betriebs kein Exi-
stenzgrmnder iSd. Satz 2 Nr. 1 (s. Anm. 142) mehr ist. Ausnahmsweise kann die
Fqrderung mehrfach genutzt werden, sollte er gleichzeitig mehrere Betriebe
grmnden (glA Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 27; Meyer/Ball, FR 1997,
82; Keller in Korn, § 7g Rn. 76; aA BlOmich/Brandis, § 7g Rn. 101: Wider-
spricht dem Gesetzeszweck).
Verhfltnis zur Recklage nach Abs. 3: Neben der Rmcklage nach Abs. 7
kommt eine weitere Rmcklage gem. Abs. 3 nicht in Betracht (vgl. auch BMF
v. 25.2.2004 aaO Tz. 61). Soweit Satz 1 Nr. 2 bestimmt, daß der Hqchstbetrag
fmr im Grmndungszeitraum gebildete Rmcklagen 307000 E (bis 31.12.2001:
600000 DM) betrngt, wird Abs. 3 Satz 5 suspendiert. Beide Rmcklagen schließen
sich gesetzessystematisch aus (glA Meyer/Ball, FR 1997, 83; aA und fmr Wahl-
recht Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 150; s. auch Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn.
H 10, wonach der Stpfl. an eine irrtmmlich nach Abs. 3 gebildete Rmcklage ge-
bunden ist und diese bei Auflqsung zu verzinsen hat). Der Stpfl. kann sich auch
nicht wahlweise fmr eine davon entscheiden. Jede im Grmndungszeitraum gebil-
dete Rmcklage fnllt zwingend unter Abs. 7 (zur Behandlung rechtswidrig nach
Abs. 7 gebildeter Rmcklagen s.Meyer/Ball, FR 1997, 83).
E Ein Nebeneinander beider R^cklagen ist ausnahmsweise dann mqglich, wenn der
Stpfl. nach Ablauf des Grmndungszeitraums (s. Anm. 135) und vor einer voll-
stnndigen Auflqsung der nach Abs. 7 gebildeten Rmcklage wnhrend der fmnfjnh-
rigen Investitionsfrist (s. Anm. 135 aE) eine Rmcklage gem. Abs. 3 einstellt. Dies
ist allerdings erst zulnssig, wenn und soweit die Altrmcklagen den Hqchstbetrag
des Abs. 3 von 154000 E (bis 31.12.2001: 300000 DM) unterschreiten (BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 61).
E Rechtsirrt^mlich nach Abs. 7 gebildete R^cklagen sind uE als solche iSd. Abs. 3 zu
behandeln (vgl. Meyer/Ball, FR 1997, 77; aA Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 149:
Existenzgrmnderrmcklage ist aufzulqsen).

Einstweilen frei.

IV. Auflisung der Recklage (Satz 1 Nr. 3)

Die Rmcklage ist gewinnerhqhend aufzulqsen, sobald der Stpfl. fmr das begmn-
stigte WG Abschreibungen vornehmen darf (Satz 1 iVm. Abs. 4 Satz 1 (s.
Anm. 116). Spntestens hat eine Auflqsung nach Satz 1 Nr. 3 am Ende des fmnf-
ten auf ihre Bildung folgenden Wj. zu erfolgen (zu Sonderfnllen der Auflqsung
s. Anm. 119). Andere Auflqsungsgrmnde kennt das Gesetz nicht. Der Stpfl. kann
damit die Rmcklage selbst dann fortfmhren, wenn die Investitionsabsicht inzwi-
schen aufgegeben wurde (s. auch Anm. 90). In Extremfnllen kann bei erneuter
Rmcklagenbildung (s. Anm. 119) ein Zeitraum von nahezu elf Jahren genutzt
werden.
Kein Gewinnzuschlag nach Abs. 5: Abs. 7 Satz 1 letzter Halbs. untersagt die
Erhebung eines Gewinnzuschlags iSd. Abs. 5, gleichgmltig, aus welchen Grmn-
den der Stpfl. eine Investition unterlnßt. Zur Vermeidung von unerwmnschten
Gestaltungen und Mitnahmeeffekten war es daher nach der Gesetzesbegrmn-
dung (s. BTDrucks. 13/4839, 77) geboten, den Begriff des Existenzgrmnders
einzuschrnnken. UE werden dadurch unterschiedliche Tatbestandsmerkmale
miteinander vermengt und evtl. Manipulationen nicht wirksam eingeschrnnkt,
sondern lediglich auf einen bestimmten Personenkreis reduziert.
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Betriebsverfußerung/-aufgabe: Wegen der betriebsbezogenen Fqrderung
kommt eine mber das Bestehen des Betriebs hinausgehende Fortfmhrung der
Rmcklage nicht in Betracht (s. Anm. 119; aA Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 91).
Sie ist daher im Fall der Vernußerung oder Aufgabe des Betriebs gewinnerhq-
hend aufzulqsen. Zur Anwendung der §§ 16, 34 unter Einbeziehung der Rmckla-
ge s. Anm. 119. ober die Umwandlung des Betriebs und ihre Auswirkung auf
die Fortfmhrung der Rmcklage s. Anm. 119.
Die unentgeltliche Betriebsebertragung verpflichtet den Schenker nicht zur
Auflqsung der Rmcklage (s. Anm. 119). Der Erwerber kann sie gem. § 6 Abs. 3
fortfmhren (BMF v. 25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 52). Unentgeltliche ober-
tragungen liegen auch bei einem das Kapitalkonto nicht mbersteigenden Kauf-
preis vor (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 53). Bei hqheren Gegenleistungen gelten
die Grundsntze der Betriebsvernußerung (s. o.).
Kein gbergang zur Recklage gem. Abs. 3: Eine durch Zeitablauf nach Satz 1
Nr. 3 aufzulqsende Rmcklage (s. o.) kann nicht iHv. 154000 E (bis 31.12.2001:
300000 DM) als Rmcklage iSd. Abs. 3 fortgefmhrt werden. Davon unbermhrt
bleibt allerdings das Recht des Stpfl., erstmals eine Rmcklage nach Abs. 3 zu bil-
den (vgl.Meyer/Ball, FR 1997, 83).

Einstweilen frei.

V. Persinliche Voraussetzungen: Existenzgrender (Abs. 7 Satz 2)

Existenzgrmnder iSd. Abs. 7 Satz 1 kqnnen natmrliche Personen (Satz 2 Nr. 1),
Gesellschaften iSd. § 15 Abs. 1 Nr. 2 (Satz 2 Nr. 2) oder KapGes. (Satz 2 Nr. 3)
sein.
Naterliche Personen sind Existenzgrmnder, wenn sie innerhalb der letzten
fmnf Jahre vor dem Wj. der Betriebserqffnung weder unmittelbar noch mittelbar
zu mehr als 1/10 an einer KapGes. beteiligt waren noch Einkmnfte iSd. § 2
Abs. 1 Nr. 1–3 erzielt haben.
E Beteiligung an einer KapGes.: Eine unmittelbare Beteiligung an einer KapGes. er-
fordert, daß der Stpfl. am Nennkapital der Gesellschaft beteiligt und ihm dieser
Anteil als Eigentmmer oder wenigstens wirtschaftlichem Eigentmmer (§ 39 AO)
zuzurechnen ist (vgl. § 17 Anm. 130 f.). Mittelbar ist seine Beteiligung, wenn er
sie mber eine andere KapGes. hnlt (vgl. § 17 Anm. 143).

Beispiel: A ist mit 6 vH am Stammkapital der X-GmbH und mit 5 vH am Stammkapi-
tal der Y-GmbH beteiligt. Die Y-GmbH wiederum hnlt 100 vH der Anteile an der X-
GmbH. A ist vorliegend zwar an keiner der beiden KapGes. zu mehr als 10 vH unmit-
telbar beteiligt. jedoch ist seine mittelbare Beteiligung an der X-GmbH (mber die Y-
GmbH) in Hqhe von 5 vH einzubeziehen, so daß eine schndliche Gesamtbeteiligung
an der X-GmbH von 11 vH vorliegt. A ist also kein Existenzgrmnder.

Auf die Dauer der Beteiligung wnhrend der Fmnfjahresfrist kommt es nicht an.
Auch ein kurzfristiger Durchgangserwerb etwa nach einem Erbfall ist fqrder-
schndlich (vgl. Meyer/Ball, FR 1997, 85). Die Beteiligung des Gesellschafters
an einer auslnndischen Gesellschaft steht uE der Eigenschaft als Existenzgrmn-
der nicht entgegen. Der Begriff „KapGes.“ in Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 ist uE trotz
fehlender Bezugnahme auf § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG identisch auszulegen, wie in
Abs. 7 Satz 2 Nr. 3, der nur von Beteiligungen an unbeschr. stpfl. KapGes. iSd.
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG spricht.
E Erzielung von Gewinneink^nften iSd. § 2 Abs. 1 Nr. 1–3: Die Erzielung von Ge-
winneinkmnften innerhalb der vorangegangenen fmnf Jahre hindert eine begmn-
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stigte Existenzgrmndung. Die genannten Einkunftsarten stehen dabei gleichran-
gig nebeneinander. Ohne Bedeutung ist nach dem insoweit eindeutigen Geset-
zeswortlaut auch die Dauer der Einkunftserzielung sowie die Einkunftshqhe,
selbst in Form nachtrnglich iSd. § 24 Nr. 2 erzielter Einkmnfte (vgl. BMF v.
25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 41 und 44; s. aber Lambrecht in K/S/M, § 7g
Rn. H 15: Sachlich kaum zu rechtfertigende Beschrnnkung). Dies wird in der
Praxis hnufig dazu fmhren, den Ehegatten als Existenzgrmnder einzusetzen (s.
Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 28). Bei nachtrZglich festgestellter fehlender Ge-
winnerzielungsabsicht wird die Existenzgrmnderrmcklage rmckwirkend (ggf. mber
§ 175 Abs. 1 Nr. 2 AO) gewnhrt (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 45).
E F^nfjahresfrist (sog. „Vorgr^ndungszeitraum“): Schndlich ist nur die Beteiligung an
einer KapGes. bzw. die Erzielung von Einkmnften iSd. § 2 Abs. 1 Nr. 1–3 wnh-
rend einer Frist von fmnf Jahren vor dem Wj. der Betriebserqffnung (Vorgrmn-
dungszeitraum). Die Frist ist vom Beginn des Wj. der Rmcklagenbildung an zu-
rmckzurechnen und umfaßt fmnf zusammenhnngende Jahre. Dabei unterscheidet
die FinVerw. (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 42 und 43 mit Beispiel), ob der Stpfl.
die Rmcklage erst im Wj. des Abschlusses der Betriebserqffnung bildet oder vor-
her.

Beispiel (nach BMF v. 25.2.2004 aaO): A vernußerte seinen 15 vH-GmbH-Anteil am
30.6.04. Zum 1.2.09 (Beginn der betrieblichen Aktivitnt) meldet er seine gewerbliche
Tntigkeit an, fmr die er als wesentliche Betriebsgrundlage WG 1 und 2 benqtigt. WG 1
kauft er am 31.10.09, WG 2 am 1.2.10, so daß A anschließend mit der Produktion be-
ginnen kann. A bildet erstmals zum 31.12.10 eine Rmcklage fmr weitere geplante Inve-
stitionen.
LXsung: Erst mit Anschaffung von WG 2 sind alle fmr den Betrieb (Produktion) erfor-
derlichen WG vorhanden. Damit ist das Jahr 10 das Wj. der Beendigung der Betriebs-
erqffnung. Der Vorgrmndungszeitraum lnuft daher vom 1.2.05 bis zum 31.1.10. A ist
folglich Existenzgrmnder, weil er die GmbH-Anteile bereits am 30.6.04 vernußerte (vgl.
auch BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 43).
Abwandlung: A bildet bereits zum 31.12.09 fmr die geplante Anschaffung von WG 2 eine
Rmcklage.
LXsung: Wird die Rmcklage in einem Jahr vor Abschluß der Betriebserqffnung gebildet,
ist nach VerwAuffassung (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 43) zur Berechnung des Vorgrmn-
dungszeitraums auf den Beginn des Jahrs der Rmcklagenbildung (hier: 1.1.09) abzustel-
len. Dieser lnuft dann vom 1.1.04 bis zum 31.12.08. A ist hier kein Existenzgrmnder.

UE ist die VerwAuffassung insoweit bedenklich, als sie den Beginn des Vor-
grmndungszeitraums trotz identischen Sachverhalts allein davon abhnngig macht,
ob der Stpfl. bereits vor dem Jahr der Beendigung der Betriebserqffnung eine
Rmcklage beansprucht oder nicht. Der Stpfl. hat damit im obigen Beispiel prak-
tisch die Wahl zwischen vorzeitiger Rmcklagenbildung im Wj. 09 nach Abs. 3
oder erstmaliger Rmcklagenbildung im Wj. 10 nach Abs. 7. Einen tieferen Sinn
lnßt diese Differenzierung nicht erkennen.
Gesellschaften iSd. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sind nach Abs. 7 Satz 2 Nr. 2 mit
der Maßgabe Existenzgrmnder, daß alle an ihr beteiligten Mitunternehmer unge-
achtet der Beteiligungshqhe die Voraussetzungen des Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 erfml-
len (BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 46). Sie liegen nicht vor, wenn nur ein einziger
Mitunternehmer an den Kriterien des Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 (s. o.) scheitert. Sind an
einer Gesellschaft wiederum Gesellschaften iSd. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mitun-
ternehmerisch beteiligt, mmssen alle an ihr unmittelbar oder mittelbar beteiligten
Gesellschafter die Fqrderkriterien des Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 erfmllen (vgl. BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 46).
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Beispiel: A ist mit 10 vH als Gesellschafter an der A/B/C-OHG beteiligt. Die OHG
wiederum ist Kommanditistin der D-KG. Vor Eintritt in die OHG erzielte A Ein-
kmnfte aus einer nebenberuflichen Vortragstntigkeit. A erfmllt damit nicht die Voraus-
setzungen des Existenzgrmnders nach Abs. 7 Satz 2 Nr. 1. Dies ist gem. Abs. 7 Satz 2
Nr. 2 mber seine unmittelbare bzw. mittelbare Beteiligung sowohl fmr die OHG als auch
die KG fqrderschndlich.

Entsprechendes gilt fmr die Zwischenschaltung weiterer Gesellschaften (mehr-
stqckige PersGes.), solange auf jeder Stufe eine mitunternehmerische Beteili-
gung iSd. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 vorliegt. Die fehlende Eigenschaft auch nur
eines einzigen Obergesellschafters schlngt auf alle Untergesellschaften durch
(vgl. Meyer/Ball, Inf. 2001, 75). Sie wirkt allerdings nicht in umgekehrter Rich-
tung. Es ist daher aus der Sicht der Obergesellschaft unbeachtlich, ob die Unter-
gesellschaft sowie deren Gesellschafter Existenzgrmnder sind (s. auch § 15
Anm. 688 f.).
E Maßgeblichkeit der VerhZltnisse am jeweiligen Bilanzstichtag: Ob eine PersGes. Exi-
stenzgrmnder ist, richtet sich danach, welche Gesellschafter am jeweiligen Bi-
lanzstichtag bzw. bei Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3 am Ende des Gewinn-
ermittlungszeitraums beteiligt sind (s. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 47; Meyer/
Ball, Inf. 2001, 74 f.). Erfmllt eine Gesellschaft die Fqrderkriterien des Abs. 7
Satz 2 Nr. 2 und tritt spnter ein weiterer Gesellschafter ein, bei dem diese Vor-
aussetzungen nicht vorliegen, ist auch die Gesellschaft kein Existenzgrmnder
mehr. Die Rmcklagenbildung nach Abs. 7 ist daher fmr die Zukunft ausgeschlos-
sen. Bestehende Rmcklagen dmrfen jedoch fortgefmhrt werden (s. BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 47; Meyer/Ball, FR 1997, 85; aA noch Paus, StBp. 2002, 17
[24]: Altrmcklagen auflqsen). Tritt vor Ablauf des Wj. ein Gesellschafter aus, der
nicht die Merkmale eines Existenzgrmnders erfmllt, bleibt dieser Gesellschafter
fmr eine Anwendung des Abs. 7 im Austrittsjahr unbermcksichtigt (BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 47; Meyer/Ball, Inf. 2001, 74). Bereits nach Abs. 3 gebildete
Rmcklagen werden allerdings nicht in solche nach Abs. 7 umqualifiziert. Sie sind
unvernndert fortzufmhren unter Anrechnung auf den Hqchstbetrag von
307000 E.
E Betriebseinbringung nach § 24 UmwStG: Die FinVerw. (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO
Tz. 48) behandelt in Fnllen der Betriebseinbringung zum Buchwert die aufneh-
mende PersGes. aus Billigkeitsgrmnden als Existenzgrmnder, wenn auch die an-
deren Gesellschafter die Merkmale des Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 erfmllen (ebenso BlO-
mich/Brandis, § 7g Rn. 102). Jedoch muß sich die PersGes. die frmhere
Betriebserqffnung des eingebrachten Betriebs als eigene zurechnen lassen (BMF
v. 25.2.2004 aaO; aA Snchsisches FG v. 23.6.2003, EFG 2003, 1560, Rev.: VIII
R 55/03: PersGes. kein Existenzgrmnder).
Kapitalgesellschaften iSd. § 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG (AG, KGaA, GmbH) sind
nach Abs. 7 Satz 2 Nr. 3 Existenzgrmnder, wenn an ihr lediglich natmrliche Per-
sonen beteiligt sind (zum Streubesitz s. u.), bei denen die Voraussetzungen des
Satzes 2 Nr. 1 vorliegen (zum Gesellschafterwechsel s. u.). Umfang und Dauer
der Beteiligung sind unerheblich. Daher entfnllt eine Rmcklage, wenn ein einziger
Gesellschafter entweder zu mehr als 10 vH an einer anderen KapGes. unmittel-
bar oder mittelbar beteiligt ist bzw. schndliche Einkmnfte iSd. § 2 Abs. 1 Nr. 1–3
erzielt (s. o.). Infolgedessen findet Abs. 7 bei mehreren KapGes. mit teilweise
personenidentischen Gesellschaftern nur hinsichtlich der zuerst gegrmndeten
KapGes. Anwendung, wenn die Beteiligung an dieser Gesellschaft mehr als
10 vH betrngt.
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Beispiel: A ist mit 1 vH an der X-GmbH sowie mit jeweils 25 vH an der Y-GmbH
und Z-GmbH beteiligt. Die Z-GmbH wurde 07, die beiden anderen Gesellschaften 08
gegrmndet. Lediglich die Z-GmbH ist Existenzgrmnder. Wurde zuerst die X-GmbH in
07 gegrmndet, ist entweder die Y- oder Z-GmbH Existenzgrmnder, weil die Beteiligung
des A an der X-GmbH iSd. Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 unbermcksichtigt bleibt.

E Mehrere KapGes.: Bei mehreren gleichzeitig gegrmndeten KapGes. ist uE jeder
Gesellschaft unter den weiteren Voraussetzungen des Abs. 7 der Status als Exi-
stenzgrmnder zuzubilligen. Entsprechendes gilt, wenn an den KapGes. nur Ge-
sellschafter zu jeweils max. 10 vH beteiligt sind (s. auch Meyer/Ball, DStR
2001, 1239; ebenso Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g Rn. 28).
E Streubesitz: Die Existenzgrmndereigenschaft muß bei jedem einzelnen Gesell-
schafter erfmllt sein, und zwar unabhnngig vom Umfang seiner Beteiligung an
der KapGes. (vgl. OFD Berlin v. 28.8.2001, StEK EStG § 7g Nr. 24: Nach-
weisschwierigkeiten gehen zu Lasten der KapGes.).
E Mehrere Betriebe derselben KapGes. sind uE ebenso wie bei natmrlichen Perso-
nen und PersGes. (s. o.) nicht nebeneinander stbegmnstigt (aA noch Vorauflage).
Soweit nach Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 die Beteiligung des Gesellschafters an einer
KapGes. von mehr als 10 vH schndlich ist, kann dies auch eine Beteiligung an
derselben KapGes. sein (s. Meyer/Ball, DStR 2001, 1239; Schmidt/Drenseck
XXIII. § 7g Rn. 28). Jedenfalls sind sachliche Grmnde fmr eine Privilegierung
von KapGes. gegenmber anderen Rechtsformen nicht ersichtlich.
E Umwandlung: Wird eine KapGes. durch Verschmelzung oder Formwechsel in
eine PersGes. umgewandelt, ist uE die PersGes. nur dann als Existenzgrmnder
anzusehen, wenn keiner der Gesellschafter zu mehr als 10 vH an der KapGes.
beteiligt war. Im umgekehrten Fall der Einbringung in eine KapGes. hingegen
kommt es auf die Beteiligungshqhe nicht an (weitere Einzelheiten s. Meyer/
Ball, DStR 2001, 1240 f.).

Einstweilen frei.

VI. Keine Existenzgrenderrecklage bei Betrieben,
die durch vorweggenomme Erbfolge oder Erbauseinandersetzung

erworben werden (Satz 3)

Nicht als Existensgrmndung gilt nach Satz 3 die Betriebsmbernahme im Wege
vorweggenommener Erbfolge sowie durch Auseinandersetzung einer Erbenge-
meinschaft unmittelbar nach dem Erbfall (zur Fortfmhrung des Grmndungszeit-
raums in diesen Fnllen s. Anm. 135). Das Motiv des Fqrderausschlusses liegt
wohl in der geringeren finanziellen Belastung des unentgeltlichen Erwerbers
(vgl. Koepsell, Inf. 1997, 74; krit. Meyer/Ball, FR 1997, 86: Erwerber durch
mbernommene Betriebsschulden belastet).
Bereits vom Schenker oder Erblasser gebildete Existenzgrenderreckla-
gen dmrfen vom Betriebsmbernehmer fortgefmhrt werden (vgl. BMF v.
25.2.2004, BStBl. I 2004, 337 Tz. 52; ebenso Paus, StBp. 2002, 17 [24], wohl
auch dann, wenn der obernehmer selbst kein Existenzgrmnder ist). Neue Rmck-
lagen dmrfen vom obernehmer aber nicht gebildet werden. Diese Einschrnn-
kung ist uE fmr den Fall zu eng, daß der Grmndungszeitraum noch lnuft und der
obernehmer ebenfalls Abs. 7 Satz 2 erfmllt (glA Paus, StBp. 2002, 17 [25]).
Erwerb durch vorweggenommene Erbfolge liegt vor, wenn der Stpfl. den
Betrieb aufgrund einer Vermqgensmbertragung unter Lebenden mit Rmcksicht
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auf die kmnftige Erbfolge erwirbt und darin wenigstens teilweise eine unentgelt-
liche Zuwendung liegen soll (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 53 iVm. BMF v.
13.1.1993, BStBl. I 1993, 80 Tz. 1). Daher steht ein Entgelt bis zur Hqhe des
Buchwerts des Kapitalkontos der Annahme eines unentgeltlichen Erwerbs nicht
entgegen (s. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 52). Ein hqheres Entgelt hingegen fmhrt
zur Annahme eines insgesamt entgeltlichen Betriebserwerbs (s. BMF v.
25.2.2004 aaO Tz. 53 iVm. BMF v. 13.1.1993 aaO Tz. 35; aA wohl Lambrecht
in K/S/M, § 7g Rn. H 29: vollentgeltliche obertragung erforderlich) und damit
zur Existenzgrmndung (s. Anm. 142).
Erwerb durch Erbauseinandersetzung unmittelbar nach dem Erbfall be-
deutet eine oberfmhrung des Betriebs aus dem Nachlaß in das Alleineigentum
des Miterben aufgrund eines Entschlusses der Erbengemeinschaft. Schndlich ist
uE nach dem Gesetzeswortlaut jegliche Form der Erbauseinandersetzung. Es ist
daher gleichgmltig, ob sich die Erbengemeinschaft mber den gesamten Nachlaß
oder lediglich mber Teile davon auseinandersetzt und ob der Stpfl. evtl. Aus-
gleichszahlungen an Miterben entrichtet, die zum entgeltlichen Erwerb von BV
fmhren (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO Tz. 54 und v. 11.1.1993, BStBl. I 1993, 62
Tz. 16).
E Unmittelbar nach dem Erbfall wird eine Auseinandersetzung nach im Schrifttum
(vgl. Koepsell, Inf. 1997, 74; Meyer/Ball, FR 1997, 87) vertretener Auffassung
vollzogen, wenn sie innerhalb von sechs Monaten nach dem Erbfall erfolgt.
Diese Meinung orientiert sich an der VerwRegelung (vgl. BMF v. 25.2.2004 aaO
Tz. 54 und v. 11.1.1993 aaO Tz. 8) zur rmckwirkenden Zurechnung lfd. Ein-
kmnfte bei Erbauseinandersetzungen innerhalb einer Sechsmonatsfrist. Folgt
man dem, kqnnen die Rechtsfolgen des Satzes 3 leicht durch eine zeitlich verzq-
gerte Erbteilung vermieden werden. Gleichwohl lnuft Abs. 7 in Erbfnllen weit-
gehend leer.

Beispiel: Zum Nachlaß des am 10.4.01 verstorbenen E gehqren ein Betrieb sowie
Wertpapiere. Die Miterben A und B setzen sich zum 1.1.03 in der Weise auseinander,
daß A den Betrieb und B die Wertpapiere erhnlt. A mbernimmt den Betrieb zwar nicht
unmittelbar nach dem Erbfall, jedoch ist er kein Existenzgrmnder nach Satz 2 Nr. 1
mehr, weil er wnhrend der Zeit des Bestehens der Erbengemeinschaft gewerbliche Ein-
kmnfte iSd. § 2 Abs. 1 Nr. 2 erzielte (glA Koepsell, Inf. 1997, 74).

E Die Betriebs^bernahme durch den Alleinerben wird von Satz 3 nicht erfaßt und des-
halb im Schrifttum als Existenzgrmndung angesehen (vgl. Lambrecht in
K/S/M, § 7g Rn. H 31; Paus, StBp. 1997, 297). UE kommt wegen § 6 Abs. 3
nur eine Fortfmhrung des beim Erblasser begonnenen Grmndungszeitraums,
nicht aber dessen Neubeginn in Betracht (glA Schmidt/Drenseck XXIII. § 7g
Rn. 28).

Einstweilen frei.

Erlfuterungen zu Abs. 8:
Einschrfnkungen fer Existenzgrenderrecklagen

in sog. sensiblen Sektoren

Rechtsentwicklung: Die Europnische Kommission hat am 17.8.1998 (s. ABl.
EG Nr. C 334, 6 v. 31.10.1998) entschieden, daß § 7g Abs. 7 mit Art. 97 EG-
Vertrag nur vereinbar ist, soweit damit nicht sog. sensible Sektoren (Umfang s.
BMF v. 1.3.1999, BStBl. I 1999, 272 sowie unten) gefqrdert werden. Daraufhin
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wurde aus Grmnden der Rechtsklarheit Abs. 8 durch das StBereinG 1999 v.
22.12.1999 (s. Anm. 2) an § 7g angefmgt. Wegen eines neuen Gemeinschaftsrah-
mens fmr den Landwirtschaftssektor war eine Anpassung des Satzes 2 Nr. 5 er-
forderlich (s. Anm. 2 „InvZulG v. 20.12.2000“). Wegen des gennderten multisek-
toralen Regionalbeihilferahmens zu den Bereichen Stahl-, Kraftfahrzeug- und
Kunstfaserindustrie sowie zu den im Bereich der Fischerei und Aquakultur gel-
tenden Leitlinien fmr die Prmfung der einzelstaatlichen Beihilfen im Bereich Fi-
scherei und Aquakultur s. Anm. 2 „StkndG 2003 v. 15.12.2003“. Die gennderten
Regelungen sind im Bereich Stahlindustrie auf Wj. anzuwenden, die nach dem
23.7.2002 bzw. im Bereich Kraftfahrzeug- und Kunstfaserindustrie nach dem
31.12.2002 enden (§ 52 Abs. 23). Die Leitlinien fmr den Bereich Fischerei und
Aquakultur gelten gem. § 52 Abs. 1 ab VZ 2004.
Bedeutung: Die Fqrderung von Betrieben mit Tntigkeit in sensiblen Sektoren
(s. u. zu Satz 2) nach Abs. 7 stellt eine Subvention dar, die unter dem Genehmi-
gungsvorbehalt der EU steht. Abs. 8 dient daher mit seinem Hinweis auf die
sich aus dem Gemeinschaftsrecht ergebenden Einschrnnkungen des Abs. 7 nur
der Klarstellung und vermeidet eine Kollision mit hqherrangigem EG-Recht
durch rechtswidrige Beihilfen (so Lambrecht in K/S/M, § 7g Rn. I 1).
Zeitlicher Anwendungsbereich: Abs. 8 ist erstmals auf Wj. anzuwenden, die
nach dem 31.12.1996 beginnen. Darin liegt keine unzulnssige steuerverschnrfen-
de Rmckwirkung, weil Abs. 7 als notifizierungspflichtige Vorschrift unter dem
Vorbehalt der Genehmigung der Europnischen Kommission stand (s. BMF v.
1.2.1997, BStBl. I 1997, 102). Abs. 8 hat damit nur klarstellende Bedeutung.
Verhfltnis zu Abs. 3: Abs. 8 verhindert im Einzelfall nur eine Anwendung des
Abs. 7. Abs. 3 bleibt davon unbermhrt und ist auch in sensiblen Sektoren weiter-
hin anwendbar (ebenso Handzik in L/B/P, § 7g Rn. 158).
Firderung in sensiblen Sektoren (Satz 1): Abs. 7 ist gem. Abs. 8 Satz 1 in
sensiblen Sektoren nur anzuwenden, soweit die Fqrderfnhigkeit nicht ausge-
schlossen ist. Allein durch ein Tntigwerden in einem sensiblen Sektor wird also
die Inanspruchnahme der Ansparrmcklage noch nicht ausgeschlossen. Vielmehr
ist in jedem Einzelfall zu prmfen, ob sich aus den in Abs. 8 Satz 2 genannten
Rechtsakten (s. u.) fmr die jeweilige Investition ein Fqrderausschluß ergibt. Er
trifft alle stl. und außerstl. Maßnahmen (vgl. OFD Hannover v. 9.5.2000, DB
2000, 1153).
Sensible Sektoren (Satz 2): Satz 2 Nr. 1–8 enthnlt eine abschließende Aufznh-
lung der sensiblen Sektoren. Es handelt sich um die Bereiche Stahlindustrie
(Nr. 1), Schiffbau (Nr. 2), Kraftfahrzeug-Industrie (Nr. 3), Kunstfaserindustrie
(Nr. 4), Landwirtschaftssektor (Nr. 5), Fischerei- und Aquakultursektor (Nr. 6),
Verkehrssektor (Nr. 7) und Steinkohlenbergbau (Nr. 8). Einzelheiten zum Um-
fang der sensiblen Sektoren sowie die entsprechenden EU-Dokumente ergeben
sich aus dem BMF-Schr. v. 21.1.2000 (BStBl. I 2000, 916 f.). Fmr den Landwirt-
schaftssektor ist ab dem Jahr 2000 ein neuer Gemeinschaftsrahmen anzuwen-
den, der die bisherigen Regelungen ersetzt (vgl. ABl. EG Nr. C 28, 2 v. 1.2.2000;
BMF v. 13.7.2001, BStBl. I 2001, 456). Zu den knderungen in den Bereichen
Stahl-, Kraftfahrzeug- und Kunstfaserindustrie sowie Fischerei und Aquakultur
s. oben und Anm. 2 „StkndG 2003 v. 15.12.2003“.
Der Umfang der Firderung in sensiblen Sektoren (Satz 3) ergibt sich aus
den in Satz 2 genannten Rechtsakten. Dabei ist zu beachten, daß Abs. 7 lediglich
Stundungscharakter besitzt und damit das Subventionsnquivalent im Rahmen
der Prmfung der Fqrderungsmqglichkeit vergleichsweise niedrig anzusetzen ist.

§ 7g Anm. 150 Sonderabschreibungen ua.


